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lich in Anspruch zu nehmen, die das 
Gemeinwesen zu bieten hat, während 
im Gegenzug alle legalen und oft auch 
illegalen Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, um sich auf der Ausgaben-
seite „schadlos“ zu halten. 

Mit dem vorliegenden Heft nimmt 
sich mosinternational des leidigen 
Steuer-Themas an: zu einer Zeit, da 
bei den Finanzbehörden Tausende von 
Selbstanzeigen eingehen, weniger der 
reuigen Einsicht in die Gemeinwohl-
verpfl ichtung geschuldet als vielmehr 
der Sorge entsprungen, auf diese Weise 
einer strafrechtlichen Verfolgung des 
Steuerbetrugs zuvorkommen zu kön-
nen. Ein erstaunliches Phänomen, das 
in seiner Komplexität der sozialethi-
schen Aufarbeitung bedarf.

Der Sozialethiker Gerhard Kruip 
und der Wirtschaftsethiker  Michael 
Schramm stellen in ihrem Beitrag die 
Gerechtigkeitsfrage und sind davon 
überzeugt, dass Steuern sich nur ver-
tragstheoretisch rechtfertigen lassen 
als Übereinkunft, um gemeinsam öf-
fentliche Güter (Sicherheit, Infrastruk-
tur, gesunde Umwelt) zu verwirklichen. 
Für Detailfragen zu Art und Umfang 
der Steuern und zur Akzeptanz des 
Steuersystems bieten sie ethische Kri-
terien zur Orientierung an. Der Steu-
errechtler Hanno Kube erläutert ver-
schiedene Prinzipien des Steuerverfas-
sungsrechts, um die Eingriffsrechte des 
Staates freiheitsschonend und gleich-
heitsgerecht auszugestalten, etwa die 
Orientierung an der Leistungsfähig-
keit und dem Nettoprinzip. Der Wirt-
schaftspsychologe Erich H. Witte und 
seine Mitarbeiterin Christina Mölders 
untersuchen die empfundene (Un-)Ge-
rechtigkeit beim Erheben von Steuern 

und weisen nach, wie wichtig für die 
Steuermoral das Vertrauen ins System 
ist. Der Volkswirt Jörg W. Althammer 
analysiert die Familienbesteuerung 
und kritisiert die mangelnde Trans-
parenz des deutschen Steuersystems, 
das verteilungspolitisch ineffi zient sei, 
weil es Gutverdienende im Vergleich 
zu Bedürftigen deutlich besser stellt. 
Als Richter beschäftigt sich Gregor Nö-
cker schließlich mit dem sogenannten 
„Hartz IV-Urteil“ des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Besteuerung nied-
riger Einkommen an der Schnittstelle 
von Steuer- und Sozialrecht.

Der Grundsatz der Sozialpfl ichtig-
keit des Eigentums gilt, aber ebenso be-
rechtigt ist die Erwartung, dass der Ge-
setzgeber nach dem Grundsatz der An-
gemessenheit und Steuergerechtigkeit 
verfährt, auch wenn diese je nach Inter-
essengruppen unterschiedlich interpre-
tiert wird. Doch so richtig die Maßgabe 
ist, dass in einer solidarischen Gesell-
schaft die starken Schultern mehr tra-
gen und die Schwachen subsidiär ge-
stärkt werden, darf auf Dauer nicht der 
Eindruck systemischer Ungerechtigkei-
ten im Steuersystem vorhalten. Sonst 
droht die Erosion des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. Insofern sollte man 
uns Bürgern gelegentlich vor Augen 
führen, was wir gewinnen, wenn wir 
unseren Beitrag leisten zum Wohle der 
Allgemeinheit: allgemeine und sozia-
len Sicherheit, Infrastruktur und Kul-
tur, Lebensqualität und Zukunftsfähig-
keit. Das wäre vielleicht ein Gedanke 
wert, wenn wir beim leidigen Thema 
Steuern mal wieder unsere Erklärung 
abgeben müssen.

„Eigentum ver-
pfl ichtet.“ Manch 

einer dürfte erstaunt sein, 
dass sich diese nüchter-
ne Feststellung tatsäch-
lich im Grundgesetz fi n-
det, noch dazu an vor-
derer Stelle: „Eigentum 
verpfl ichtet. Sein Ge-
brauch soll zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit 
dienen.“ (GG Art. 14) Ge-

meinwohlorientierung ist mithin nicht 
eine Option, die an Gemeinsinn und 
Freigebigkeit der Wohlhabenden und 
Besserverdienenden appelliert, sondern 
eine soziale Verpfl ichtung, der sich nie-
mand entziehen kann, sofern er mehr 
als das Lebensnotwendige besitzt. So 
weit, so gut. Doch der Teufel steckt 
(mal wieder) im Detail. Denn so un-
streitig es ist, dass der Staat für Ge-
meinwohlaufgaben zuständig ist, wo-
für er dann Steuern einzieht, so strei-
tig ist schon die Frage, was denn „dem 
Wohle der Allgemeinheit“ dient. Ist das 
Steuersystem, im Prinzip doch allge-
mein anerkannt, wenn auch nicht un-
bedingt geliebt, in seiner jeweils kon-
kreten Ausformung gerecht, insbeson-
dere auch im Blick auf nachfolgende 
Generationen? Und wie verantwortlich 
geht der Staat mit den Steuergeldern 
seiner Bürger um? 

Wo immer Geld im Spiel ist, erst 
Recht in den Händen des Staates, da 
ist der Gerechtigkeitssinn der Men-
schen besonders ausgeprägt, und das 
zu Recht! Denn Staaten, in denen es 
nicht gerecht zugeht, sind wie Räuber-
banden, nur ungleich größer, polemi-
sierte schon einer der angesehensten 
Kirchenlehrer, Augustinus, im vierten 
Jahrhundert. Allerdings sehen wir die 
„Räuberbanden“ auch auf der anderen 
Seite, und nicht erst heute. Die Men-
schen sind wohl zu allen Zeiten be-
sonders fi ndig, wenn es darum geht, 
so viele Annehmlichkeiten wie mög-

Steuern erklären – 
ein leidiges Thema

Peter Klasvogt
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Der Artikel bietet eine kurze „Topographie“ ethischer Fragen der Steuergerechtigkeit. 
Dabei werden die Rechtfertigung von Steuern überhaupt, die Höhe der Steuerein-
nahmen, die Steuerarten, das Problem der individuellen Steuerbelastung, die Krite-
rien Einfachheit und Transparenz sowie die sich aus dem Globalisierungsprozess er-
gebenden Probleme für nationale Steuersysteme erörtert.

Steuergerechtigkeit
Eine Topographie moralischer Fragen

Aktuelle Diskussionen

In den letzten Monaten bestimmten 
Steuerthemen immer wieder die öffent-
liche Debatte in Deutschland. CDU/CSU 
und FDP hatten im Wahlkampf vor den 
Bundestagswahlen 2009 Steuersen-
kungen in Aussicht gestellt („Mehr Net-
to vom Brutto“), im Koalitionsvertrag 
auch entsprechende Absprachen ge-
troffen und einen (deutlich) kleineren 
Teil davon zum 1.1.2010 umgesetzt – 
wobei manche der Steuererleichterun-
gen noch auf Beschlüsse während der 
Zeit der großen Koalition zurückgehen. 
Um die Frage, wie in den nächsten Jah-
ren angesichts leerer Kassen und wach-
sender Staatsverschuldung eine grö-
ßere Steuerreform mit nennenswerten 
Entlastungen möglich sein soll, gab es 
jedoch heftigen Streit. Die Griechen-
land-Krise sowie notwendig werden-
de Stützungsaktionen für weitere fi -
nanzschwache Euro-Länder drängen 
nun die Frage von Steuersenkungen 
mehr und mehr in den Hintergrund. 
Im Fokus der Diskussion stehen allen-
falls Überlegungen, wie durch Einspa-
rungen Steuererhöhungen vermieden 
werden können. Das Thema Steuerhin-
terziehung gelangte in die Schlagzei-
len, als den deutschen Behörden CDs 

zum Kauf angeboten wurden, die Daten 
über die auf Schweizer Banken befi nd-
lichen Konten deutscher Staatsbürger 
enthielten. Die offenbar sehr hohe Zahl 
von Selbstanzeigen hat die Frage auf-
geworfen, ob es richtig sein kann, dass 
man sich hier durch eine Selbstanzeige 
nach einer abgeschlossenen strafbaren 
Handlung der gerechten Strafe entzie-
hen kann, was sonst bei keiner ande-
ren Straftat möglich ist. Hier scheint 
das Strafrecht selbst die Annahme na-
hezulegen, Steuerhinterziehung sei ein 
„Kavaliersdelikt“ und die Steuerhinter-
zieher folglich auch als „Kavaliere“ zu 
behandeln, wenn sie so „großzügig“ 
sind, sich selbst anzuzeigen. 

Noch mehr entgegenkommen möch-
te den steuerunwilligen Bürgern/innen 
der streitbare und umstrittene Philosoph 
Peter Sloterdijk, der jüngst vorschlug, 
auf die Pfl icht zum Steuerzahlen zu-
gunsten freiwilliger Wohltätigkeit ganz 
zu verzichten1. Dies hat zwar in intel-

lektuell-philosophischen Kreisen sowie 
in den Feuilletons großer Zeitungen für 
Reaktionen gesorgt, die Politiker/innen 
haben sich freilich solcher Ideen nicht 
angenommen. In all diesen, oft mit ei-
ner gehörigen Portion moralischer Em-
pörung unterlegten Debatten werden je-
doch selten grundsätzliche Fragen der 
Steuergerechtigkeit zum Thema ge-
macht. Das mag vor allem daran liegen, 
dass diese Fragen zu komplex sind, um 
sich für Tagesschau-Meldungen, Talk-
shows oder Magazinsendungen zu eig-
nen. Trotzdem scheint uns eine solch 
grundsätzliche Beschäftigung notwen-
dig zu sein. Sie könnte einen Beitrag zu 
einer rationaleren Befassung mit Steu-
erthemen leisten und dazu beitragen, 
dass ein System geschaffen wird, das 
die meisten Bürger/innen als gerecht 
empfi nden und ihre Steuerpfl icht als 
einen berechtigterweise eingeforderten 
Beitrag zur Finanzierung des Gemein-
wesens ansehen.

Eine „Topographie“ ethischer Fragen der Steuergerechtigkeit

In diesem einleitenden Beitrag zum 
Themenheft von mosinternational zur 
Steuergerechtigkeit soll zunächst ei-
ne Art „Topographie“ moralischer Fra-

gen der Steuergerechtigkeit versucht 
werden, um etwas Übersicht in einen 

1 Sloterdijk (2009).

Gerhard Kruip Michael Schramm
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wenig durchschaubaren Problemkom-
plex zu bekommen2. Dadurch können 
auch steuerethische Fragen wenigstens 
kurz angesprochen werden, die in den 
nachfolgenden Beiträgen nicht mehr 
eigens thematisiert werden. Von we-
nigen Grundlagen abgesehen, geht es 
uns hier mehr darum, Fragen zu stel-
len und zu ordnen, nicht schon darum, 
sie auch überzeugend zu beantworten.

Die grundlegende erste Frage ist 
wohl die nach der Rechtfertigung von 
Steuern überhaupt. Erst wenn überzeu-
gend nachgewiesen werden kann, dass 
diese unerlässlich sind, hat es Sinn, 
eine zweite Frage nach der Gesamt-
höhe der notwendigen Steuereinnah-
men und eine dritte Frage nach den 
Steuerarten zu stellen, durch die die 
erforderlichen Einnahmen erbracht 
werden können. Beide Fragen hängen 
freilich zusammen: Höhere Steuerein-
nahmen sind möglicherweise nur durch 
einen bestimmten Mix von Steuerar-
ten zu erzielen, bzw. umgekehrt dürfte 
die Entscheidung für oder gegen be-
stimmte Steuerarten Auswirkungen auf 
die Höhe der Steuereinahmen haben. 
Daran anschließend ist die für die Ak-
zeptanz eines Steuersystems und für 
dessen moralische Qualität besonders 
wichtige vierte Frage zu stellen, wie 
hoch die Steuerbelastung der einzel-
nen Bürger/innen sein darf, bzw. wie 
diese bemessen wird. Hier wird es am 
ehesten dazu kommen, dass sich eini-
ge ungerecht behandelt fühlen. In ei-
nem fünften Fragekomplex sprechen 
wir Kriterien wie Einfachheit, Transpa-
renz und die konsequente Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung an, die not-
wendig sind, damit die Bürger/innen 
ein Steuersystem als gerecht empfi n-
den. Hier können sich aber gleichzeitig 
Konfl ikte zu den auf die vierte Frage 
gegebenen Antworten ergeben, weil et-
wa ein zu einfaches Steuersystem den 
vielen verschiedenen Einzelfällen nicht 
mehr gut gerecht werden kann. Sechs-
tens sind noch kurz moralisch schwie-
rige Fragen anzusprechen, die sich für 
nationale Steuersysteme aus dem Glo-
balisierungsprozess ergeben.

Wozu überhaupt Steuern?

Die Frage, warum es überhaupt Steu-
ern braucht, hängt eng mit der Fra-
ge zusammen, warum es einen Staat 
braucht. Steuern lassen sich – wie der 
Staat überhaupt – nicht mehr autoritär, 
sondern nur noch „vertragstheoretisch“ 
rechtfertigen3. Gleichberechtigte Bür-
ger/innen, die dem republikanischen 
Ideal der demokratischen Selbstregie-
rung anhängen, stehen vor dem Pro-
blem, dass sich manche Güter nur oder 
mindestens sehr viel besser bereitstel-
len lassen, wenn sie nicht allein von 
privater Hand erzeugt und unter Priva-
ten getauscht werden, sondern wenn es 
zu Abmachungen kommt, diese Güter 
kooperativ bereitzustellen. Dies wird 
allerdings nur funktionieren, wenn sich 
alle Bürger/innen entweder durch Mit-
arbeit oder durch Geldzahlungen da-
ran beteiligen. Das gilt vor allem für 
solche Güter wie öffentliche Sicherheit 
nach innen und nach außen, die Bereit-
stellung einer gut funktionierenden In-
frastruktur, die Sicherung einer gesun-
den Umwelt, die Organisation von Res-
sourcen für den Katastrophenfall oder 
den Einsatz für öffentliche Gesundheit 
usw. All dies sind „öffentliche Güter“, 
weil diejenigen, die sich um ihre Be-
reitstellung kümmern, niemanden von 
der Nutzung dieser Güter ausschließen 
können (oder dies allenfalls mit sehr 
hohem Aufwand tun könnten). Da nie-
mand für öffentliche Güter bezahlen 
muss, weil er von ihrer Nutzung nicht 
ausgeschlossen werden kann, steht je-
der in der Versuchung, sich um deren 

Bereitstellung gar nicht erst zu küm-
mern, sondern darauf zu hoffen, dass 
dies andere tun. Wenn aber alle so han-
deln würden, käme es gar nicht erst zur 
Bereitstellung von öffentlichen Gütern. 
Dies hat der schwedische Ökonom Knut 
Wicksell bereits vor über hundert Jah-
ren klar herausgearbeitet: „Wenn der 
einzelne sein Geld so für private und 
öffentliche Aufgaben verwenden soll, 
dass für ihn die persönlich grösstmög-
liche Befriedigung entsteht, so wird er 
für die öffentlichen Zwecke […] offen-
bar keinen Deut zahlen. Denn ob er viel 
oder wenig zahlt, das wird meistens 
auf den Umfang der Staatsleistungen 
einen so geringen Einfl uß haben, dass 
er selbst davon so gut wie gar nichts 
verspüren wird“4. Das wäre aber für al-
le mit enormen Problemen verbunden. 
Deshalb liegt es im wohlverstandenen 
Eigeninteresse eines jeden, sich auf ei-
nen „Gesellschaftsvertrag“ einzulassen, 
in dem Regeln aufgestellt werden, wie 
diese Güter erzeugt werden, wer für 
die Erzeugung zuständig ist und wie 
die Finanzierung sichergestellt wird. 
In modernen Staaten sind die von den 
Bürgern/innen eingezogenen Steuern 
dafür bei Weitem die wichtigste Ein-
nahmequelle. Sie sind zudem der ver-
mutlich wichtigste Grund, überhaupt 
einen (modernen) Staat einzurichten: 
„Ohne das fi nanzielle Bedürfnis hätte 
der unmittelbare Anlaß zur Schöpfung 
des modernen Staates gefehlt“, so der 
Ökonom Joseph Schumpeter5.

2 Zum Thema „Steuergerechtigkeit“ aus ökonomischer Sicht vgl. klassisch Tipke (1981). 
Aus der Perspektive einer christlichen (Sozial)Ethik vgl. den Überblick von Schmitz (1990) 
sowie Rauscher (1995) und (EKD) (2006).

3 Neben der biblischen Rechtfertigung von Steuern (Mt 22,21; Röm 13,7) führten in-
teressanterweise schon „die spätmittelalterlichen und nachtridentinischen Theologen […] 
den Staat selbst auf einen Vertrag zwischen Volk und Obrigkeit zurück“ (Mausbach/Er-
mecke 1961, S. 554).

4 Wicksell (1896/1969), S. 100.
5 Schumpeter (1976), S. 341.
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Es scheint schwer zu sein, diese Frage 
klar zu beantworten. Man kann allen-
falls sehr allgemeine Kriterien ange-
ben. Einerseits ist die Höhe der Steu-
ern durch ihre Zwecke bestimmt, näm-
lich bestimmte Güter, die prinzipiell 
allen zugute kommen müssen, durch 
den Staat bereitstellen zu können. Die 
Begünstigung einzelner Sondergrup-
pen der Gesellschaft oder die Finanzie-
rung überfl üssiger Bürokratie fällt si-
cher nicht darunter6. Andererseits dürf-
te eine Grenze für die Steuerbelastung 
in der Akzeptanz der Bürger/innen lie-
gen, die aber ebenfalls nicht „von Natur 
aus“ festliegt, sondern u. a. davon ab-
hängt, ob die Menschen den Eindruck 
haben, dass staatliche Leistungen ih-
nen auch wirklich zugute kommen. Dies 
ist besonders wichtig, denn der Ver-
lust, der durch das Zahlen von Steuern 
direkt und „schmerzhaft“ spürbar ist7, 
lässt sich nur dadurch ausgleichen, dass 
der Nutzen so transparent wie mög-
lich wahrnehmbar wird. Darüber hi-
naus sind die Bürger/innen bestrebt, 
möglichst viel von der Freiheit zu be-
halten, die ihnen die Entscheidung über 
ihr eigenes Einkommen gibt. Für Gü-
ter, die nicht prinzipiell öffentliche Gü-
ter sind und auch privatwirtschaftlich 
bereitgestellt werden könnten, kann es 
Konfl ikte mit den Freiheitsansprüchen 
der Bürger/innen geben. Denn selbst 
wenn der Staat den Bürgern/innen in 
effi zienter Weise bestimmte Güter be-
reitstellt, so kann der Einzelne nicht da-
rüber bestimmen, in welcher Art, Qua-
lität und in welchem Umfang sie zur 
Verfügung stehen. Außerdem werden 
durch solche Güter diejenigen Bürger/
innen begünstigt, die sie auch tatsäch-
lich nutzen, während sie von allen fi -
nanziert werden, die möglicherweise 
ganz andere Güter nachfragen würden. 
Das trifft beispielsweise für die Sub-
ventionierung von bestimmten kultu-
rellen Einrichtungen wie Opernhäuser 
und Theater zu, die trotz subventionier-
ter Preise nur von einer Minderheit be-
sucht werden. Andererseits würde ei-

ne private Bereitstellung solcher Güter 
zu höheren Eintrittspreisen führen, so 
dass ärmere Bürger/innen oder sogar 
Teile der Mittelschicht von ihrer Nut-

zung ausgeschlossen würden. Letzten 
Endes müssen der Umfang der Staats-
aufgaben und die dafür nötigen Steuer-
einnahmen demokratisch beschlossen 
werden – was zugleich bedeutet, dass es 
darüber wohl immer Streit geben wird.

Wie hoch sollte die Belastung durch Steuern insgesamt sein?

Welche Steuern sollten erhoben werden?

Staaten waren immer besonders krea-
tiv, wenn es darum ging, neue Steuerar-
ten zu erfi nden. In Deutschland werden 
sowohl direkte (z. B. Lohn- und Ein-
kommensteuer) wie indirekte (z. B. die 
Umsatzsteuer) Steuern erhoben. Von 
letzteren sind manche auf bestimm-
te Produkte bezogen, z. B. auf Mine-
ralöl, Tabak, Strom oder Versicherun-
gen. Einmal eingeführte Steuern wer-
den selten wieder abgeschafft. Um ein 
besonderes Kuriosum zu erwähnen: Die 
Sektsteuer wurde 1902 von Kaiser Wil-
helm II. zur Finanzierung seiner Kriegs-
fl otte eingeführt – und wird auch heu-
te noch erhoben. 

Die Auswahl der Steuerarten zu ei-
nem Steuermix ist teilweise historisch 
bedingt, ergibt sich aber auch aus Prak-
tikabilitätsgesichtspunkten. Besonders 
zu berücksichtigen sind gewollte oder 
ungewollte Lenkungswirkungen. Führt 
man eine Steuer insbesondere zu Len-
kungszwecken ein (z. B. eine Energie-
steuer), muss aus ethischer Sicht in 
Rechnung gestellt werden, dass die 
damit verbundenen Anreize auf Men-
schen mit unterschiedlichen Einkom-
men unterschiedlich wirken, so dass 
soziale Selektionseffekte eintreten. Wer 
ein hohes Einkommen hat, kann hö-
here Energiekosten sehr viel leichter 
verkraften. Die meisten Bürger/innen 
werden aber denken, dass auch Reiche 
Energie sparen sollten, und es als Är-
gernis empfi nden, wenn sie sich über 

höhere Steuern von dieser Pfl icht so-
zusagen freikaufen können. 

Überhaupt ist das mit der unten fol-
genden vierten Frage zusammenhän-
gende Problem zu bedenken, welche 
Verteilungswirkungen mit welchen 
Steuerarten verbunden sind. Will man 
beispielsweise über Steuern die auf dem 
Markt erzielten ungleichen Einkommen 
zumindest etwas ausgleichen, so eig-
nen sich dafür in der Regel nur direkte 
Steuern. Denn eine indirekte Steuer wie 
die Umsatzsteuer wirkt degressiv: Da 
alle den gleichen Prozentsatz auf Güter 
entrichten, die sie kaufen, die Wohlha-
benden aber häufi g einen geringeren 
Anteil ihres insgesamt höheren Ein-
kommens für den Konsum ausgeben, 
zahlen im Endeffekt die weniger Wohl-
habenden einen höheren prozentualen 
Anteil ihres Einkommens in Form der 
Umsatzssteuer als die Wohlhabenden.

In diesem Zusammenhang ist auch 
das Problem zu erwähnen, dass man-
che staatlichen oder quasi-staatlichen 
Aufgaben nicht durch Steuern, sondern 
durch Abgaben (im engeren Sinn) fi -
nanziert werden. Dies gilt in Deutsch-
land beispielsweise für den größten Teil 
der Finanzierung der Sozialversiche-
rungen. Abgaben im engeren Sinn un-
terscheiden sich von Steuern dadurch, 
dass die einzelnen Bürger/innen für 
die von ihnen geleisteten Steuern kei-
ne bestimmte Gegenleistung bekom-
men, durch Abgaben aber sehr wohl. 

6 Die entsprechende Gefahr eines „Leviathan-Staates“ erörtern Brennan/Buchanan 
(1988).

7 Im Bereich der ökonomischen Theorie hat die „Verhaltensökonomik“ (Behavioral Eco-
nomics) mit der „Prospect Theory“ gezeigt, dass reale Menschen eine ausgeprägte Ver-
lustabneigung („loss aversion“) aufweisen; vgl. klassisch: Kahneman/Tversky (1979).
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Sozialabgaben beispielsweise erzeu-
gen bestimmte Ansprüche (z. B. auf 
ein Arbeitslosengeld I oder eine Ren-
te). Die Höhe der Abgaben sollte des-
halb grundsätzlich entsprechend der 
Äquivalenz von Leistung und Gegen-

leistung bestimmt sein. Im Falle der 
gesetzlichen Krankenversicherung ist 
dies nicht der Fall, denn die Abgaben-
höhe hängt vom Einkommen ab, die 
Leistung aber nur vom jeweiligen Be-
darf im Krankheitsfall. Deshalb wird 
mit einem gewissen Recht diskutiert, 

ob die für alle gleiche Krankenversiche-
rungsleistung nicht besser auch durch 
eine für alle gleiche Abgabe („Kopfpau-
schale“) zu fi nanzieren wäre. Will man 
die bisher über die einkommensabhän-
gigen Beiträge zur gesetzlichen Kran-
kenversicherung erzielten Verteilungs-
wirkungen beibehalten, so könnte man 
sie ins Lohn- und Einkommensteuer-
system verlagern. Dies hätte den Vor-
teil, dass die Höhe der Zahlungen pro-
greessiv mit den Einkommen steigt und 
die Besserverdiendenden nicht – wie 
bei den bisherigen Sozialabgaben – 
durch Beitragsbemessungsgrenzen 
und Versicherungspfl ichtgrenzen we-
niger stark herangezogen werden. Da-
durch könnte der sogenannte „Mittel-
standsbauch“ – eine besonders hohe 
prozentuale Belastung der mittleren 
Einkommen durch Steuern und Ab-
gaben – vermieden werden. 

men gut verdienender Bürger/innen 
u. a. erst durch einen Staat ermöglicht 
wird, der ihr Eigentum sichert, eine gu-
te Infrastruktur bereitstellt usw. Doch 
bedeutet diese Orientierung am Prin-
zip der Leistungsfähigkeit eine Be-
steuerung der Einkommen nach einem 
festen Prozentsatz, oder darf der Pro-
zentsatz, wie bei der bei uns gültigen 
progressiven Besteuerung kontinuier-
lich anwachsen? Es kann mittlerwei-
le als emprisch gesichert gelten, dass 
die Bevölkerung westlicher Demokra-
tien eine progressive, die individuel-
le Beitragsfähigkeit berücksichtigende 
Einkommensbesteuerung durchaus als 

fair erachtet9. Doch damit ist die sich 
anschließende Frage noch nicht beant-
wortet: Für welche Einkommenshöhen 
gilt diese Progressionszone, mit wel-
chem Steuersatz beginnt sie, mit wel-
chem endet sie? Detailfragen dieser Art 
lassen sich aus sozialethischer Sicht 
nicht eindeutig beantworten. Dennoch 
kann man Richtungen benennen, die 
sicherlich als ungerecht angesehen 
werden können. Dazu gehören bei-
spielsweise ein sehr hoher Eingangs-
steuersatz, durch den bereits niedrige 
Einkommen stark belastet würden, eine 
zu schnelle und zu früh endende Pro-
gression, die besonders mittlere Ein-
kommen stark reduzieren würde, oder 
ein zu niedriger Höchststeuersatz, der 
die mögliche Besteuerung der wohlha-
benden Oberschichten zu wenig aus-
schöpft10, so dass die Steuersätze für 
die weniger gut Verdienenden höher 
sein müssten. Problematisch können 
auch die kumulativen Wirkungen von 

Welche Belastung des Einzelnen durch Steuern ist gerecht?

zu sorgen haben – beispielsweise inner-
halb einer Familie – müssen selbstver-
ständlich dann auch die Existenzmini-
ma aller Mitglieder der Familie steu-
erfrei gestellt werden. Das rechtfertigt 
Kinderfreibeträge und Ehegattenfreibe-
träge, aber nicht unbedingt ein Ehegat-
tensplitting. Hinter letzterem steht die 
Vorstellung, eine Ehe sei nicht nur ei-
ne Bedarfsgemeinschaft, sondern auch 
eine Leistungsgemeinschaft, und zwar 
selbst dann, wenn nur einer der beiden 
Partner ein Einkommen erzielt. 

Damit ist aber noch nicht begrün-
det, warum eine Kopfpauschale für die-
jenigen Bürger/innen, deren Einkom-
men nach Steuern über dem soziokul-
turellen Existenzminimum liegt, keine 
gute Lösung sein soll. Aber auch dafür 
gibt es gute Argumente. Eines dieser 
Argumente lautet, dass das Einkom-

Gerechtigkeitsfragen sind für die Steu-
ermoral der Bürger/innen von grund-
legender Relevanz: „Wenn es richtig 
ist, dass die wahrgenommene Fairness 
des Steuersystems einen großen Ein-
fl uss auf die Steuermoral ausübt, ist 
die Erforschung, welche Eigenschaf-
ten des Steuersystems als fair oder 
unfair wahrgenommen werden, von 
großer politischer Bedeutung“8. Für 
die Festsetzung der direkten Steuer-
zahlungen der einzelnen Bürger/innen 
gibt es verschiedene Möglichkeiten. So 
könnte man dafür plädieren, dass alle 
Bürger/innen, die alle vor dem Gesetz 
gleich sind und gegenüber dem Staat 
gleiche Ansprüche haben, auch den 
gleichen Steuerbetrag zahlen müssten 
(Kopfsteuer). Dem steht jedoch entge-
gen, dass es wohl nicht legitim wäre, 
wenn manche nach Erhebung staatli-
cher Steuern weniger zur Verfügung 
hätten, als sie für ihr Überleben brau-
chen. Die Steuerpfl icht darf deshalb 
erst dann einsetzen, wenn jemand mehr 
hat als das soziokulturelle Existenzmi-
nimum. Wenn Menschen füreinander 

8 Falk (2001), S. 14. Zur Steuermoral vgl. auch Kirchgässner (2001); Liebig/Mau (2005).
9 Confalonieri/Newton (1995); Edlund (1999); Mau (2002).
10 Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass derzeit fünf Prozent der Steuerpfl ichtigen 

41 Prozent des Einkommensteueraufkommens zahlen (Stand: 2006; Institut der deutschen 
Wirtschaft).

 Als fair und gerecht gilt 
heute eine an der Leis-
tungsfähigkeit orientierte 
progressive Einkommens-
besteuerung

 Durch Steuerzahlung 
entsteht kein Anspruch 
auf eine bestimmte 
Gegenleistung, bei den 
Abgaben sollten sich 
 Leistung und Gegen-
leistung entsprechen
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direkten und indirekten Steuern wer-
den. Zieht man Sozialabgaben (ca. 40 % 
vom Arbeitgeberbrutto), direkte Steu-
ern (bei mittleren Einkommen von Al-
leinstehenden oft 30 %) und indirekte 
Steuern (7 % bzw. 19 % vom Konsum, 
zusätzlich Energiesteuern, Mineral-
ölsteuer etc.) zusammen, so kommt 
man schnell auf Gesamtbelastungen 
von 75 %. Nur noch 25 % des Arbeit-
geberbruttos eines Arbeitnehmers blei-
ben nach der Belastung durch Steuern 
und Sozialabgaben übrig. 

Dem Prinzip der Leistungsfähig-
keit entspricht auch, dass Bürger/in-
nen das Recht haben müssen, Aufwen-
dungen von der Steuer abzusetzen, die 
zur Erzielung ihres Einkommens not-
wendig sind (wie die Fahrt zum Ar-
beitsplatz, Arbeitsmittel etc.). Denn das 

Einkommen, von dem die Leistungs-
fähigkeit abhängt, ergibt sich ja erst 
dadurch, dass man vom Gesamtertrag 
solche Aufwendungen abzieht, wie dies 
auch bei der Gewinnberechnung selbst-
ständig Tätiger der Fall ist. Etwas an-
ders verhält es sich mit der Absetzbar-
keit von Spenden und Stiftungen. Die-
se kann als gerechtfertigt angesehen 
werden, weil sie gemeinnützige Projek-
te fi nanzieren, die letztlich allen zugu-
te kommen. Hier sind allerdings Ober-
grenzen einzuziehen, damit dem Staat 
nicht zu viel von seiner steuerlichen Fi-
nanzierungsbasis entzogen wird.

Für die Feststellung der Bemes-
sungsgrundlage ist es besonders wich-
tig, dass hier alle Bürger/innen mit ih-
ren unterschiedlichen Verhältnissen 
und verschiedenen Einkommensar-

ten gleich behandelt werden. So wird 
beispielsweise die Vermögenssteuer 
vor allem deshalb nicht mehr erho-
ben, weil es ausgesprochen schwierig 
ist, die verschiedenen Vermögensarten 
(z. B. Geldvermögen und Vermögen in 
Form von Immobilien) einigermaßen 
gleichwertig zur Besteuerung heran-
zuziehen. Wenn dies nicht möglich ist, 
sollte auf eine Besteuerung tatsächlich 
verzichtet werden.
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Die Bürger/innen müssen in der Über-
zeugung ihre Steuern zahlen können, 
dass ihre individuelle Steuerlast nach 
Prinzipien bestimmt worden ist, die für 
alle gleich sind: „Gerechtigkeit […] ver-
langt nach Prinzipien oder Regeln, an 
denen Gleichheit gemessen werden 
kann. […] Der Finanzbedarf […] muß 
durch gerechte, gleichmäßige Besteu-
erung gedeckt werden“11. Verstehen die 

Bürger/innen jedoch die Berechnun-
gen nicht, werden sie die Steuerfest-
setzung als willkürlich empfi nden und 
letztlich die Legitimität des gesamten 
Systems in Frage stellen. Zu kompli-
zierte Regelungen benachteiligen auch 
die weniger Gebildeten unter den Steu-
erzahlern oder verpfl ichten sie zu teu-
ren Dienstleistungen von Steuerbera-
tern. Deshalb sollte ein Steuersystem 
so einfach und übersichtlich wie mög-
lich sein. Davon sind wir in der Rea-
lität weit entfernt. Der Steuerrechtler 
Klaus Tipke notiert gar, er sei gezwun-
gen, „steuerliche Chaosforschung“12 zu 
betreiben. Idealerweise sollte jeder auf 
der Basis verständlicher Verfahren in 
der Lage sein, seine Steuerlast selbst 
zu errechnen und abzuschätzen, welch 
höhere Steuerlast bei welchem höhe-
ren Verdienst auf ihn zukommt. Die-
se Transparenzforderung spricht eher 
für eine „Flat Tax“ mit einkommens-
unabhängig konstanten Steuersät-
zen oder einen einfachen Stufentarif 
und gegen die Steuerprogression. Sie 
spricht auch für die Pauschalisierung 
bestimmter Arten von Belastungen, die 
die Leistungsfähigkeit der Bürger/in-
nen einschränken. Hier wird aber so-
fort ersichtlich, welche Gerechtigkeits-
probleme damit verbunden sind: Denn 
Flat Tax und Stufentarif begünstigen 
(je nach Ausgestaltung der genauen 
Stufen und Steuersätze) eher die hö-
heren Einkommen und die pauscha-
le Anrechnung von Belastungen kann 
an den tatsächlich vorliegenden indi-

viduellen Belastungen weit vorbeige-
hen. Hier sind also immer Abwägun-
gen nötig, deren Ergebnis nie exakt 
bestimmt werden kann, weil wir uns 
hier notwendigerweise in Grauzonen 
und Ermessensspielräumen befi nden.

Wer sich der Steuerpfl icht entzieht, 
die genannten öffentlichen Güter aber 
selbstverständlich nutzt, ist nicht bes-
ser als ein Schwarzfahrer. Im Steuersys-
tem gibt es dabei den gleichen Teufels-
kreis wie bei den öffentlichen Verkehrs-
mitteln. Viele Schwarzfahrer verteuern 
die Tickets für die zahlenden Mitfahrer, 
die dadurch möglicherweise in größerer 
Zahl zum Schwarzfahren motiviert wer-
den. Wenn die Bürger/innen den Ein-
druck haben, dass besonders die Wohl-
habenden weniger Steuern zahlen als 
sie selbst oder vielleicht sogar keine, 
weil Steuerhinterziehung nicht wirksam 
verfolgt und empfi ndlich bestraft wird, 
werden sie das als ungerecht empfi n-
den und sich fragen, ob sie selbst wei-
ter „die Dummen“ sein wollen, weil sie 
die Lasten für die anderen mit über-
nehmen. Ein Steuersystem kann des-
halb noch so gerechte Regelungen ent-
halten – wenn deren Einhaltung nicht 
konsequent kontrolliert wird, wird es 
nicht als fair empfunden werden und 
die Steuermoral untergraben. 

Wie viel Einfachheit und Transparenz sind nötig?

Welche moralischen Probleme bringt die Globalisierung 
für die Erhebung von Steuern mit sich?

Durch den Prozess der Globalisierung 
wachsen nationale und regionale 
Märkte zu globalen Märkten zusam-
men, Güter aus den verschiedensten 
Staaten, die unter unterschiedlichsten 
Bedingungen hergestellt wurden, tre-
ten in direkte Konkurrenz zueinander, 
Kapital kann in großer Höhe per Maus-

klick über den Globus transferiert wer-
den, und auch die Menschen werden 
zunehmend mobiler. Diesen Entwick-
lungen müssen auch die Steuersyste-
me gerecht werden. So kann eine ei-

Gerhard Kruip (*1957), Dr. theol, 
Professor für Christliche Anthropo-
logie und Sozialethik an der Katho-
lisch-Theologischen Fakultät der Jo-
hannes Gutenberg-Universität Mainz; 
Arbeitsschwerpunkte u. a.: Gerechtig-
keitstheorien und ihre verschiedenen 
Anwendungsfelder (globale Gerech-
tigkeit, Klimawandel, Sozialstaat), Bio-
ethik, Medizinethik, Wirtschaftsethik, 
Theologie und Kirche in Lateinameri-
ka; wichtige Publikationen:
• (1996) Kirche und Gesellschaft im 

Prozess ethisch-historischer Selbst-
verständigung. Die mexikanische 
Kontroverse um die ‚Entdeckung 
Amerikas‘. Münster: Lit Verlag

• Zus. m. Gisbertz, Helga; Tolksdorf, 
Markus (Hg.) (2010): Ethisches Ler-
nen in der allgemeinen Erwachse-
nenbildung. Bielefeld: W. Bertels-
mann

• Zus. m. Heimbach-Steins, Marianne; 
Kunze, Axel-Bernd (Hg.) (2009): Bil-
dungsgerechtigkeit – Interdiszipli-
näre Perspektiven. Bielefeld: W. Ber-
telsmann

• Zus. m. Heimbach-Steins, Marianne; 
Kunze, Axel-Bernd (Hg.) (2009): Bil-
dung, Politik und Menschenrecht. 
Ein ethischer Diskurs. Bielefeld: W. 
Bertelsmann

• Caritas in veritate. Ein kritischer 
Kommentar aus sozialethischer Per-
spektive, in: Theologie und Glaube 
100 (2010) 1, S. 85–107.

KURZBIOGRAPHIE

 Auch als gerecht empfun-
dene Steuerregeln 
ver lieren an Akzeptanz, 
wenn ihre Einhaltung 
nicht konsequent kontrol-
liert wird

11 Tipke (1993), S. V.
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gentlich ungerechte unterschiedliche 
Besteuerung von Arbeits- und Kapi-
taleinkommen, die durch eine pro-
gressive Einkommensteuer bzw. eine 
pauschale Quellensteuer zu einem fes-
ten Satz bewirkt wird, möglicherweise 
dann gerechtfertigt sein, wenn es an-
ders nicht möglich oder sehr schwie-
rig ist, Kapitaleinkünfte überhaupt zu 
besteuern. Ein Gerechtigkeitsproblem 
entsteht auch dann, wenn eine Person 
in einem Staat arbeitet, der das Ar-
beitseinkommen am Ort der Arbeits-
stelle zu versteuern verpfl ichtet, aber 
in einem Nachbarstaat wohnt, der dem 
Wohnortprinzip folgt und das im an-
deren Land verdiente Geld deshalb 
ein zweites Mal versteuert. Dem kann 
durch zwischenstaatliche Abkommen 
zur Vermeidung von Doppelbesteue-
rung begegnet werden. 

Ein besonders dorniges Problem 
im Zusammenhang der Globalisie-
rung sind auch die Unternehmensbe-
steuerung bzw. der oftmals diagnosti-
zierte Steuersenkungswettbewerb der 
Nationalstaaten. In der Tat sind bei-
spielsweise die Körperschaftssteuer-
sätze der Kapitalgesellschaften nomi-
nal weltweit (fast überall) gesunken. 
So belief sich der Körperschaftssteuer-
satz in der Bundesrepublik 1979 noch 
auf 56 %, derzeit beträgt er nur noch 
15 %. Entscheidend(er) jedoch sind die 
tatsächlich bezahlten Steuern (Steuer-
aufkommen) sowie die tatsächliche Be-

lastung der Unternehmen durch Steu-
ern: So betrug 1998 das Aufkommen 
aus Gewerbe- und Körperschaftsteu-
er 44,3 Mrd. €, brach dann zwar 2001 
steuerreformbedingt auf 24,1 Mrd. € 
ein, erholte sich aber bald wieder auf 
61,3 Mrd. €. im Jahre 2006. Bedenk-
lich ist aber die zunehmende struktu-
relle Schiefl age zwischen den global 
players und dem Mittelstand, die durch 
die Globalisierung tendenziell verstärkt 
werden dürfte: Da die global players 
aufgrund der Globalisierung im Ver-
gleich zum Mittelstand über vielfälti-
gere Optionen verfügen, steuerrelevan-
te Aktivitäten tatsächlich oder buch-
technisch ins Niedrigsteuer-Ausland 
zu verlagern, hat sich die prozentua-
le Steuerbelastung in den letzten Jah-
ren in Richtung Personengesellschaften 
und Selbstständige verlagert13.

Insgesamt verlangt die Globalisie-
rung auch im Steuerbereich eine wei-
tergehende Harmonisierung der Steu-
ersysteme, was allen Staaten Kompro-
misse abverlangt, weil sie nicht mehr so 
ohne weiteres das durchsetzen können, 
was ihre Bürger/innen für gerecht hal-
ten. Wenn man sich ansieht, wie schwer 
Steuerreformen auf nationaler Ebene zu 
konzipieren und durchzusetzen sind, so 
wird man hinsichtlich möglicher Ge-
rechtigkeitsfortschritte durch eine inter-
nationale Harmonisierung von Steuer-
systemen vermutlich noch längere Zeit 
pessimistisch bleiben müssen.

Fazit

Offenbar ist nicht nur das bestehende 
Steuersystem in Deutschland so un-
übersichtlich, dass nur wenige Ex-
perten das ganze System überblicken. 
Auch die mit der Besteuerung grund-
sätzlich verbundenen moralischen Pro-
bleme sind sehr komplex. Dies darf 
die verantwortlichen Akteure jedoch 
nicht davon abhalten, nach Verbesse-
rungen in Richtung größerer Steuer-
gerechtigkeit zu suchen. Auch wenn 
vollkommene Gerechtigkeit eine Illu-
sion bleibt, sind graduelle Verbesse-
rungen sehr wohl möglich und soll-
ten so schnell wie möglich in Angriff 
genommen werden.

Michael Schramm (*1960), Dr. theol., 
Professor für Katholische Theologie und 
Wirtschaftsethik an der Universität Ho-
henheim; Arbeitsschwerpunkte: Wirt-
schafts- und Unternehmensethik sowie 
Religion in Produkten der Populärkul-
tur; aktuelle Buchveröffentlichungen:
• (2008) Ökonomische Moralkulturen. 

Die Ethik differenter Interessen und 
der plurale Kapitalismus (Ethik und 
Ökonomie; Bd. 5), Marburg: Metro-
polis

• (2008) Der unterhaltsame Gott. 
Theologie populärer Filme, Pader-
born/München/Wien/Zürich: Schö-
ningh.
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13 Hierzu Jarass / Obermair (2006), S. 23.

ef - amos 02_2010 - seiten001-056.indd   9ef - amos 02_2010 - seiten001-056.indd   9 06.07.2010   10:02:1006.07.2010   10:02:10



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 4. Jg. (2010) Heft 210

Steuergerechtigkeit
Zum verfassungsrechtlichen Rahmen

Im Steuerverfassungsrecht kondensieren wesentliche Elemente unserer Vorstellungen von Steuerge-
rechtigkeit. Das Grundgesetz geht vom freiheitsschonenden Grundsatz der Staatsfi nanzierung durch 
die steuerliche Teilhabe am wirtschaftlichen Erfolg des Bürgers aus, erkennt das Steuerrecht aber zu-
gleich als Eingriffsrecht und bindet es deshalb demokratisch und rechtsstaatlich ein. Freiheits- und 
gleichheitsgerecht greift der Steuerstaat nach Maßgabe der individuellen wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit auf den Bürger zu. Die Leistungsfähigkeit wird dabei durch eine Vielzahl unterschiedlicher 
Steuern erfasst. Die Bemessungsgrundlagen der Einzelsteuern müssen ihrerseits leistungsfähigkeits-
gerecht ausgestaltet sein. Bei den Steuersätzen belässt das Grundgesetz dem Gesetzgeber demge-
genüber einen weiten Raum, ebenso bei der Entscheidung über die Höhe der Gesamtsteuerlast. Auch 
innerhalb seines Gestaltungsraumes hat der Gesetzgeber allerdings folgerichtig zu handeln. Weil das 
Steuerrecht auf die Massenverwaltung angelegt ist, muss es notwendigerweise vereinfachen, typi-
sieren und pauschalieren; das Verfassungsrecht lässt dies in Grenzen zu. Freiheits- und gleichheits-
gerecht muss nicht nur das Steuergesetz, sondern auch sein Vollzug sein; sind Vollzugsdefi zite schon 
im Gesetz begründet, ist es selbst verfassungswidrig. Die strukturelle Erneuerung und Vereinfachung 
des Steuerrechts ist eine der wichtigsten Aufgaben heutiger, langfristig denkender Politik. Steuerge-
rechtigkeit wird auch in Zukunft nur gelingen, wenn das Steuerrecht auf sein verfassungsrechtliches 
Fundament baut, in seinen Wertungen sicher, konsistent und transparent ist.

Die Gerechtigkeit ist Leitstern, 
Fluchtpunkt, Ideal der Rechtsord-

nung. Ausdruck haben wesentliche Ele-
mente unserer Gerechtigkeitsvorstel-
lungen in der Verfassung gefunden und 
darin Verbindlichkeit erlangt, in den 
Freiheits- und Gleichheitsgrundrech-
ten, aber auch in Staatsstrukturprinzi-
pien wie der Demokratie, der Rechts-
staatlichkeit und der Sozialstaatlich-
keit. Auch das Steuerrecht ist in der 
Verfassung fundiert. Für den Juristen 
erscheint die Frage nach der Steuerge-
rechtigkeit deshalb in erster Linie als 
Frage nach dem Steuerverfassungs-
recht.

Prinzip des Steuerstaates

Ausdrücklich handelt das Grundge-
setz in den Art. 105 ff. von der Steuer. 
Geregelt ist dort die bundesstaatliche 
Zuordnung der Steuergesetzgebungs-, 
Steuerverwaltungs- und Steuerertrags-
kompetenzen. Während schon diese 
ausführliche kompetenzrechtliche Re-

gelung der Steuern darauf hindeutet, 
dass sich der Staat primär steuerlich fi -
nanzieren soll, weisen weitere Verfas-
sungsbestimmungen in dieselbe Rich-
tung. So lässt das Grundgesetz eine 
Kreditfi nanzierung staatlicher Aufga-
ben nur in engen Grenzen zu (Art. 109 
und 115 GG). Die Erhebung von Ge-
bühren und Beiträgen darf allein an 
die Verschaffung besonderer Vorteile 
anknüpfen. Einer eigenständigen er-
werbswirtschaftlichen Betätigung des 
Staates stehen die grundrechtlichen 
Gewährleistungen der Art. 12 (Berufs-
freiheit) und Art. 14 (Eigentümerfrei-
heit) GG prinzipiell entgegen. In der 
Gesamtschau geht das Grundgesetz so-
mit vom Prinzip des Steuerstaates aus, 
in dem die allgemeinen Staatsaufga-
ben in erster Linie steuerlich zu fi nan-
zieren sind.

Das Prinzip des Steuerstaates ist ein 
freiheitsschonendes Prinzip. Der Staat 
verdrängt den Bürger nicht aus der Er-
werbswirtschaft, bindet ihn nicht in ei-
ne Staats- und damit Planwirtschaft 
ein, sondern belässt ihm alle Möglich-

keiten zur freiheitlichen Entfaltung als 
Unternehmer oder Arbeitnehmer und 
beschränkt sich darauf, einen Teil der 
Wirtschaftskraft, die der Private in sei-
ner Freiheit, aber auf Grundlage einer 
staatlich bereitgestellten Infrastruktur 
erlangt hat, abzuschöpfen, um ebendie-
se Infrastruktur auch in Zukunft vor-
halten zu können.

Die Pfl icht des Bürgers, Steuern zu 
zahlen, ist die einzige einschneidende 
Bürgerpfl icht im Steuerstaat, sieht man 
von wenigen weiteren, nur in bestimm-
ten Fällen greifenden Pfl ichten, wie der 
Wehrpfl icht, ab. Auch hierin erweist 
sich der Steuerstaat als freiheitsfreund-
lich. Er verzichtet darauf, den Einzel-
nen – wie früher – zu Naturalleistun-
gen, wie „Hand- und Spanndiensten“, 
heranzuziehen. Hat der Bürger seine 
Steuerpfl icht erfüllt, ist er dem Gemein-
wesen gegenüber entlastet. Jedes wei-
tere Engagement für das Gemeinwohl 
beruht auf freiwilliger Grundlage, sei 
es im Rahmen eines Ehrenamts, sei es 
durch eine gemeinnützige Spende.

Hanno Kube
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Steuerrecht als Eingriffsrecht

Erweist sich der Steuerstaat damit als 
freiheitsfreundlicher Staat, bleibt aber 
zugleich unhintergehbar, dass die Steu-
erforderung als solche ein Freiheitsein-
griff ist. Jedem sozialstaatlichen Geben 
liegt notwendigerweise ein steuerstaat-
liches Nehmen voraus. Der Staat des 
Grundgesetzes begegnet dem Bürger 
heute an kaum einer Stelle so sehr als 
eingreifender Staat wie im Bereich der 
Besteuerung.

Es verwundert daher nicht, dass der 
Gegenstand, dessentwegen die Stän-
devertretungen und Parlamente den 
Landesherren in der Zeit des Konsti-
tutionalismus den Gesetzesvorbehalt 
bei Eingriffen „in Freiheit und Eigen-
tum“ abgerungen haben, die hoheit-
liche Besteuerung war. Steuern durf-
te der Landesherr danach nur dann 
erheben, wenn die Vertretungskör-
perschaften hierzu gesetzlich zuge-
stimmt hatten.

Bis heute ist der Gesetzesvorbe-
halt eine der zentralen verfassungs-
rechtlichen Anforderungen im Steu-
errecht. Jede Besteuerung setzt eine 
hinreichend bestimmte parlaments-
gesetzliche Grundlage voraus. In de-
mokratischer Hinsicht ist nur hierdurch 
die parlamentarische Legitimation 
des Freiheitseingriffs sichergestellt. In 
rechtsstaatlicher Hinsicht wird eben 
hierdurch gewährleistet, dass der Bür-
ger die Besteuerungsfolge nach An-
knüpfungspunkt und Umfang voraus-
sehen und sich darauf  einstellen kann.

Dies zeigt, dass die nach wie vor 
dringend notwendige Vereinfachung 
unseres Steuerrechts, insbesondere des 
Einkommen- und Körperschaftsteuer-
rechts, auch und gerade eine verfas-
sungsrechtliche Forderung ist. Wenn 
der Staat dem Bürger im Steuerrecht 
wie kaum an anderer Stelle als eingrei-
fender Staat gegenübertritt und wenn 
die Richtigkeit der steuerlichen An-
gaben des Bürgers sogar strafbewehrt 
ist, muss der Staat ein hinreichend be-
stimmtes, voraussehbares und damit 
angemessen einfaches Steuerrecht ge-

währleisten, um die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen zu erfüllen. Über 
Gebühr darf das Steuerrecht freilich 
nicht vereinfachen, weil es an die Er-
werbswirtschaft, die Innehabung von 
Vermögen und die Vermögensverwen-
dung in der ganzen Breite anknüpfen 
muss und zudem auf eine Vielzahl von 
Gestaltungen zu reagieren hat. Doch 
muss das Steuerrecht in seinen Prinzi-
pien klar und auf ihrer Grundlage fol-

gerichtig ausgestaltet sein. Heute sind 
die Prinzipien kaum noch erkennbar, 
ist die Folgerichtigkeit durch überbor-
dende Ausnahmeregelungen, die nicht 
selten auf Druck von Lobbyinteressen 
hin Gesetz geworden sind, mehr als in 
Frage gestellt. Ein überkompliziertes, 
kaum noch verständliches Steuerrecht, 
das in seinen Rechtsfolgen nicht mehr 
kalkulierbar ist, hemmt die Wirtschaft, 
die sich nur noch dem Steuerrecht ge-
mäß – und nicht wirtschaftlicher Ver-
nunft gemäß – zu verhalten sucht und 
die doch an der Kompliziertheit des 
Systems verzweifeln muss. An sein En-
de gelangt der demokratische Rechts-
staat dann, wenn die Steuerunterwor-
fenen und die Steuerberater, aber auch 
die Steuerverwaltung selbst, zermürbt 
von immer weiteren Regelungsergän-
zungen und Übergangsbestimmungen, 
resignieren und nicht einmal mehr ver-
suchen, die Steuergesetze bis ins De-
tail richtig anzuwenden. Es ist mehr als 

alarmierend, wenn sich die Steuerver-
waltung eines Landes der Anwendung 
einer überkomplexen Norm (Thesau-
rierungsbegünstigung nach § 34a Ein-
kommensteuergesetz) schlicht verwei-
gert und den Steuerpfl ichtigen rät, die 
Steuer selbst auszurechnen und vor-
sorglich Einspruch gegen die dann er-
gehenden Steuerbescheide zu erheben, 
um die Prüfungslast auf die Finanzge-
richte abzuwälzen.

Eines Eingriffsrechts unter rechts-
staatlichen Gesichtspunkten unange-
messen ist schließlich auch die nach wie 
vor geübte Praxis rückwirkender Steu-
errechtsänderungen. Wenn es möglich 
sein soll, eine belastende Änderung des 
Ertragsteuerrechts Ende Dezember mit 
Wirkung für den gesamten Veranla-
gungszeitraum, also das gerade ab-
laufende Kalenderjahr, vorzunehmen, 
dann lässt sich dies zwar mit der for-
malen Überlegung rechtfertigen, dass 
der Steueranspruch des Staates – auf 
Grundlage aller bis dahin abgeschlos-
senen Sachverhalte – erst am Jahres-
ende entsteht. In der Sache aber wird 
der Steuerpfl ichtige schon während des 
Jahres, im Vertrauen auf die Rechtsla-
ge, steuerrechtlich erhebliche Disposi-
tionen vorgenommen haben, die viel-
fach nicht mehr rückgängig zu machen 
sind. Maßgeblich für die grundsätzli-
che Zulässigkeit einer tatbestandlich in 
der Vergangenheit anknüpfenden Re-
gelungsänderung sollte daher die Fra-
ge sein, ob der Steuerpfl ichtige noch 
rechtzeitig vor Entstehung des Steu-
eranspruchs zum Jahresende reagie-
ren kann oder nicht.

Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

Als Eingriff „in Freiheit und Eigentum“ 
muss der Steuerzugriff des Staates da-
rüber hinaus verfassungsrechtlich de-
terminierten Bemessungsprinzipien 
folgen, die den Eingriff dem Umfang 
nach rechtfertigen.

Im Ständestaat konnte die Bemes-
sung der direkten Steuern unmittelbar 
an den Äquivalenzgedanken anknüp-

fen. Der Fürst, der sein Auskommen, 
dasjenige seiner Verwaltung und die 
sonstigen Staatsausgaben im Regel-
fall aus eigenen Mitteln bestritt (Natu-
ralerträge der Domänen, Einkünfte aus 
Regalien etc.), bat die Stände – sieht 
man von den sich zunehmend entwi-
ckelnden indirekten Steuern ab – le-
diglich dann um Steuerbeiträge, wenn 

 Das Steuerrecht braucht 
klare Prinzipien und einen 
folgerichtigen Aufbau
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außerordentliche Bedarfe gedeckt wer-
den sollten, wie etwa ein Feldzug. Die 
Steuerlast war hier durch den Aus-
gabenzweck umgrenzt. Mit dem auf-
kommenden Absolutismus wurde die 
Stellung der Stände sodann jedoch im-
mer schwächer, was dem Monarchen 
einen unmittelbaren, auch steuerli-
chen Zugriff auf den Einzelnen eröff-
nete. Die direkte Besteuerung des In-
dividuums wurde verstetigt und inten-
siviert, zumal sich das Volumen der 
staatlichen Ausgaben erheblich aus-
dehnte, wie auch insbesondere von 
Zweckbindungen gelöst. Die inhaltli-
che Verknüpfung zwischen Steuer und 
Ausgabenzweck ging damit verloren, 
mit ihr jeglicher auf diese Verknüp-
fung abstellende Bemessungsmaßstab 
der Steuer.

Schon in Art. 13 der französischen 
Erklärung der Menschen- und Bürger-
rechte von 1789 wurde deshalb gefor-
dert, „für die Unterhaltung der öffentli-
chen Gewalt und für die Verwaltungs-
ausgaben“ eine „allgemeine Abgabe … 
nach Maßgabe“ der „Möglichkeiten“ 
der Bürger „gleichmäßig“ aufzuerlegen. 
Die Steuerbelastung nach dem Maß der 
„Möglichkeiten“, also nach dem Maß 
der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit wurde sodann, um die Mitte des 
19. Jahrhunderts, zu einem Postulat der 
Wissenschaft, um schließlich auch in 
den Steuergesetzen Berücksichtigung 
zu fi nden.

Das Prinzip der Besteuerung nach 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
ist heute Gemeingut aller entwickelten 
Staaten, die Steuern erheben. Das Leis-
tungsfähigkeitsprinzip korrespondiert 
mit der so genannten Markteinkom-
menstheorie, nach der im Wesentlichen 
diejenigen Einkünfte für die Besteu-
erung zur Verfügung stehen, die am 
Markt erwirtschaftet wurden. Dies wie-
derum geht mit einer Steuerrechtfer-
tigung durch den Gedanken einer ab-
strahierten „Global“-Äquivalenz ein-
her: Der Staat stellt die Rahmenbe-
dingungen für die Erwerbstätigkeit 
am Markt bereit (Sicherheit, Vertrags-
recht, Justiz etc.) und hat dafür an den 

Erträgen teil, die auf Grundlage dieser 
Rahmenbedingungen erzielt werden.

Verfassungsrechtlich konkretisiert 
der historisch herausgebildete Maß-
stab der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit den all-
gemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 
GG), darüber hinaus auch das freiheits-
grundrechtliche Verhältnismäßigkeits-
erfordernis.

Steuerarten

Weil sich wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit sachgerecht nur in einem Viel-
steuersystem erfassen lässt, das der 
Vielzahl der Manifestationsformen 
von Leistungsfähigkeit Rechnung trägt, 
unterscheidet das überkommene deut-
sche Steuerrecht Steuern auf den Hin-
zuerwerb von Vermögen (Einkommen- 
und Körperschaftsteuer; Gewerbesteu-
er; Erbschaft- und Schenkungsteuer), 
auf die Innehabung von Vermögen (– 
die als Sollertragsteuer ausgestaltet 
sein muss; gegenwärtig nur die Grund-
steuer) und auf den konsumtiven Ein-
satz von Vermögen (Verkehrsteuern 
wie die Versicherung- und die Grund-
erwerbsteuer; Aufwandsteuern wie die 
Kfz- und die Hundesteuer; Verbrauch-
steuern, also die Umsatzsteuer und die 
besonderen Verbrauchsteuern). 

Das Grundgesetz nimmt diese his-
torisch gewachsene Vielfalt auf und 
setzt damit das Vielsteuersystem vor-
aus, wenn es die Erträge der genannten 
Einzelsteuern in Art. 106 GG an Bund, 
Ländern und Gemeinden zuweist. Al-
lerdings verlangt Art. 106 GG in Ver-
bindung mit Art. 105 GG, der Rege-
lung der Steuergesetzgebungskompe-
tenzen, keineswegs, dass alle der dort 
aufgeführten Steuern tatsächlich aus-
gestaltet und erhoben werden. Bund 
und Länder können vielmehr, wie bei-
spielsweise im Fall der Vermögensteu-
er im Nachgang zur Verfassungswid-
rigerklärung 1995 geschehen, auf die 
Ausgestaltung verzichten. Ein über die 
in Art. 106 GG genannten Steuerarten 
hinausgehendes Steuererfi ndungsrecht 

steht demgegenüber weder Bund noch 
Ländern oder Gemeinden zu. Die ty-
pisierenden Bezeichnungen in Art. 106 
GG lassen allerdings durchaus Raum 
für die Ausgestaltung neuer Einzelsteu-
ern und auch für die Weiterentwick-
lung bestehender Steuern, so dass die 
Diskussion über das Steuererfi ndungs-
recht bei Licht betrachtet eher akade-
mischer Natur ist.

Handfeste, grundrechtserhebliche 
Fragen wirft das Vielsteuersystem da-
gegen mit Blick auf das Leistungsfä-
higkeitsprinzip auf. Bedarf es einerseits 
des Vielsteuersystems, um die zahlrei-
chen Manifestationsformen von Leis-
tungsfähigkeit zu erfassen, fragt man 
sich aber andererseits, ob nur die Ein-
zelsteuergesetze oder auch die kumula-
tive Gesamtbelastung des Steuerpfl ich-
tigen am Leistungsfähigkeitsprinzip zu 
messen sind. Weil der grundrechtlich 
zu schützende Bürger nur ein Vermö-
gen hat, aus dem er schöpfen kann, ist 
neben der Leistungsfähigkeitsgerech-
tigkeit der Binnenausgestaltung der 
Steuergesetze richtigerweise auch ei-
ne Leistungsfähigkeitsgerechtigkeit der 
individuellen steuerlichen Gesamtbe-
lastung zu verlangen. Deshalb muss 
insbesondere die Kumulation von di-
rekter und indirekter Besteuerung das 
Maß der Gesamtleistungsfähigkeit 
wahren.

Bemessungsgrundlage

Das Prinzip der Besteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
hat sich sodann in den Bemessungs-
grundlagen der Einzelsteuern wider-
zuspiegeln.

Die Bemessungsgrundlage der Um-
satzsteuer knüpft an das einzelne Leis-
tungsentgelt an und vermag die Leis-
tungsfähigkeit des Konsumenten des-
halb nur sehr typisiert in der Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen zu 
erfassen. Steuermilderungen, sei es 
durch Steuerbefreiungen einzelner 
Leistungen oder durch Steuersatzer-
mäßigungen, kommen nur sehr ein-
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geschränkt beim Konsumenten an (vgl. 
das jüngste Beispiel der Steuerermäßi-
gung kurzfristiger Beherbergungsleis-
tungen). Vor diesem Hintergrund ist die 
zunehmende Verlagerung der Besteu-
erung hin zur indirekten Besteuerung 
durchaus problematisch.

Im direkten Steuerrecht, vor allem 
also im Einkommen- und Körperschaft-
steuerrecht, dienen demgegenüber die 
individuellen Einkünfte, ein sehr viel 
exakterer Indikator von Leistungsfä-
higkeit, als Ausgangspunkt der Steuer-
bemessung. Die Einkünfte werden da-
bei unter Abzug der erwerbssichernden 
Aufwendungen ermittelt. Denn Brutto-
einkünfte, die zur Schaffung und Er-
haltung der Erwerbsgrundlagen einge-
setzt werden, sind nicht disponibel und 
stehen deshalb auch nicht zur Besteu-
erung zur Verfügung (objektives Net-
toprinzip). Verfassungsrechtlich lässt 
sich insoweit auf die durch Art. 12 
Abs. 1 GG geschützte Freiheit des Un-
ternehmers rekurrieren, grundsätzlich 
selbst darüber zu entscheiden, ob und 
in welchem Umfang er erwerbssichern-
de Aufwendungen, Investitionen, vor-
nehmen möchte. Wenngleich das ob-
jektive Nettoprinzip ein Grundpfeiler 
des deutschen Ertragsteuerrechts ist, 
hat das Bundesverfassungsgericht erst 
jüngst wieder – in den Entscheidun-
gen zur Pendlerpauschale und zur Maß-
geblichkeit der Handelsbilanz für die 
Steuerbilanz – ausdrücklich offen ge-
lassen, ob dieses Prinzip Verfassungs-
rang hat oder nicht.

Nicht disponibel und deshalb von 
der Bemessungsgrundlage abzuset-
zen sind darüber hinaus die unab-
dingbaren existenzsichernden Auf-
wendungen (subjektives Nettoprin-
zip). Das subjektive Nettoprinzip, das 
verfassungsrechtlich auf dem Sozial-
staatsprinzip gemäß Art. 1 Abs. 1 GG 
(Menschenwürde) in Verbindung mit 
Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsprinzip 
als Staatsstrukturprinzip) gründet, ist 
auch vom Bundesverfassungsgericht 
als verfassungsfest anerkannt wor-
den, dies gerade auch in Verbindung 
mit Art. 6 Abs. 1 GG, dem Auftrag zum 

Schutz von Ehe und Familie. In einer 
ganzen Reihe von Entscheidungen hat 
das Bundesverfassungsgericht eine an-
gemessene Berücksichtigung des (Fa-
milien-)Existenzminimums im Steuer-
recht angemahnt, so etwa einen sach-
gerechten Ansatz des – technisch in der 
Tarifberechnung verorteten – Grund-
freibetrags, des Kinderfreibetrags und 
des Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarfs des Kindes. Die da-
rüber hinausgehende Berücksichtigung 
privater Sonderausgaben und außer-
gewöhnlicher Belastungen steht im – 
verfassungskonform auszuübenden – 
Ermessen des Gesetzgebers.

Die zunehmende Konstitutionalisie-
rung des Steuerrechts hat gerade im Be-
reich der existenzsichernden Aufwen-
dungen in den letzten zwei Jahrzehnten 
zu einer größeren Realitätsnähe der Er-
tragsbesteuerung geführt, darüber hi-
naus zu einer besseren Abstimmung 
mit dem Sozialrecht. Gleichwohl liegt 
hier noch einiges im Argen, gerade mit 
Blick auf das Ziel einer konsistenten 
Aufwandsberücksichtigung und Leis-
tungsbesteuerung im Bereich der Zu-
kunftsvorsorge.

Steuersätze

Um die Steuerlast zu ermitteln, ist auf 
die Bemessungsgrundlage der Steuer-
satz anzuwenden. So sehr der Steuer-
satz bzw. die Ausgestaltung des Steuer-
satzverlaufs im Mittelpunkt der öffent-
lichen Aufmerksamkeit steht, so wenig 
ist der Steuersatz – sei es im Umsatz-
steuerrecht, sei es im Einkommen- und 
Körperschaftsteuerrecht – verfassungs-
rechtlich determiniert. Substantielle 
Vorgaben sind dem Verfassungsrecht 
lediglich für den Fall zu entnehmen, 
dass die Sicherung des Existenzmini-
mums in den Steuersatzverlauf (ein-
kommensteuerrechtlicher Grundfreibe-
trag) oder in Steuersatzermäßigungen 
(vor allem in der Umsatzsteuer) einge-
arbeitet wird. Darüber hinaus aber ist 
es weitgehend in das Ermessen des Ge-
setzgebers gestellt zu entscheiden, wie 

eine leistungsfähigkeitsgerechte, auch 
dem Sozialstaatsprinzip Rechnung tra-
gende Besteuerung durch das Zusam-
menwirken von Bemessungsgrundlage 
und Steuersatz gewährleistet wird. Ob 
der Tarif im Einkommensteuerrecht li-
near-progressiv, gestuft oder aber pro-
portional („fl at tax“) ausgestaltet wird, 
ist damit verfassungsrechtlich offen. 
Das heißt nicht, dass die möglichen so-
zialen und wirtschaftlichen Folgen der 
Ausgestaltung des Steuersatzes nicht 
in großer Ernsthaftigkeit bedacht wer-
den müssten. Aus dem Verfassungs-
recht lassen sich insoweit aber keine 
Vorgaben herleiten.

Ein unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten sehr viel größeres 
Problem wirft die Tarifgestaltung da-
gegen dann auf, wenn einzelne Ein-
kunftsarten innerhalb der Einkommen-
steuer gegenüber anderen Einkunfts-
arten begünstigt werden. Namentlich 
gilt dies für die ermäßigte Besteuerung 
von Kapitaleinkünften im Vergleich mit 
Einkünften aus (sonstigem) Gewerbe-
betrieb, selbständiger und nichtselb-
ständiger Arbeit (duales Besteuerungs-
modell). Begründet wird die ungleiche 
Privilegierung des Kapitals im Wesent-
lichen damit, dass Kapital mit sehr 
viel größerer Leichtigkeit ins Ausland 
verlagert werden kann als ein Betrieb 
oder auch die eigene Arbeitskraft. Die 
Steuersatzbegünstigung soll also einen 
steuerlichen Anreiz setzen, Kapital ins 
Inland zurückzuverlagern oder auch im 
Inland zu belassen, was sich – abge-
sehen vom fi skalischen Effekt der Be-
steuerung der Kapitalerträge – positiv 
auf den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land auswirken könne. 

Lenkungsteuerliche Regelungen, 
auch Steuersatzvergünstigungen, sind 
verfassungsrechtlich zulässig, soweit 
sie durch einen hinreichend gewich-
tigen Lenkungszweck begründet wer-
den können. Keine legitimierende Kraft 
hätte die Begründung, rechtswidrig 
handelnden Steuerfl üchtlingen den 
Weg in die Rechtmäßigkeit ebnen zu 
wollen; denn Rechtsgehorsam wird 
von jedem Bürger verlangt. Mit an-
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deren Worten: Der Rechtsverstoß darf 
sich nicht noch bezahlt machen. Der 
Verweis auf die möglichen Auswirkun-
gen der Steuersatzvergünstigung auf 
den Wirtschaftsstandort, insbesonde-
re den Arbeitsmarkt, kommt demge-
genüber als verfassungsrechtliche Be-
gründung in Betracht. Problematisch 
erscheint insoweit jedoch, dass die Be-
günstigung der Kapitaleinkünfte, bezo-
gen auf diesen Rechtfertigungsgrund, 
viel zu weit zugeschnitten ist. So sind 

auch solche Sachverhalte privilegiert, 
bei denen nicht einmal eine entfernte 
Gefahr der Abwanderung ins Ausland 
besteht. Zudem ist das duale Modell so 
kompliziert ausgestaltet, dass sich auch 
unter dem rechtsstaatlichen Gesichts-
punkt der Klarheit und Verständlichkeit 
erhebliche Fragen stellen. Nach alldem 
wirft die derzeitige Rechtslage erns-
te Zweifel an der Verfassungsmäßig-
keit auf. Dies drängt zu dem Vorschlag, 
das den Kapitaleinkünften entgegen-
gebrachte Wohlwollen auf die anderen 
Einkunftsarten zu erstrecken und damit 
zur grundsätzlichen Gleichbehandlung 
aller Formen menschlichen Erwerbs-
handelns zurückzufi nden.

Verfassungsrechtserheblich ist 
schließlich die Problematik der so 
genannten kalten Progression, also 
des Phänomens, dass sich ein Bür-
ger bei progressivem Tarifverlauf al-
lein aufgrund der Geldinfl ation und 
einer sich entsprechend darstellen-
den nominalen Einkünfteentwick-
lung im Laufe der Zeit stetig stei-
genden Grenzsteuersätzen ausgesetzt 
sieht. Erwogen wird, diesem Phäno-
men durch eine entsprechende Inde-
xierung des Steuerrechts entgegen-
zuwirken. Das Bundesverfassungsge-
richt weist in diesem Zusammenhang 
auf die währungspolitische Bedeu-
tung des Nominalwertprinzips hin, 
betrachtet dieses Prinzip aber nicht 

als Verfassungsprinzip. Zu beachten 
wäre bei einer Indexierung vor allem 
das rechtsstaatliche Erfordernis der 
Voraussehbarkeit der Steuerlast, die 
sich durch die Zugrundelegung von 
Indexzahlen sicherstellen ließe, die 
jeweils schon zu Beginn des Veranla-
gungszeitraums bekannt sind. Gleich-
sam an der Wurzel könnte dem Phä-
nomen der kalten Progression freilich 
durch die Umstellung auf einen pro-
portionalen Tarif begegnet werden.

Steuerlast

Die sich ergebende Höhe der Steuer-
last ist verfassungsrechtlich nur in äu-
ßeren Grenzen beschränkt. Es gilt der 
Grundsatz, dass es Sache des parla-
mentarischen Gesetzgebers ist, sich für 
ein schlankeres oder aber umfassen-
deres Programm von Staatsaufgaben 
und korrespondierend für eine gerin-
gere oder aber höhere Gesamtsteuer-
last zu entscheiden.

Historisch überkommen ist eine 
steuerrechtliche Regelung nur dann 
unzulässig, wenn sie erdrosselnd wirkt 
und sich als effektives Verbot des steu-
erauslösenden Verhaltens darstellt. Ba-
sierend auf der Erkenntnis, dass der 
Steuerzugriff nicht nur gleichheits-, 
sondern auch freiheitsgrundrechtlich 
erheblich ist, ist das Bundesverfas-
sungsgericht allerdings einen Schritt 
weiter gegangen und hat insbesonde-
re in seiner Entscheidung zur Vermö-
gensteuer aus dem Jahr 1995 den spä-

ter so bezeichneten Halbteilungsgrund-
satz entwickelt. Nach Art. 14 Abs. 2 GG 
dient der Eigentumsgebrauch dem pri-
vaten Nutzen und „zugleich“ dem Wohl 
der Allgemeinheit. Die steuerliche Ge-
samtbelastung des Soll- und des Ist-
Vermögensertrages hat deshalb, so das 
Bundesverfassungsgericht, „bei typi-
sierender Betrachtung … in der Nähe 
einer hälftigen Teilung zwischen pri-
vater und öffentlicher Hand“ zu ver-
bleiben. Übersteigt die Last aus der Er-
tragsbesteuerung diese Grenze, wird die 
Eigentümerfreiheit danach in verfas-
sungswidriger Weise verkürzt.

Wenngleich das Bundesverfas-
sungsgericht die Allgemeingültigkeit 
seiner Maßgabe später, konkret mit 
Blick auf die Zusatzbelastung durch 
die Gewerbesteuer, wieder in Fra-
ge gestellt hat, bleibt der Verweis auf 
die freiheitsgrundrechtlichen Grenzen 
der Steuer im Raum stehen. Er ist ei-
ne stetige Mahnung an die Politik, ei-

ne Überbesteuerung zu vermeiden. Ist 
Geld „geprägte Freiheit“, dann ist Geld-
entzug Freiheitsentzug. Die Gesamt-
steuerlast des einzelnen Bürgers – ein-
schließlich der Belastung durch die in-
direkten Steuern – ist deshalb gerade 
auch in der absoluten Höhe auf die 
individuelle Gesamtleistungsfähigkeit 
abzustimmen.

Ausgestaltungsraum und Folgerichtigkeit

Im Rahmen dieser verfassungsrechtli-
chen Vorgaben bewegt sich der Steu-
ergesetzgeber in einem weiten Raum, 
soweit es um die Auswahl der allge-
meinen tatbestandlichen Anknüp-
fungspunkte einer leistungsfähigkeits-
gerechten Besteuerung geht. Sind die 
entsprechenden Belastungsgrundent-
scheidungen getroffen, hat der Ge-
setzgeber diese allerdings folgerichtig 

in Einzelregelungen umzusetzen. Das 
Folgerichtigkeitsgebot, das aus dem 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 
und dem Rechtsstaatsprinzip abgelei-
tet wird, erlangt umso mehr Bedeutung, 
je komplizierter sich das Steuerrecht 
darstellt. Durchgreifend ist das Folge-
richtigkeitsgebot zur Anwendung ge-
kommen, als das Bundesverfassungs-
gericht die gesetzliche Abschaffung der 

 Die steuerliche Begünsti-
gung von Kapitaleinkünf-
ten ist viel zu weit zuge-
schnitten

 Der Halbteilungsgrundsatz 
des Bundesverfassungs-
gerichts ist eine stetige 
Mahnung an die Politik
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hindeuten. Gerade Steuerrechtsände-
rungen lassen solche Indizien oftmals 
nicht klar erkennen.

einkommensteuerrechtlichen Pendler-
pauschale für verfassungswidrig erklärt 
hat; dies nicht etwa deshalb, weil die 
Fahrtkosten zwingend zu den erwerbs-
bezogenen Aufwendungen zu zählen 
wären und diese Aufwendungen ab-
zugsfähig gestellt werden müssten, 
sondern vielmehr deshalb, weil ver-
gleichbare Aufwendungen abzugsfä-
hig sind, die Streichung der Pendler-
pauschale mithin nicht folgerichtig sei.

Die Rechtsprechung zur Folgerich-
tigkeit ist nicht ohne Kritik geblieben. 
So wird bemängelt, dass auf diese Wei-
se einfachgesetzliche Systementschei-
dungen konstitutionalisiert und damit 
zementiert würden. Was auf Grundlage 
dieser Systementscheidungen im Ein-
zelnen folgerichtig sei und was nicht, 
sei im Übrigen schwierig zu beantwor-
ten. Schließlich, so die Kritiker, gehe es 
an der politischen Wirklichkeit vorbei, 
dem Gesetzgeber, der auf Kompromis-
se angewiesen sei und oft nur in klei-
nen Schritten vorgehen könne, unter 
Verweis auf das Erfordernis der Folge-
richtigkeit Systemwechsel „auf einen 
Schlag“ abzuverlangen.

So substantiiert diese Kritik ist, 
bleibt dennoch festzustellen, dass das 
Folgerichtigkeitsgebot einen bedeutsa-
men Teilgehalt des allgemeinen Gleich-
heitssatzes und auch des Rechtsstaats-
prinzips bezeichnet. Sind Normen 
nicht folgerichtig aufeinander abge-
stimmt, werden sie zu gleichheitswid-
rigen Rechtsfolgen führen und die be-
rechtigten Erwartungen des Bürgers an 
den Rechtsstaat enttäuschen. Der Kritik 
ist deshalb durch einen angemessenen, 
bedachtvollen Einsatz des Folgerichtig-
keitsgebots zu begegnen. Bei genauer 
Betrachtung verlangt auch das Bun-
desverfassungsgericht in Anwendung 
dieses Gebots keineswegs Systemwech-
sel „auf einen Schlag“, sondern ledig-
lich Indizien in dem zu beurteilenden 

Gesetz, die auf ein planvolles Vorge-
hen, auf die Zielsetzung von Folgerich-
tigkeit – und sei es in Teilschritten – 

Vereinfachung, Typisierung und Pauschalierung

Steuerverwaltung ist Massenverwal-
tung. Auch eine folgerichtige Ausge-
staltung des Steuerrechts muss schon 
deshalb vielfach vereinfachen, typisie-
ren und pauschalieren. Mit dem Gleich-
heitsgebot ist dies vereinbar, solange 
sich die Vergröberungen am zu besteu-
ernden Regelfall orientieren und in die-
sem Sinne realitätsgerecht sind. Zudem 
muss der erreichbare Effi zienzgewinn 
in angemessenem Verhältnis zur Be-

nachteiligung des atypischen Sachver-
halts stehen.

Zu bedenken ist, was oftmals ver-
nachlässigt wird, dass neben der Ver-
waltungseffi zienz auch das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung 
für gesetzliche Standardisierungen 
sprechen kann, weil sie konkrete Nach-
forschungen beim Steuerbürger ent-
behrlich machen, die Privatsphäre al-
so geschont wird.

Gleichheit im tatsächlichen Belastungserfolg

Indem realitätsgerechte Vereinfachun-
gen, Typisierungen und Pauschalierun-
gen die Steuerverwaltung erleichtern, 
tragen sie schließlich auch dazu bei, 
dass es zu einer Gleichbehandlung im 
tatsächlichen Belastungserfolg kommt, 
die ihrerseits verfassungsrechtlich ge-
währleistet ist. Ist eine gesetzliche Re-
gelung auf strukturelle Vollzugsdefi zite 
hin angelegt, das materielle Recht al-
so nicht in angemessener Weise durch 
Verfahrensnormen abgestützt, dann 
ist nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts sogar das Ge-
setz selbst, nicht allein der ungleiche 
Vollzug verfassungswidrig. Auf dieser 

Grundlage hat das Gericht schon zwei-
mal Steuerrechtsregelungen für ver-
fassungswidrig erklärt, zum einen im 
Fall der Zinsbesteuerung (mit Blick auf 
die mangelhafte Erfassung grenzüber-
schreitender Sachverhalte), zum ande-
rem im Fall der Besteuerung von Spe-
kulationsgewinnen.

Ähnliche Fragen der tatsächlichen 
Ungleichbehandlung gleicher Steuer-
sachverhalte stellen sich aufgrund der 
nach wie vor bestehenden Praxis der 
Finanzverwaltung, die Befolgung von 
Entscheidungen des Bundesfi nanzhofs 
durch so genannte Nichtanwendungs-
erlasse zu verweigern.

Lenkungsteuern

Bewusst auf Ungleichbehandlung an-
gelegt sind demgegenüber Lenkung-
steuerregelungen, die durch eine vom 
Maßstab der Leistungsfähigkeit abwei-
chende Besteuerungsfolge in gesteiger-
ter Weise zur Verwirklichung von Steu-
errechtstatbeständen anreizen oder da-
von abhalten. Lenkungsteuern können 
als indirekt wirkende Handlungsmittel 
ökonomisch sinnvolle, effi ziente Ent-
scheidungen befördern. Zugleich aber 

bergen Lenkungsteuern vielfältige Pro-
bleme. So kann sich der wirtschaftlich 
Leistungsfähige, anders als der weni-
ger Leistungsfähige, von dem lenkung-
steuerlichen Verhaltensgebot freikau-
fen, indem er auf die Annahme der 
Verschonungssubvention verzichtet 
oder die erhöhte Steuer zahlt. Zudem 
führt die steuerliche Verschonung zu 
effektiven Staatsausgaben am Haushalt 
vorbei; niemand weiß, was die Ver-

 Bei Änderungen des Steu-
errechts dient das Gebot 
der Folgerichtigkeit zur 
Wahrung der Gleichheit
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schonung den Staat tatsächlich kostet. 
Schließlich bewirkt die Lenkungsteu-
er einen Zielkonfl ikt. Denn das fi ska-
lische Motiv der Steuererhebung steht 
diametral zum Lenkungsanliegen; je 
besser die Lenkung gelingt, desto ge-
ringer sind die Steuereinnahmen. Der 
Staat macht sich auf diese Weise letzt-
lich unglaubwürdig. Man denke an die 
Ökosteuer, bei der die fi skalische Ziel-
setzung der Mitfi nanzierung der staat-
lichen Sozialversicherungssysteme im-
mer eine wichtige Rolle gespielt hat 
und nach wie vor spielt.

Zwecksteuern

Die inhaltliche Verknüpfung bestimm-
ter Steuern mit bestimmten Ausgaben-
zwecken, wie im Fall der Ökosteuer, 
leitet schließlich über zur verfassungs-
rechtlichen Problematik von Zweck-
steuern, deren Aufkommen besonderen 
Staatsausgaben gewidmet ist. Zweck-
steuern setzen sich über die rechtsstaat-
lich und demokratisch gebotene Tren-
nung der Einnahmen- von der Aus-
gabenseite der Staatsfi nanzen hinweg 
und sind deshalb, jedenfalls soweit 
die Ertragszuordnung rechtsverbind-
lich festgeschrieben werden soll, nur in 
eng umgrenzten Ausnahmefällen zu-
lässig. Ein Beispiel bildet die Verwen-
dung eines Teiles des Mineralölsteu-
eraufkommens für die Instandhaltung 
der Bundesfernstraßen. 

Von der rechtsverbindlichen Er-
tragszuordnung zu unterscheiden ist 

die allein politische Begründung be-
stimmter Steuererhöhungen mit be-
stimmten Ausgabenbedarfen. Derartige 
Begründungsmuster („Rauchen für die 
Gesundheit“: Verwendung der Erträge 
aus einer Tabaksteuererhöhung zur Fi-
nanzierung des Gesundheitssystems), 
die durchaus zugkräftig sein können, 
haben, was viele nicht wissen, keiner-
lei rechtsverbindliche Kraft – was die 
Haushaltspraxis nicht selten bestätigt.

Herausforderungen und 
Aufgaben

Nach alldem belässt das Steuerver-
fassungsrecht dem Steuergesetzge-
ber viel Raum, eine gerechte Lasten-
zuordnung auszugestalten, zieht aber 
zugleich deutliche Grenzen. Viele der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben hat 
vor allem die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts in den letzten 
Jahrzehnten ins Licht gerückt. 

Unter demokratischen und rechts-
staatlichen Gesichtspunkten besteht 
die größte Herausforderung derzeit 
nach wie vor darin, das Steuerrecht 
strukturell zu vereinfachen, in seinen 
freiheitsbeschränkenden Wirkungen 
transparenter zu machen und Besteu-
erungsgleichheit wieder herzustellen. 
Wenngleich die klamme Lage der öf-
fentlichen Finanzen den Reformwillen 
momentan kaum befl ügelt, muss die 
Strukturreform des Steuerrechts, auch 
um der Freiheit und damit Ertragskraft 
der Wirtschaft willen, eine vordring-

lich bedeutsame Aufgabe auf der po-
litischen Agenda bleiben.

Nur ein solide auf sein verfassungs-
rechtliches Fundament gebautes, in sei-
nen Wertungen sicheres und konsisten-
tes Steuerrecht wird die Finanzierung 
der Staatsaufgaben auch in Zukunft, 
nicht zuletzt in der europäischen Ein-
bindung, in freiheits- und gleichheits-
gerechter, nachhaltiger Weise sichern.

Fazit

• Das Steuerverfassungsrecht spie-
gelt wesentliche Gehalte unserer 
Vorstellungen von Steuergerech-
tigkeit wider.

• Im Steuerstaat des Grundgesetzes 
werden die allgemeinen Staats-
aufgaben durch die freiheits- und 
gleichheitsgerechte, leistungsfä-
higkeitsgemäße Teilhabe des Staa-
tes am Erfolg privaten Wirtschaf-
tens fi nanziert.

• Bei der Auswahl der allgemeinen 
steuerlichen Anknüpfungspunkte 
eröffnet sich dem Steuergesetzgeber 
ein weiter Raum. Die Belastungs-
grundentscheidungen müssen so-
dann aber folgerichtig ausgestaltet 
werden, so durch die Einzelregelun-
gen zur Bemessungsgrundlage der 
Besteuerung. Im Einkommensteuer-
recht sind dabei erwerbs- und exis-
tenzbedingte Aufwendungen ange-
messen zu berücksichtigen.

• Bei der Ausformung der Steuersätze 
und bei der Entscheidung über die 
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Gesamtsteuerlast macht das Grund-
gesetz nur wenige Vorgaben. Es ist 
im Grundsatz Sache des Gesetzge-
bers, zwischen der Freiheit des Be-
lasteten und dem staatlichen Fi-
nanzbedarf zu vermitteln, auch in 
Anbetracht des Sozialstaatsprinzips.

• Die Maßgaben der Steuer(verfas-
sungs)gerechtigkeit drängen auf 
eine strukturelle Erneuerung des 
Steuerrechts, die die Belastungs-
prinzipien wieder deutlich her-
vortreten und das Steuerrecht als 
freiheits- und gleichheitsgemäß, 
wertungssicher und konsistent er-
scheinen lässt.

Steuergerechtigkeit für Familien
Zum derzeitigen System und den aktuellen Reformvorschlägen

Das deutsche System der Familienbesteuerung wird seit langem kontrovers diskutiert. 
Spezifi sche Elemente der Einkommensbesteuerung wie das Ehegattensplitting oder die 
steuerlichen Absetzbeträge für Kinder werden kritisiert, da sie den geänderten gesell-
schaftlichen Bedingungen nicht mehr entsprechen und sich verteilungspolitisch als 
kontraproduktiv erweisen. Der vorliegende Beitrag stellt die steuerliche Berücksich-
tigung von Ehe und Familie im deutschen Einkommensteuerrecht dar und analysiert 
die in der politischen Diskussion befi ndlichen Reformvorschläge auf der Grundlage 
der konstitutiven Prinzipien des deutschen Steuerrechts.

Das deutsche System der Einkom-
mensbesteuerung gilt nicht nur 

als ausgesprochen kompliziert und in-
transparent, sondern auch als vertei-
lungspolitisch ineffi zient. Denn obwohl 
das sozialstaatliche Umverteilungsvo-
lumen einen internationalen Spitzen-
wert aufweist, gelingt es der Sozialpoli-

tik offensichtlich nicht, die Armut – 
und hier insbesondere die Armut von 
Familien – wirksam zu bekämpfen. Dies 
hat das jüngste Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zur sozialen Grund-
sicherung nochmals nachdrücklich 
unterstrichen. In diesem Urteil wird 
insbesondere die Grundsicherung für 

Kinder als verfassungswidrig verwor-
fen und eine eigenständige, den spe-
zifi schen Bedarfen des Kindes gerecht 
werdende Berechnung des Regelsatzes 
eingefordert. Diese offensichtliche Dis-
krepanz zwischen einer hohen Steu-
erbelastung einerseits und den unzu-
reichenden Verteilungsergebnissen an-

Prof. Dr. Hanno Kube, LL. M.; Jahrgang 1970; Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches 
Recht und Steuerrecht an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz; Forschungs-
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Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. VII, Heidelberg; C. F. Müller, 
§ 148, S. 79–145

• Art. 115 GG, in: Theodor Maunz/Günter Dürig (Hg.) (Oktober 2009); Grundgesetz, 
Kommentar, Loseblattwerk, München: C. H. Beck

• EuGH-Rechtsprechung zum direkten Steuerrecht – Stand und Perspektiven, Zen-
trum für Europäisches Wirtschaftsrecht (Hg.) (2009), Universität Bonn, Vorträ-
ge und Berichte, Nr. 171.
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dererseits wird von Kritikern auf die 
fehlerhafte Struktur des Steuersystems 
zurückgeführt. Die deutsche Familien-
besteuerung orientiere sich zu sehr am 
traditionellen Leitbild der „Normalfa-
milie“ und berücksichtige zu wenig den 
gesellschaftlichen Wandel, der sich ins-
besondere in der sozialen Stellung der 
Frau und den geänderten Wertvorstel-
lungen gegenüber der Ehe manifestiert.

Zu diesem Strukturdefi zit kommt 
eine hohe Intransparenz des gesam-
ten Steuersystems hinzu. Diese Intrans-
parenz zeigt sich bereits im Titel die-
ses Beitrags. Denn Steuergerechtigkeit 
„für Familien“ kann es eigentlich gar 
nicht geben, da im deutschen Steuer-
recht keine Personenmehrheiten wie 
Ehepaare oder Familien besteuert wer-
den. Steuersubjekt ist vielmehr das In-
dividuum. Es trifft allerdings zu, dass 
bei der Festsetzung der steuerlichen 
Leistungsfähigkeit des Einzelnen der 
Familienstand und die Anzahl der zu 

berücksichtigenden Kinder eine Rolle 
spielen; insofern hat sich hierfür der – 
eigentlich irreführende – Begriff der 
„Familienbesteuerung“ in der politi-
schen Diskussion etabliert, der auch 
in diesem Beitrag verwendet wird. 

Im Folgenden werden die familien-
bezogenen Elemente des deutschen 
Steuerrechts und die in der Diskus-
sion befi ndlichen Reformvorschlä-
ge aus normativer Perspektive analy-
siert. Hierzu werden zunächst einige 
elementare Grundlagen der Einkom-
mensbesteuerung dargestellt, die für 
das Verständnis der familienbezogenen 
Elemente erforderlich sind. Anschlie-
ßend wird der Ist-Zustand der Famili-
enbesteuerung referiert und aus nor-
mativer Perspektive diskutiert, bevor 
die wichtigsten Reformalternativen 
dargestellt werden. Ein Fazit schließt 
den Beitrag ab.

Die Belastung der Bürger mit Steuer-
zahlungen unterliegt zentralen Grund-
sätzen, die für die Ausgestaltung der 
spezifi schen Familienbesteuerung und 
für die normative Verortung der in Fra-
ge stehenden Regelungen von zentraler 
Bedeutung sind. Für die steuerpoliti-
sche Praxis sowie für den überwiegen-
den Teil der steuerwissenschaftlichen 
Literatur gilt der Grundsatz der Be-
steuerung nach individueller steuer-
licher Leistungsfähigkeit als normati-
ve Richtlinie. Grundlegende Alterna-
tiven hierzu, wie beispielsweise eine 
explizite Ausrichtung des Steuersys-
tems an der ökonomischen Theorie der 
optimalen Besteuerung, wurden bis-
lang nicht ernsthaft politisch themati-
siert. Der steuerpolitische Dissens ma-
nifestiert sich deshalb auch weniger 
an diesem steuerpolitischen Grundsatz 
als vielmehr an der konkreten Ausge-
staltung des Leistungsfähigkeitsprin-
zips. Hierfür ist zunächst die adäqua-
te Steuerbemessungsgrundlage zu er-
mitteln, d. h. es gilt diejenige Größe zu 
bestimmen, die die Leistungsfähigkeit 
des Steuerpfl ichtigen möglichst exakt 
wiedergibt. Grundsätzlich sind hierfür 
verschiedene Referenzgrößen denkbar. 
Wie die meisten Einkommensteuersys-
teme orientiert sich das deutsche Sys-
tem der Einkommensbesteuerung am 
periodenbezogenen Markteinkommen. 
Grundsätzliche Alternativen wären das 
um Ersparnisse bereinigte Einkommen, 
das periodenübergreifende (Lebens-)
Einkommen, das potentielle Einkom-
men1 oder der Konsum. Das deutsche 
Steuersystem umfasst mehrere Bemes-
sungsgrundlagen, wobei die wichtigs-
ten der über die Umsatzsteuer erfasste 
Konsum und das durch die Einkom-

mensteuer erfasste periodenbezoge-
ne Markteinkommen sind. Wenn im 
Folgenden also ausschließlich die Fra-
ge nach der adäquaten Berücksichti-

gung der Familie im Zuge der Einkom-
mensbesteuerung behandelt wird, so 
stellt dies lediglich einen Ausschnitt 
aus der gesamtfi skalischen Belastung 
der Haushalte dar.

Das periodenbezogene Einkom-
men wird im Wesentlichen aus Grün-
den der Praktikabilität als Indikator 
für die steuerliche Leistungsfähigkeit 
herangezogen. Allerdings müssen für 
die Ermittlung der steuerlichen Leis-
tungsfähigkeit bestimmte Aufwands-
kategorien vom Markteinkommen ab-
gezogen werden. So können beispiels-
weise Aufwendungen, die zur Erzielung 
von Markteinkommen erbracht wer-
den müssen (sogenannte „Werbungs-
kosten“), nicht selbst Gegenstand der 
Besteuerung sein. Ebenso sind Aufwen-
dungen, die der Steuerpfl ichtige zur 
Abdeckung seines Existenzminimums 
und für den existenzminimalen Un-
terhalt der unterhaltsberechtigten Fa-
milienangehörigen zwingend aufwen-
den muss, von der Einkommensbesteu-
erung frei zu stellen. 

Nachdem der adäquate Indikator 
steuerlicher Leistungsfähigkeit – das 
zu versteuernde Einkommen – ermit-
telt wurde, wird hierauf der progres-
sive Steuertarif angelegt.2 Die Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage ist so-

Grundzüge der Einkommensbesteuerung

1 Das potentielle Einkommen ist dasjenige Einkommen, das die betrachtete Person bei 
vollständigem Einsatz ihrer produktiven Fähigkeiten am Markt generieren würde. Eine 
Unterauslastung der produktiven Kapazitäten wäre dann eine individuelle Entscheidung, 
die für den steuerlichen Zugriff irrelevant ist.

2 Als progressiv bezeichnet man Steuertarife, die mit steigendem Einkommen steigen-
de Durchschnittssteuersätze aufweisen. Dies ist bei fast allen in der Literatur diskutierten 
Einkommensteuertarifen der Fall, so beispielsweise auch bei einer fl at tax mit steuerli-

 Steuersubjekt ist immer 
der einzelne, Familienstand 
und Kinder be einfl ussen 
jedoch seine Leistungs-
fähigkeit

 Wichtigste Bemessungs-
grundlagen des deutschen 
Steuersystems sind die 
Konsumausgaben und das 
Markteinkommen
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mit dem Tarif vorgelagert; ohne eine 
gerechte Bemessungsgrundlage lässt 
sich auch kein gerechtes Steuersystem 
generieren. Das gilt ganz unabhängig 
vom gewählten Steuertarif: ein Tarif, 
der auf einer fehlerhaften Basis auf-
setzt, kann niemals zu gerechten Er-
gebnissen führen. Der Verlauf des Steu-

ertarifs drückt die vertikale Umvertei-
lungsabsicht des Gesetzgebers aus. 
Diese manifestiert sich im Progressi-
onsgrad der Besteuerung, der gleich-
zeitig einen Indikator für die forma-
le Inzidenz vertikaler Verteilungsge-
rechtigkeit des Steuersystems darstellt.3 

Konstitutive Elemente der Familienbesteuerung

Die Frage nach der sachlich angemes-
senen Ausformung familienorientierter 
Elemente im Steuerrecht fällt zuneh-
mend schwerer, da aufgrund der Aus-
differenzierung und der Pluralisierung 
der Lebensformen der gesellschaftliche 
Grundkonsens darüber zerbrochen ist, 
was konkret unter einer Familie zu ver-
stehen ist. Diese Unsicherheit betrifft 
weniger das Intergenerationenverhält-
nis (also die steuerliche Berücksichti-
gung von Kindern) als vielmehr die 
Frage nach der steuerrechtlichen Ver-
ortung des Familienstands. Das deut-
sche Steuerrecht knüpft am traditionel-
len Familienverständnis an, so dass die 
Ehe weiterhin einen normativen Re-
ferenzpunkt der Einkommensbesteue-
rung darstellt. Das Einkommensteuer-
recht behandelt die intakte Ehe als eine 
umfassende Erwerbs- und Verbrauchs-
gemeinschaft. Die Ehegatten gelten als 
gleichberechtigte Partner, die am ge-
meinsam erwirtschafteten Haushalts-

einkommen vollumfänglich in gleicher 
Weise partizipieren. Die faktische in-
nerfamiliale Aufteilung der Einkom-
mensentstehung, insbesondere die Ver-
teilung von Markt- und Haushaltspro-
duktion zwischen den Ehepartnern, 
obliegt allein den Ehegatten und ist 
für die Steuerbemessung unerheblich. 
Anders formuliert: Innerhalb der be-

stehenden Ehe fi ndet ein vollständiger 
Transfer steuerlicher Leistungsfähigkeit 
zwischen den Ehepartnern statt. Diesen 
Sachverhalt, für den das Bundesverfas-
sungsgericht den Begriff der „intakten 
Durchschnittsehe“ geprägt hat, wird 
durch das Splittingverfahren bei der 
Einkommensbesteuerung nachgebil-
det. Die Hälftelung des gemeinsam er-
wirtschafteten Einkommens entspricht 
dem oben beschriebenen Prozess der 
Übertragung steuerlicher Leistungsfä-
higkeit, die Besteuerung erfolgt somit 
für jeden Ehegatten individuell.

Während das Steuerrecht die öko-
nomische Beziehung zwischen den 
Ehegatten als eine partnerschaftliche 
und gleichberechtigte Erwerbsgemein-
schaft auffasst, wird die Eltern-Kind-
Beziehung steuerlich als Unterhaltsge-
meinschaft betrachtet. Aufwendungen, 
die für den Unterhalt der Kinder zwin-
gend anfallen, schmälern das dispo-
nible Einkommen der Eltern und sind 
dementsprechend von der Steuerbe-
messungsgrundlage abzuziehen. Dies 
betrifft das sächliche Existenzmini-
mum des Kindes einerseits wie den 
existenzminimalen Aufwand für Be-
treuung, Erziehung und Ausbildung 
andererseits. 

Ein Abzug von der Bemessungs-
grundlage führt bei einem direkt pro-
gressiven Steuertarif zu einer mit zu-
nehmendem Einkommen steigenden 
Entlastung, denn die monetäre Ent-
lastung eines steuerlichen Freibetrags 
ergibt sich annähernd aus dem Pro-
dukt von Freibetragshöhe und margi-
nalem Steuersatz. Da bei direkt pro-
gressiven Steuertarifen der Grenzsteu-
ersatz mit zunehmendem Einkommen 
steigt, erhöht sich somit notwendi-
gerweise der entsprechende Entlas-
tungsbetrag. Dies wird in der norma-
tiven Diskussion um die Familienbe-
steuerung häufi g als Verstoß gegen die 
vertikale Verteilungsgerechtigkeit kriti-
siert. Diese Kritik übersieht jedoch, dass 
dieser Entlastungsverlauf lediglich die 
Progression des Steuertarifs refl ektiert. 
Darüber hinaus werden hier zwei nor-
mative Ebenen miteinander vermengt: 
Während die steuerliche Progression 
vertikale Verteilungsgerechtigkeit her-
stellen soll, dient der Abzug der kind-
bedingten Aufwendungen von der Be-
messungsgrundlage der Sicherung ho-
rizontaler Steuergerechtigkeit. Anders 
formuliert: Der Entlastungsverlauf des 
Freibetrags gibt lediglich das Ausmaß 
der (verfassungswidrigen) Überbesteu-
erung von Familien an, das eintreten 
würde, wenn man den Freibetrag nicht 
in Ansatz brächte. Familien, die Auf-
wendungen für Kinder zu erbringen ha-
ben, sind eben nicht in gleichem Maße 
steuerlich leistungsfähig wie Kinderlo-
se. Der Freibetrag berücksichtigt damit 
lediglich diese Unterschiede in der sub-
jektiven Leistungsfähigkeit.

chem Grundfreibetrag. Der deutsche Einkommensteuertarif weist nicht nur durchgängig 
steigende Durchschnittssteuersätze, sondern bis zur oberen Proportionalzone auch stei-
gende Grenzsteuersätze auf.

3 Es ist bewusst von der Umverteilungs-„absicht“ resp. der „formalen Inzidenz“ der Be-
steuerung die Rede. Die tatsächlichen Verteilungswirkung (also die „materiale Inzidenz“) 
hängt davon ab, wie die Wirtschaftssubjekte ihr Verhalten aufgrund der Besteuerung ver-
ändern. 

 Ehepartner werden steu-
errechtlich als Erwerbs-
gemeinschaft behandelt, 
Eltern-Kind-Beziehungen 
dagegen als Unterhaltsge-
meinschaft
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Das bestehende System der Familienbe-
steuerung ist nicht nur im politischen 
Bereich, sondern auch in der einschlä-
gigen Literatur umstritten. Insbesonde-
re die Vertreter der betrieblichen Steu-
erlehre kritisieren die familienbezoge-
nen Elemente des Steuerrechts als eine 
ungerechtfertigte „Aushöhlung der Be-
messungsgrundlage“ (vgl. bspw. Bareis 
2000 sowie Schneider 2002). Denn ei-
ne Ehe werde nur geschlossen und der 
Kinderwunsch nur realisiert, wenn sich 
dadurch die subjektive Wohlfahrtsposi-
tion der Ehegatten resp. der Eltern er-
höht. Insofern sei das Eingehen einer 
Ehe oder die Geburt eines Kindes eine 
rein private Entscheidung, die für die 
Steuerbemessung keine Bedeutung ha-
be. Deshalb sei auch nicht einzusehen, 
weswegen die Gemeinschaft der Steu-
erzahler aus diesen Gründen auf fi s-
kalische Einnahmen verzichten sollte. 
Diese Argumente sind im Folgenden 
aus steuersystematischer Perspektive 
zu diskutieren.4

Bezüglich der Berücksichtigung des 
Kinderunterhalts ist diese Argumenta-
tion relativ leicht zu entkräften. Denn 
die Geburt eines Kindes stellt zwar eine 
private Wahlhandlung der Eltern dar, 
die autonom und unbeeinfl usst von 
Dritten – insbesondere vom Staat – 
erfolgt. Dennoch ist sie aus normati-
ver Perspektive nicht mit einem sonsti-
gen privaten Konsumakt vergleichbar.5 
Denn mit der Geburt eines Kindes erhält 
die Gesellschaft ein neues Mitglied, das 
bereits mit elementaren Rechten, insbe-
sondere mit dem positiven Anspruchs-
recht auf die Gewährleistung des sozio-
kulturellen Existenzminimums ausge-
stattet ist. Nach unserem Verständnis 
eines subsidiären Staatsaufbaus rich-
tet sich dieses Anspruchsrecht zunächst 
an die Eltern des Kindes; diese haben 
nicht nur das Recht, sondern auch die 
unabweisbare Pfl icht zur Pfl ege und 
Erziehung der Kinder. Insofern stehen 
die Aufwendungen, die für die Betreu-
ung und Erziehung der Kinder zu er-
bringen sind, nicht mehr als disponi-

bles Einkommen der Besteuerung zur 
Verfügung. 

Wesentlich problematischer fällt die 
steuersystematische Begründung für 
die Anwendung des Splittingverfah-
rens bei der Ehegattenbesteuerung 
aus. Die bislang geltende Praxis re-
kurriert auf das o. a. Verständnis der 
intakten Ehe als umfassende Erwerbs- 
und Verbrauchsgemeinschaft. Des Wei-
teren wird auf die steuerliche Behand-
lung der Unterhaltsverpfl ichtungen in 
der geschiedenen Ehe verwiesen. Un-
terhaltsleistungen können beim Unter-
haltspfl ichtigen bis zu einer bestimm-
ten Höhe als Sonderausgabe geltend 
gemacht werden, sofern sie beim Un-
terhaltsempfänger als zu versteuerndes 
Einkommen angegeben werden (soge-
nanntes Realsplitting). Durch diese Ver-
pfl ichtung zum nachehelichen Unter-
halt werden die öffentlichen Haushalte 
fi skalisch entlastet, so dass sich hieraus 
ein Interesse des Staates an der pri-

vaten Unterhaltspfl icht ableiten lässt. 
Das Ehegattensplitting wird nun als ty-
pisierende Form dieses Realsplittings 
in der intakten Ehe aufgefasst. Aller-
dings sind hierzu zwei Anmerkungen 
angebracht. Zum einen ist das Real-
splitting beim Geschiedenenunterhalt 
auf 13.805 € pro Jahr begrenzt, wäh-
rend das Ehegattensplitting einen un-
begrenzten Transfer steuerlicher Leis-
tungsfähigkeit unterstellt. Aus dieser 
Begrenzung wird der fi skalische Zweck 
dieser Norm – eben die Einsparung öf-
fentlicher Leistungen – deutlich, der in 
dieser Form durch das Splitting nicht 
gegeben ist. Wenn man hingegen die 
Meinung vertritt, dass die private Über-
tragung wirtschaftlicher Leistungsfä-
higkeit steuerlich relevant ist, so müsste 
das Splittingverfahren konsequenter-
weise bei allen Lebensgemeinschaften 
Anwendung fi nden, die zivilrechtlich 
eine gegenseitige Unterhaltsverpfl ich-
tung eingehen. Nach deutschem Recht 
betrifft dies insbesondere die eingetra-
gene Lebenspartnerschaft. 

Normative Probleme der Familienbesteuerung

Alternative Formen der Familienbesteuerung

Die zahlreichen kritischen Einwän-
de gegen das bestehende System der 
Familienbesteuerung haben zu einer 
entsprechenden Vielzahl von Reform-
vorschlägen geführt (vgl. Althammer 
2002). Allerdings fallen die in der Dis-
kussion befi ndlichen Reformalternati-
ven ausgesprochen heterogen aus. So 
existieren einerseits mit der Forderung 
nach Einführung eines Familiensplit-
tings resp. nach einer Zusammenveran-
lagung von Eingetragenen Lebenspart-

nerschaften Ansätze zur Ausweitung 
des steuerlichen Splittings, während 
andererseits eine Einschränkung oder 
gar die ersatzlose Streichung des Ehe-
gattensplittings gefordert wird.

4 Auf eine eingehende verteilungspolitische sowie allokative Analyse der Normen wird 
hier bewusst verzichtet. Sofern die in Frage stehenden steuerrechtlichen Regelungen nor-
mativ begründet sind, stellen die kritisierten Verteilungseffekte lediglich einen Refl ex des 
progressiven Steuertarifs dar, die aus Gründen der Folgerichtigkeit hinzunehmen sind. 
Gleiches gilt für die allokativen Wirkungen.

5 Die moderne Familienökonomik analysiert Fertilitätsentscheidungen zwar als Kon-
sumhandeln privater Haushalte. Dies ist aus analytischer Perspektive auch erforderlich, 
um die Determinanten des Geburtenverhaltens schlüssig herausarbeiten zu können. Den-
noch wäre es völlig verfehlt, den positiv-deskriptiven Zugang der Familienökonomie auf 
normative Probleme wie die adäquate Besteuerung von Familien anzuwenden. Genau die-
ser Kategorienfehler unterläuft den Vertretern der betrieblichen Steuerlehre.

 In Frankreich gibt es das 
auf die Erhöhung der 
Geburtenzahl gerichtete 
Familiensplitting
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Beim Familiensplitting werden ne-
ben den Ehepartnern auch die Kinder 
im Splittingdivisor berücksichtigt. Da-
bei kommen ggf. unterschiedliche Di-
visoren zum Ansatz. So sieht beispiels-
weise das französische Steuerrecht vor, 
dass Ehepartner mit dem vollen Di-
visor berücksichtigt werden, während 
das erste und das zweite Kind mit dem 
halben Divisor eingehen. Erst für das 
dritte Kind sowie für weitere Kinder 
wird wiederum ein Divisor von eins 
angesetzt. In dieser Staffelung des Di-
visors nach der Ordnungszahl des Kin-
des zeigt sich die auf Erhöhung der Ge-
burtenzahl gerichtete Familienpolitik 
Frankreichs. Steuersystematisch kann 
das Familiensplitting jedoch nicht 
überzeugen. Denn wie bereits einlei-
tend erwähnt, liegt dem Splitting die 
Annahme eines gemeinschaftlich er-
worbenen Einkommens zugrunde, über 
das partnerschaftlich verfügt wird. Die-
se Annahme ist für Ehepartner nach-
vollziehbar, für das Eltern-Kind-Ver-
hältnis jedoch wenig plausibel. Auch 
das Anlegen von Teildivisoren wider-
spricht einer konsistenten Familien-
besteuerung. Und schließlich würde 
sich durch das Familiensplitting das 
Verteilungsproblem der Familienbe-
steuerung nochmals verschärfen, da 
die Entlastungswirkung insbesondere 
bei höheren Einkommen anfällt. Auch 
die empirische Literatur kommt zu ei-
nem durchgängig negativen Ergebnis 
bezüglich des Familiensplittings (vgl. 
Steiner/Wrohlich 2006).

Grundsätzlich anders gelagert ist 
die Frage nach der Ausweitung des 
Splittingverfahrens für die Eingetra-
gene Lebenspartnerschaft. Denn mit 
dem Gesetz über die Eingetragene Le-
benspartnerschaft hat der Gesetzgeber 
einen neuen Familienstand geschaffen, 
dessen zivilrechtliche Stellung dem 
der Ehe weitgehend entspricht. Folg-
lich müsste er auch im Steuerrecht ent-
sprechend abgebildet werden. Eine un-
terschiedliche steuerliche Behandlung 
von Ehen und Lebenspartnerschaften 
käme nur in Betracht, wenn man das 
Splittingverfahren als eine Maßnahme 

der steuerlichen Förderung der Ehe in-
terpretieren würde; diese Auffassung 
wird jedoch von den Befürwortern des 
Splittings dezidiert abgelehnt.6 Für ei-
ne andersartige Behandlung der Ehe 
im Vergleich zur Lebenspartnerschaft 
spricht allenfalls die „Zeugungsoffen-
heit“ der Institution Ehe. Hieraus ließe 
sich ableiten, dass sich der Gesetzgeber 
vom Eingehen einer Ehe die Zeugung 
von Nachkommenschaft erwartet. Be-
züglich der unabweisbar vorhandenen 
reproduktiven Funktion der Ehe ist aus 
normativer Sicht jedoch kritisch anzu-
merken, dass diese Funktion auch au-
ßerehelich wahrgenommen wird. Des 
Weiteren kann in der Eingetragenen 
Lebenspartnerschaft an die Stelle der 
biologischen Elternschaft die soziale 
Elternschaft treten. Und schließlich 
kann die reproduktive Funktion durch 
spezifi sch kindbezogene Elemente des 
Steuer- und Sozialrechts zielgenauer 
erfasst werden als durch eine pauscha-
lierende Annahme hinsichtlich des Fa-
milienstandes.

Ebenso kontrovers wie die Auswei-
tung des Splittingverfahrens wird die 
Forderung nach seiner Abschaffung 
diskutiert. Diese Forderung wird be-
reits seit mehr als vier Jahrzehnten er-
hoben, wobei sich der Fokus der Kri-
tik am Splittingverfahren spürbar ver-
ändert hat. Während ursprünglich die 
vertikalen Verteilungswirkungen kriti-
siert wurden, stehen nun vor allem die 
negativen Effekte auf das Arbeitsange-
bot der Frau im Vordergrund der Kri-
tik. Einige Autoren sehen hierin sogar 

den Tatbestand der mittelbaren Diskri-
minierung erfüllt und halten das Ehe-
gattensplitting insofern für unverein-
bar mit Art. 3 Grundgesetz (Vollmer 
1999, Sacksofsky 2000). Dieses sehr 
weitreichende Argument ist jedoch re-
lativ leicht zu entkräften. Denn gemäß 
§ 26 Einkommensteuergesetz haben die 
Ehepartner die Wahl zwischen der ge-
meinsamen und der getrennten Ver-
anlagung. Sofern also die gemeinsa-
me Veranlagung gewählt wird – was 
in der Regel ja geschieht – so zeigt 
dies nur, dass sich beide Ehepartner 
durch die Anwendung des Splitting-
verfahrens ökonomisch besser stellen. 
Ein Diskriminierungseffekt lässt sich 
dadurch nicht begründen. Die Forde-
rung nach einer Abschaffung des Split-
tingverfahrens ist auch primär fi ska-
lisch motiviert. Allerdings werden die 
fi skalischen Mehreinnahmen im politi-
schen Diskurs nicht selten übertrieben 
hoch ausgewiesen. Denn eine ersatz-
lose Streichung familienstandsbezo-
gener Elemente aus dem Einkommen-
steuerrecht ist verfassungsrechtlich 
gar nicht möglich; für die intakte Ehe 
müssen zumindest jene Normen gel-
ten, die auch bei der aufgelösten Ehe 
angewendet werden. Die Anwendung 
des Realsplittings reduziert aber nicht 
nur den fi skalischen Einnahmeeffekt, 
sie ist auch mit einer grundsätzlich 
andersartigen Konzeptualisierung des 
Verhältnisses der Eheleute verbunden. 
Während das Splittingverfahren von 
der Ehe als einer gleichberechtigten 
Partnerschaft ausgeht, fasst das Real-
splitting die Beziehung der Eheleute als 
Unterhaltsgemeinschaft. Der nicht er-
werbstätige Ehegatte – in aller Regel die 
Frau – wird somit vom gleichberech-
tigten Partner zur Unterhaltsempfänge-
rin degradiert. Und schließlich zeigen 
auch empirische Untersuchungen, dass 
die zu erwartenden Effekte auf das Ar-

6 In diese Richtung argumentiert jedoch der Bundesfi nanzhof (BFH) in seiner Entschei-
dung vom 26.01.2006, in der er den Anspruch der Eingetragenen Lebenspartnerschaft auf 
Anwendung des Splittingverfahrens zurückweist. In seiner Begründung führt der BFH aus, 
dass der Gesetzgeber aufgrund des besonderen Schutzes der Ehe berechtigt sei, diese Form 
des Zusammenlebens auch steuerlich besonders zu fördern.

 Kontrovers diskutiert wird 
sowohl die Ausweitung des 
Splittingverfahrens auf die 
Eingetragene Lebenspart-
nerschaft wie auch die 
völlige Abschaffung
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beitsangebot der Frau deutlich schwä-
cher sind, als das – ausgehend von frü-
heren Befunden – zumeist unterstellt 
wird. Der Grund hierfür liegt primär in 
der Tatsache, dass sich die Erwerbspar-
tizipation der Frau in den vergange-
nen Jahren auch ohne eine umfassende 
Reform der Familienbesteuerung signi-
fi kant erhöht hat und voraussichtlich 
noch weiter steigen wird.

Fazit

Die Einkommensbesteuerung ist Teil 
der Wirtschafts- und Sozialordnung 
unserer Gesellschaft. Insofern muss sie 
sich den geänderten Lebensverhältnis-
sen und veränderten gesellschaftlichen 
Wertvorstellungen anpassen. Dies gilt 
auch für die steuerliche Behandlung 
von Ehe und Familie. In dem Maße, in 
dem sich die Stellung von Ehe und Fa-
milie in der Gesellschaft verändert, sind 
auch entsprechende Anpassungen im 
Steuerrecht vorzunehmen. Eine Über-
prüfung der geltenden Normen des Ein-
kommensteuerrechts zeigt jedoch, dass 

das bestehende System der Familienbe-
steuerung weitaus weniger reformbe-
dürftig ist, als das gemeinhin unterstellt 
wird. Insbesondere die häufi g kritisierte 
steuerliche Berücksichtigung des Kin-
desunterhalts ist ein zwingender Aus-
fl uss des Prinzips der Besteuerung nach 
subjektiver Leistungsfähigkeit. Die mit 
zunehmendem Einkommen steigende 
Entlastung des Kinderfreibetrags ist 
wiederum ein systemnotwendiger Re-
fl ex der steuerlichen Progression. Man 
kann nicht einerseits einen progressi-
ven Steuertarif fordern und gleichzei-
tig die degressiven Effekte des Freibe-
trags kritisieren.

Allerdings ist es für die Soziale 
Marktwirtschaft völlig unzureichend, 
die notwendigen Aufwendungen für 
Kinder nur von der Besteuerung frei zu 
stellen. Ziel muss es vielmehr sein, den 
notwendigen Aufwand – auch und ins-
besondere den Bildungsbedarf – jedem 
Kind in der Gesellschaft auch faktisch 
zu gewährleisten. Dies ist die Aufgabe 
des Sozialrechts, das dieser Verpfl ich-
tung jedoch nur unzureichend nach-
kommt. Der familienpolitische Reform-

bedarf ist also im Sozialrecht wesent-
lich ausgeprägter als im Steuerrecht.
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Gerechtigkeit im 
 Einkommensteuergesetz
Eine wirtschaftspsychologische Perspektive

Steuern sind unfreiwillige Abgaben und haben schon allein dadurch ei-
nen schweren Stand bei der Beurteilung ihrer Gerechtigkeit. Die Ten-
denz, Steuern und damit schmerzlichen fi nanziellen Verlust zu vermei-
den, kollidiert mit dem Wunsch, den Bedürftigen in der Gesellschaft zu 
helfen. Die Einsicht, dass Steuern nützlich und sinnvoll sind, steht im Wi-
derspruch zum Streben nach Maximierung des eigenen Nutzens. Neben 
der Abwägung des individuellen gegen den kollektiven Nutzen steht und 
fällt ein Gerechtigkeitsurteil mit dem Beurteilungsgegenstand. Die emp-
fundene Gerechtigkeit der Steuer kann an Verteilungen und der konkre-
ten Höhe der zu zahlenden Steuer festgemacht werden oder aber an der 
Grundlage, auf der das Verfahren des Steuerzahlens beruht: dem Ein-
kommensteuergesetz. Dieses wird als gerecht empfunden, wenn es die 
verschiedenen Bedürfnisse berücksichtigt und die Gleichbehandlung wahrt, wenn es außerdem praktikabel, transparent und ver-
ständlich ist. Gerechtigkeit, und damit auch Steuergerechtigkeit variieren je nach Fokus, Vergleichsmaßstab und ethisch-morali-
schen Kriterien des Einzelnen. Die Schaffung einer von allen zu jeder Zeit als gerecht empfundenen Steuer wird damit zur Uto-
pie. Dennoch gibt es Ansatzpunkte, um Gerechtigkeitsurteile bezüglich Steuern und Einkommensteuergesetz tendenziell positi-
ver ausfallen zu lassen. Umdenken ist gefragt.

Was hat Psychologie mit Steuern zu tun?

Steuern und Gerechtigkeit – zwei 
Schlagworte, mit denen die Wenigs-
ten Psychologie in Verbindung brin-
gen. Gefragt nach einer wissenschaft-
lichen Disziplin, die sich mit diesen 
Themen befasst, mag man auf Volks-
wirtschaft, Rechtswissenschaft, Politik-
wissenschaft oder Philosophie stoßen. 
Aber doch nicht Psychologie. Dabei ist 
der Zusammenhang ziemlich nahe lie-
gend, macht man sich bewusst, womit 
sich die Psychologie beschäftigt, näm-
lich mit dem Erkennen, Erleben und 
Handeln von Menschen. Dazu gehört 
auch die Beforschung von Einstellun-
gen, Entscheidungen und der Bildung 
von Gerechtigkeitskonzepten.

Jeder Staatsbürger hat eine Vor-
stellung davon, was Steuern sind. 
Um das bloße Wort „Steuern“ ran-
ken sich dabei Bedeutungen, Asso-

ziationen, Bewertungen und Gefühle, 
resultierend aus Erfahrung, sei diese 
direkt oder indirekt aus Erzählungen 
oder Medien. Und all das, was bei dem 
bloßen Wort „Steuern“ aktiviert wird, 
spielt auch eine Rolle, wenn es um 
die Handlung des Steuerzahlens geht. 
Wir befi nden uns tief in der Erlebens-
welt des Individuums und damit auf 
einem klassischen Untersuchungsfeld 
der Psychologie.

Dasselbe gilt auch für Gerechtig-
keit: Während andere Disziplinen die-
se in Koeffi zienten berechnen, deduk-
tiv oder normativ ableiten, interessiert 
die Psychologie, was Gerechtigkeit für 
den Einzelnen bedeutet, wie es zu dieser 
Bedeutung kommt und welche Konse-
quenzen das für Handeln und Erleben 
hat. Dieser Ansatz macht es notwen-
dig, sich mit diversen Argumentations-

mustern oder emotionalen Reaktionen 
auseinander zu setzen, über die gene-
relle Aussagen zu treffen oft schwie-
rig ist. Dennoch ist es wesentlich, sich 
mit dieser Perspektive eingehend zu 
befassen und zu versuchen zu verste-
hen, was in den Bürgern vorgeht, wenn 
man einen Staat nach ihren Wünschen 
und Prioritäten gestalten will. 

Im Konkreten befasst sich die Steu-
erpsychologie etwa mit der Frage, wa-
rum und unter welchen Bedingungen 
Bürger Steuern hinterziehen. Genau so 
interessant ist im Übrigen die Frage, 

Christina MöldersErich H. Witte

 Unter welchen Bedin-
gungen werden Steuern 
hinterzogen und warum 
zahlen andererseits so 
viele Bürger ihre Steuern?
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warum so viele Menschen Steuern zah-
len. Die Wahrscheinlichkeit, dass Steu-
erhinterziehung entdeckt wird, ist rela-
tiv gering, so dass ein rein logisch den-
kender Mensch, der eiskalt Nutzen und 
Risiko verrechnet, nicht zahlen würde. 
Unverkennbar haben wir trotzdem ein 
jährliches Steueraufkommen von meh-
reren hundert Milliarden Euro, wofür 
es eine Reihe von möglichen Erklärun-
gen gibt – auch das ist ein Forschungs-
gegenstand für die Steuerpsychologie. 
Steuermoral ist hier das Zauberwort, 
auf das wir auch im Folgenden weiter 
eingehen wollen, insbesondere auf eine 
Komponente: wahrgenommene Steu-
ergerechtigkeit. 

Damit begreift die Psychologie den 
Menschen als komplexes Wesen und 
stellt sich so in einen Gegensatz zu 
den Wirtschaftswissenschaften, die 
ihn – auch wenn sich nicht erst im 
Zuge der Wirtschaftskrise ein Umden-
ken abzeichnet – gern als „Homo oe-
conomicus“ apostrophiert. Die noch 
verhältnismäßig kurze Geschichte der 
Steuerpsychologie hat bereits gezeigt, 
dass sich auf der Grundannahme ei-
nes vielschichtigen Menschen Model-
le erstellen lassen, die die komplexe 
Realität der Finanzwelt besser abbil-
den können und aufgrund derer sich 
darüber hinaus zuverlässiger Folgen-
abschätzungen von steuerpolitischen 
Maßnahmen treffen lassen.

Hilfehandlung oder 
Vorleistung?

Im Zuge einer kognitiven Umbewer-
tung könnten Bürger aber auch den 
Sachverhalt der Freiheitseinschrän-
kung gänzlich anders interpretieren. 
Etwa können Steuern auch, eher alt-
ruistisch, als Hilfehandlung betrachtet 
werden. Steuermittel werden zu einem 
beträchtlichen Teil dazu eingesetzt, die 
schwächeren Mitglieder unserer Gesell-
schaft zu unterstützen. Wie wir später 
noch aufzeigen werden, stößt die An-
wendung des Bedürfnisprinzips in der 
Bevölkerung generell auf große Akzep-
tanz. Generell stünde es jedem Men-
schen frei, seine Steuerzahlung als ei-
ne Art Spende umzudefi nieren, mit der 
Gutes getan werden kann. Hinderlich 
ist an dieser Stelle die zum Teil man-
gelnde Klarheit und Kommunikation 
dessen, was mit den Steuermitteln 
geschieht. Zum anderen hindert na-
türlich auch die oben angesprochene 
Zwangsläufi gkeit von Steuern daran, 
ihnen einen Spendencharakter beizu-
messen. Erschwerend hinzu kommt ei-
ne sachlich-nüchterne bis bedrohliche 
Kommunikation der Finanzämter (Feld 
& Frey, 2001), die vor allem mit Ab-
lehnung aufgenommen wird, so dass 
es schwer fällt, Steuern in einem an-
deren, freundlicheren Licht zu betrach-
ten. Gerade Vertrauen ins System gilt 
als wichtig für eine hohe Steuermo-
ral. So stellt sich die Frage, ob nicht 
durch gezielte (Marketing-)Maßnah-
men an dem Image von Steuern gear-
beitet werden könnte. Australien et-
wa drängt stark in diese Richtung: Das 
1999 gegründete Centre for Tax System 
Integrity (CTSI) untersuchte als Koope-
rationsprojekt von Staat und Wissen-
schaft sechs Jahre lang Bedingungen 
für durch Freiwilligkeit geprägte Steu-
erkultur (http://ctsi.anu.edu.au) – mit 
dem Fokus auf fairer und vernünftiger 
Behandlung der Steuerzahler.

Steuern als Hilfehandlung umzu-
bewerten, ist eine typisch psycholo-
gische Vorstellung. Ein aus altruisti-
schen Motiven handelnder Mensch hat 

Steuern als Freiheitseinschränkung

„Was hilft es Dir, damit zu prahlen, daß 
Du ein freies Menschenkind? Mußt Du 
nicht pünktlich Steuern zahlen, obwohl 
sie Dir zuwider sind?“ fragt Wilhelm 
Busch in „Schein und Sein“ und bringt 
damit eine kritische Eigenschaft, die 
kritische Eigenschaft von Steuern auf 
den Punkt. Steuern sind keine freiwil-
ligen Abgaben. Auch wenn Steuerzah-
ler jeder Einkommensklasse zum Teil 
versuchen, sie als solche umzudefi nie-
ren, so wenden sie sich damit gegen 
das Gesetz und machen sich strafbar. 
Es ist Pfl icht eines jeden Bürgers, Steu-
ern zu entrichten, ohne dafür eine in-
dividuelle Gegenleistung zu erwarten, 
und Recht des Staates, Steuern ein-
zuziehen. Im Zweifel mit Nachdruck.

Diese Zwangsläufi gkeit von Steu-
ern muss aus psychologischer Sicht 
zu problematischen Reaktionen füh-
ren (Fischer & Mörsch, 1999). Men-
schen lassen sich nicht gern in ihrer 
Freiheit und in ihrem Handlungsspiel-
raum einschränken. Geschieht es den-
noch, gibt es grundsätzlich zwei Arten, 
damit umzugehen: Zum einen können 
sie Handlungsweisen fi nden, die ihnen 
ein Stück ihrer Freiheit zurückgeben. 
Zum anderen können sie Steuerzah-
lungen umbewerten, in einem ande-

ren Licht betrachten, so dass sie nicht 
als schmerzlich und strafend, sondern 
als positiv und nützlich wahrgenom-
men werden. 

Im Falle verärgerter Steuerzahler 
reichen Verhaltensweisen, die die aus 
dem Zwang resultierende Spannung 
abbauen sollen, von Murren und Knur-
ren über halblegales „Verschönern“ der 
Steuererklärung bis hin zur Steuerhin-
terziehung im großen Stil. Dabei ist 
Steuerhinterziehung mehr als bloße 
Abwehrreaktion gegen äußeren Zwang: 
Subjektiv sind Steuern Lasten, die die 
Lebensführung einschränken und die 
es deswegen so weit wie möglich zu 
vermeiden gilt. Allein das Bewusstsein, 
dass dem Staat ein beträchtlicher Be-
trag des hart verdienten Geldes zuge-
führt wurde, verursacht das Gefühl ei-
nes fi nanziellen Verlustes. Und dieser 
wird, das hat die wirtschaftspsycholo-
gische Forschung gezeigt, als unver-
hältnismäßig schmerzvoll empfunden, 
verglichen mit der Freude bei fi nanzi-
ellen Gewinnen.
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etwa in den Wirtschaftswissenschaf-
ten wenig Platz. Im Normalfall geht 
man dort vom rational kalkulierenden 
Menschen aus, der für sich Vor- und 
Nachteile abwägt und danach urteilt 
und handelt. Die austauschtheoreti-
sche Konzeption von Steuergerech-
tigkeit besagt demnach auch, dass der 
Bürger, der Steuerzahlungen als Güter-
austausch zwischen Staat und Haus-
halten betrachtet, für seine fi nanziel-
len Einbußen eine adäquate Gegenleis-
tung erwartet. Bekommt er die, hat er 
nach diesem Konzept das Gefühl von 
Gerechtigkeit. Steuern werden danach 
auch nicht generell und pauschal als 
ungerecht angesehen, sofern es sicht- 
und fühlbare Gegenleistungen gibt. Ge-
nau darin liegt allerdings der Haken bei 
dieser Argumentation: Die Leistungen, 
die der Bürger für seine Steuern erhält, 
sind unspezifi sch und breit gestreut, 
anders als etwa an der Kasse im Super-

markt. Den fi nanziellen Verlust erlebt 
der Bürger wesentlich unmittelbarer als 
den Nutzen, den er davon hat. Deshalb 
wird die eigene Steuerlast in der Regel 
auch wirklich nur als Last und als zu 
hoch empfunden und nicht als fairer 
Part eines Austauschs.

Immerhin werden aber Steuern auch 
nicht generell als überfl üssig oder ab-
lehnenswert empfunden (Porschke & 
Witte, 2002). Soziale Absicherung, 
Ordnung, Sicherheit, Sauberkeit, gute 
Straßen, saubere Luft, Fußballplätze, 
Schwimmbäder, Theater, Museen – das 
alles wird allgemein gewünscht und 
den meisten Bürgern ist durchaus be-
wusst, dass solche Dinge fi nanziert 
werden müssen und dass auch sie als 
eine Art Bürgerpfl icht dazu beizutra-
gen haben. Bei einer solchen Haltung 
gegenüber Steuern spricht man von ei-
ner hohen Steuermoral. 

te: „Der aktuelle Durchschnittssteuer-
satz beträgt 22 %. Welchen Satz er-
achten Sie für gerecht?“, oder wenn 
man formuliert: „Der aktuelle Durch-
schnittssteuersatz beträgt 18 %. …“

Gerechte Steuer auf 
gerechter Grundlage

Ergiebiger sind Aussagen bezüglich des 
Weges bzw. des Prozesses, wie es zu 
einer bestimmten Höhe kam – etwa, 
auf welcher Gesetzesgrundlage diese 
Höhe im Einkommensteuergesetz ge-
legt wurde und wie dieses Gesetz zu-
stande kam. Damit fällt man ein Urteil 
über (subjektiv) vorhandene oder nicht 
vorhandene prozedurale Gerechtigkeit. 
Etwa wirkt sich eine stärkere Betei-
ligung der Bürger am Zustandekom-
men von Regelungen positiv auf die 
Steuermoral aus. In der Schweiz etwa 
werden in einigen Kantonen Finanz-
fragen, Steuern und Ausgaben an die 
direkte Demokratie gekoppelt. Das Ge-
fühl, gehört zu werden und Einfl uss zu 
haben, sorgt offenbar für eine höhere 
Steuermoral und sinkende Steuerhin-
terziehung (vgl. Kirchgässner, Feld & 
Savioz, 1999). 

In unserer eigenen Forschung ha-
ben wir uns intensiv mit dem deutschen 
Einkommensteuergesetz beschäftigt. 
Mit seiner mangelnden Transparenz 
und seinen unzähligen Ausnahmen 
bietet es unter dem Aspekt der Ge-
rechtigkeit viel Angriffsfl äche. Laien 
wie Fachleute empfi nden das Gesetz als 
undurchschaubar und undurchdring-
lich (Witte & Mölders, 2010; Porschke & 
Witte, 2002), wofür sowohl seine kom-
plizierte Struktur als auch seine unver-
ständliche Sprache verantwortlich ge-
macht werden. Die Tatsache, dass Ein-
kommensteuererklärungen kaum ohne 
fremde Hilfe vorgenommen werden 
können, rückt das Einkommensteuer-
gesetz in ein wenig positives Licht, was 
auch auf die Wahrnehmung der Steuer 
selbst zurückwirkt.

Ausgehend davon, dass die Grund-
ideen hinter Gesetzeseinführungen und 

Gerechtigkeit als subjektive Wahrnehmung

Diese Steuermoral ist allerdings nicht 
bedingungslos: Zum einen müssen 
die Normen, auf deren Grundlage die 
Steuern erhoben werden, als legitim 
und gerecht empfunden werden (pro-
zedurale Gerechtigkeit), zum anderen 
muss die Lastenverteilung innerhalb 
der Gesellschaft als gerecht wahrge-
nommen werden (distributive Gerech-
tigkeit) (vgl. Kirchler, 2007). Ansonsten 
wird die Bereitschaft, zur Gemeinschaft 
beizutragen, sinken. Auch die vor al-
lem moralisch geprägte Einsicht, dass 
es nützlich und sinnvoll ist, für das 
Wohl der Allgemeinheit zu sorgen, hat 
demnach eine starke Verbindung zum 
rein subjektiven Gerechtigkeitsempfi n-
den. Um die Steuermoral zu schätzen 
bzw. zu erhöhen, stellt sich daher für 
Steuerpsychologen die zentrale Frage: 
Wann wird eine bestimmte Steuerhö-
he als gerecht empfunden? Wie muss 
ein als gerecht wahrgenommenes Ge-
setz aussehen?

Zum ersten Punkt wird man immer 
eher uneinheitliche Ergebnisse erhal-

ten. Wenn man nach der Gerechtig-
keit einer zahlenmäßigen „absoluten“ 
Verteilung bzw. eines Endergebnisses 
fragt, z. B. die Höhe einer Lohnsteuer 
für ein Jahr, die man zu entrichten hat, 
steht und fällt das Urteil mit dem an-
gelegten Vergleichsmaßstab und dem 
Bezugspunkt. Entscheidend sind etwa 
soziale Vergleiche: Wie viel zahle ich, 
wie viel zahlt mein Kollege, wie viel 
mein Chef? Und empfi nde ich diese 
Verteilung der Steuerlast als gerecht? 
Geht es um die eigene Steuer, kommt 
hinderlich ins Spiel, dass es sich bei 
Steuerzahlungen um die bereits ange-
sprochenen schmerzlichen fi nanziel-
len Verluste handelt. So ist sehr wahr-
scheinlich, dass das Gerechtigkeitsur-
teil sehr unterschiedlich ausfällt, wenn 
man einmal einen Durchschnittsver-
diener nach der gerechten Steuerhöhe 
für einen Millionär fragt, ein anderes 
Mal fragt: „Stellen Sie sich vor, Sie ver-
dienten jährlich eine Million Euro …“ 
Ähnlich unterschiedliche Ergebnisse 
sind wahrscheinlich, wenn man frag-
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-änderungen durchdacht und gut be-
gründet sind und so Ansatzpunkte für 
eine Art „Vermarktung“ bieten könn-
ten, haben wir uns mit den entspre-
chenden Begründungsmustern befasst 
(Witte & Mölders, 2010). Der Vorgang 
der Gesetzgebung wird in Drucksachen 
schriftlich dokumentiert, die im Inter-
net wie in juristischen Fachbibliothe-
ken öffentlich zugänglich sind. Solche 
Drucksachen haben wir hinsichtlich 
der vorkommenden Argumentations-
muster ausgewertet. Inhaltlich wäre 
bezüglich Gesetzeseinführungen und 
-änderungen zu erwarten, dass diese 
sauber und nachvollziehbar gerecht-
fertigt werden. Rechtfertigungen las-
sen sich sechs ethischen Grundpositio-
nen zuordnen, je nach Reichweite des 
Urteils (individuell/gruppenspezifi sch/
allgemein) und Mittel- oder Zweckori-
entierung: Der Hedonismus zielt auf das 
eigene Glück ab, der Utilitarismus auf 
den größtmöglichen Nutzen für mög-
lichst viele. Wird Nutzenmaximierung 
nur für eine (Sub-) Gruppe angestrebt, 
spricht man von partikulärem Utilitaris-
mus. Bei einer deontologischen, d. h. der 
Ethik verpfl ichteten Grundhaltung wird 
auf die Übereinstimmung mit überge-
ordneten Werten und Normen geachtet; 
hier ist auch die Zugrundelegung nur 
gruppenspezifi scher Normen möglich 
(partikuläre Deontologie). Intuitionis-
tische Rechtfertigungen beruhen dage-
gen auf „Bauchgefühl“. Sie sind intuitiv 
und nicht näher begründbar.

Anzunehmen wäre, dass Steuer-
gesetzgebung sich vor allem um Nut-
zenmaximierung (bzw. Schadensmi-
nimierung) für die Allgemeinheit, die 
Berücksichtigung bedürftiger (einkom-
mensschwacher) Gruppen und Ver-
wirklichung der verfassungsrechtli-
chen Grundlagen bzw. der Werte un-
seres Sozialstaats bemüht. Die Analyse 
von Bundestagsdrucksachen zeigt, dass 
die Berücksichtigung bestimmter Grup-
pen durchaus einen zentralen Stellen-
wert in der Begründung gesetzlicher 
Regelungen einnimmt, deontologi-
sche Begründungen mit Bezug auf 
Gerechtigkeit, Gleichheit und Verfas-

sungsrecht wider Erwarten aber eher 
schwach vertreten sind, ähnlich wie der 
Nutzen für die Allgemeinheit. Auf Ak-
zeptanz oder Ablehnung, auf fühlba-
re Verbesserung oder Verschlechterung 

wird kaum Bezug genommen. Wesent-
lich häufi ger zieht sich der Gesetzge-
ber auf intuitionistische Begründungen 
zurück und bewegt sich damit auf dem 
Niveau von Alltagserklärungen. Durch 
stärkere Bezugnahme auf hochwerti-
ge ethische Grundpositionen und Ge-
rechtigkeitsprinzipien könnte nach in-
nen ein stärkerer Refl exionsprozess in 
Gang gesetzt sowie das Gesetz auch 
nach außen besser transportiert und 
gerechtfertigt werden.

Bedürftigkeit vor Gleichbehandlung?

Dass das Gesetz kein konsistentes ethi-
sches Grundkonzept hat, ist zwar be-
merkenswert, muss sich aber auch nicht 
zwangsläufi g auf das Urteil der Bürger 
bezüglich seiner Gerechtigkeit auswir-
ken. Schlechte Begründungen bedeu-
ten nicht automatisch auch schlechte 
Ideen dahinter. Wir haben schon er-
wähnt, dass das globale Urteil zur Ge-
rechtigkeit des Gesetzes meist eher ne-
gativ ausfällt – aber wir haben auch 
schon aufgezeigt, dass solche Urteile 
stark mit dem Bezugspunkt schwanken.

Aus der Analyse der dem Gesetz zu-
grunde liegenden Begründungen ha-
ben wir gesehen, dass viel Energie auf 
die Begünstigungen einzelner Grup-
pen verwendet wird. Das korrespon-
diert mit der komplizierten Struktur 
des Gesetzes, die von Ausnahmerege-
lungen geprägt wird. Könnte das, was 
aus Bürgersicht pauschal als zu kom-
plex abgelehnt wird, inhaltlich im De-
tail vielleicht Unterstützung fi nden? 

Dafür müssten die Kriterien, die von 
Seiten des Gesetzgebers für die Begüns-
tigungen von gesellschaftlichen Grup-
pen herangezogen werden, mit denen 
der Gesellschaft übereinstimmen. Ori-
entiert man sich in steuerlichen Fra-
gen am Gleichheitsprinzip, so müsste 
der Steuersatz für alle gleich hoch aus-
fallen. Das ist in unserem Steuerrecht 
nicht der Fall. Freilich wird beachtet, 
dass Bürger in gleichen Lebensumstän-
den auch gleich besteuert werden. Die 
Besteuerung nach Leistungsfähigkeit 

aber, die unseren Steuertarif prägt, ist 
eher am Bedürfnisprinzip orientiert: 
Der Grundfreibetrag sorgt für ein unbe-
steuertes Existenzminimum, und durch 
die Progression zahlen Wohlhabende 
mehr als Geringverdiener. Hier hat ei-
ne Abwägung der Prinzipien gegenei-
nander stattgefunden mit dem Ergeb-
nis, dass wir in einem Sozialstaat leben 
wollen, in dem relative Gleichbehand-
lung den Vorzug vor absoluter Gleich-
behandlung haben soll. 

Doch so konsensfähig viele Fälle 
von „Bedürftigkeit“ auch sein mögen, 
lässt sich treffl ich diskutieren, wer denn 
nun „tatsächlich“ bedürftig ist und wer 
nicht, und wie relative Gleichbehand-
lung auszusehen hat. Auch hier bewe-
gen wir uns wieder auf dem dünnen Eis 
sozialer Konstrukte. Diese Diskussion 
lässt sich angesichts der zahlreichen 
Ausnahmeregelungen im Einkommen-
steuergesetz leicht entfachen: Wer ver-
dient seine Begünstigung? Für wen ist 
die Allgemeinheit bereit, den Gleich-
heitsgrundsatz zurückzustellen?

Hierbei scheint es einen weitgehen-
den gesellschaftlichen Konsens zu ge-
ben. Steuerliche Begünstigungen wer-
den nahezu fl ächendeckend für Fami-
lien, ältere Menschen und körperlich 
oder geistig beeinträchtigte Personen 
befürwortet (Witte & Mölders, 2010). 
Auch Geringverdienern, Arbeitslosen, 
Arbeitnehmern und kleinen und mitt-
leren Unternehmen werden Begünsti-
gungen überwiegend zuerkannt. Das 

 Bei der Steuergesetzge-
bung spielen ethische 
und verfassungsrechtliche 
Argumente eine überra-
schend geringe Rolle
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Bedürfnisprinzip genießt in solch of-
fensichtlichen Fällen Rückhalt. 

Spezielle Berufsgruppen wie Beam-
te, Bergbaubeschäftigte oder Land- und 
Forstwirte unterliegen im Meinungs-
bild der Bevölkerung nicht dem Be-
dürfnisprinzip. Bestehende Vergüns-
tigungen werden abgelehnt und die 

Anwendung des Gleichheitsprinzips 
verlangt. Auch für Gutverdiener, Un-
ternehmer, Vermieter und Arbeitgeber 
werden in diesem Sinne Begünstigun-
gen als ungerecht empfunden. Die Bür-
gersicht bestätigt das sozialstaatliche 
Vorgehen: Steuern dürfen hinsichtlich 
der unterschiedlichen Leistungsfähig-
keit der Steuerpfl ichtigen differenzie-
ren (vertikale Gerechtigkeit), sollen da-
bei aber sicherstellen, dass Personen in 
einer vergleichbaren Lebenslage auch 
gleich besteuert werden (horizontale 
Gerechtigkeit) (vgl. Kirchler, 2007).

Insgesamt benannte einer der Ur-
väter der Finanzpsychologie, Günther 
Schmölders, eine Abgabenhöhe von 
insgesamt 50 % als absolute Schmerz-
grenze (Schmölders, 1975). Andernfalls 
hätten die Bürger das Gefühl, nur noch 
für das Finanzamt zu arbeiten, was 
die Motivation zur Arbeit untergrabe. 
Porschke und Witte fanden in einer Be-
fragung einen wesentlich niedrigeren 
akzeptablen Wert von 30 % (Porschke 
& Witte, 2002). Dabei ist es für Bür-
ger schwierig, zwischen Steuern und 
Sozialabgaben zu differenzieren. In ei-
ner weiteren Studie haben wir isoliert 
nach der gerechten Steuerhöhe gefragt 
(Witte & Mölders, 2010). Dabei ließen 
wir die Besteuerung für fi ktive Perso-
nen in unterschiedlichen Lebenssitua-
tionen betragsmäßig festlegen. Die So-
zialabgaben rechneten wir für die ein-
zelnen Beispiele vor, so dass wir die 
reine Steuerhöhe erfassten. 

Das Ergebnis: Bürger erachten ge-
nerell eine Progression als gerecht. 
Die entstehende Progression ist dabei 
nicht linear, sondern wird in den obe-
ren Einkommensklassen fl acher. Dass 
eine Progression grundsätzlich akzep-
tiert wird, hat sich auch in verschie-
densten anderen Studien gezeigt und 
kann damit als relativ gesicherte Er-
kenntnis gelten.

Die als gerecht empfundene Steuer-
höhe variiert mit dem Bruttoeinkom-
men und liegt zwischen 5 und 17 %. 
Im Vergleich zu anderen Forschungs-

ergebnissen liegt diese Spanne sehr tief 
(vgl. z. B. Liebig & Mau, 2005). Das ist 
vermutlich auf die klare Unterschei-
dung von Sozialabgaben und Steuer-
höhe zurückzuführen. Für die Höhe ei-
nes als gerecht empfundenen Steuer-
satzes sollten vor allem Einkommen 
und Kinderzahl ausschlaggebend sein. 
Eine zusätzliche Berücksichtigung von 
Alter und Familienstand (verheiratet/
unverheiratet) wird eher abgelehnt – 

Differenzierung und Einfachheit – ein Balanceakt

Insgesamt fällt die Gerechtigkeitsbe-
wertung auf der Grundlage von ein-
zelnen Ausnahmen höher aus als ange-
sichts der harschen Kritik am Einkom-
mensteuergesetz erwartet. Vermutlich 
haben sich die Wenigsten zuvor wirk-
lich inhaltlich mit dem Gesetz ausein-
andergesetzt, sondern es meist verbun-
den mit fi nanziellen Verlusten und Är-
gernissen der Steuererklärung erlebt. 
Dem könnte man durch gezielte Auf-
klärung und positive Vermarktung ent-
gegenwirken – es gilt, die Inhalte und 
dahinter stehende Absichten stärker 
zu kommunizieren. Denn inhaltlich 
scheint gegen viele Ideen des Gesetzge-
bers aus Bürgersicht nichts einzuwen-
den zu sein. Die vorherrschende Kritik 
bezieht sich vielmehr darauf, Einfach-
heit und Überschaubarkeit zu wahren 
bzw. herzustellen. Ein gerechtes Gesetz, 
das niemand versteht, wird auch nicht 
als gerecht wahrgenommen.

Diese Sicht teilen auch Experten. In 
Interviews zur Gerechtigkeit des Ein-
kommensteuergesetzes gaben Steuer-
berater an, durch das aussichtslose Un-

terfangen, ein gerechtes Gesetz für alle 
zu schaffen, entstünden immense Kos-
ten nur für Verwaltungsaufwand (Wit-
te & Mölders, 2010). Insgesamt werde 
das Einkommensteuergesetz immer un-
systematischer und politischer und sei 
kaum handhabbar. Ein für alle gerech-
tes Gesetz sei eine Utopie. Auch wenn 
viele Ausnahmeregelungen positiv be-
wertet werden, überwiegt global doch 
der Wunsch nach einer Vereinfachung 
und stärkeren Systematisierung des Ge-
setzes. Zudem könne so dem Gleich-
heitsgrundsatz wieder besser Rechnung 
getragen werden, der durch die hohe 
Anzahl an Ausnahmeregelungen häu-
fi g in den Hintergrund trete.

Dennoch unterstützen auch Exper-
ten nachdrücklich die Verwirklichung 
des Bedürfnisprinzips insoweit, als 
sozial Schwache steuerlich begüns-
tigt werden müssten. Sie bemängeln, 
dass das Einkommensteuergesetz hin-
gegen viele steuerliche Erleichterun-
gen für Gutverdiener bereitstelle und 
somit eine Vergrößerung der sozialen 
Schere bewirke.

Gerechte Höhe des Steuersatzes

Nach dieser Diskussion allgemeiner 
Prinzipien gemäß einer prozeduralen 
Gerechtigkeit, werfen wir nun einmal, 
vor dem Hintergrund der distributiven 

Gerechtigkeit, einen Blick auf die kon-
kreten Zahlen, die als gerecht oder un-
gerecht beurteilt werden können.

 Das Ehegattensplitting hat 
in der Bevölkerung keinen 
großen Rückhalt

 Bei offensichtlich Bedürf-
tigen wird eine steuerliche 
Begünstigung weithin 
akzeptiert
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Der Ort, an dem wir recht haben

An dem Ort, an dem wir recht haben,
werden niemals Blumen wachsen
im Frühjahr.

Der Ort, an dem wir recht haben,
ist zertrampelt und hart
wie ein Hof.

Zweifel und Liebe aber
lockern die Welt auf
wie ein Maulwurf, wie ein Pfl ug.
Und ein Flüstern wird hörbar
an dem Ort, wo das Haus stand,
das zerstört wurde.

Jehuda Amichai
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das Ehegattensplitting hat in der Bevöl-
kerung keinen großen Rückhalt.

In unserer Studie ließen wir auch 
den realen Steuersatz für die beschrie-
benen Personen schätzen. Damit tru-
gen wir der Problematik Rechnung, 
dass, selbst wenn sich realer und ge-
wünschter Steuersatz entsprechen, 
das Gerechtigkeitsurteil negativ aus-
fallen kann, wenn der reale Satz ver-
zerrt wahrgenommen wird. Systemati-
sche Wahrnehmungsverzerrungen sind 
zum Beispiel dahingehend nachgewie-
sen worden, dass kleine Effekte über-
schätzt und große unterschätzt wer-
den. Damit übereinstimmend wird die 
Steuerlast im unteren Einkommens-
bereich überschätzt, im oberen unter-
schätzt. Dabei wird der Anstieg der Pro-
gression eher fl acher vermutet, als er in 
der Realität ist. Allerdings stehen unse-
re Ergebnisse im Widerspruch zu bishe-
rigen Forschungsergebnissen (vgl. etwa 
Fischer & Mörsch, 1999; Jonas, Heine 
& Frey, 1999), die eher auf generelle 
Überschätzung hinweisen. Ausschlag-
gebend könnte auch hierfür unsere ex-
plizite Trennung von Steuern und Sozi-
alabgaben sein. Ferner wurde hier nicht 
die eigene Steuerlast beurteilt, sondern 
die einer fi ktiven Person – auch das 
kann zu Unterschieden führen. 

Insgesamt liegt die gewünschte 
Steuer deutlich unter der vermuteten 
Steuerhöhe, und auch unter der tat-
sächlichen. Diese Differenz kann für 
Unzufriedenheit sorgen und die Steu-
ermoral sinken lassen. Die Politik hat 
zwei Ansatzpunkte, damit umzuge-
hen: die Modifi kation des Steuerta-
rifs oder die Stärkung der Steuermo-
ral. Eine Milderung der Progression in 
den oberen Einkommensbereichen und 
deutliche Senkungen des Steuersatzes 
hätten für den Staat allerdings heftige 
Einnahmeeinbußen zur Folge, sodass 
abschwächend vor allem die Maxime 
zu betonen ist: Der Bürger sollte nicht 
mehr belastet werden als dringend nö-
tig. Um die Steuermoral zu stärken, gilt 
es, die positive Bedeutung der Steuern 
für die Gemeinschaft stärker herauszu-
arbeiten. Ziel sollte eine größere Ak-

zeptanz des Staatswesens als eine In-
stitution sein, die für Sicherheit sorgt, 
im Notfall hilft und für Gerechtigkeit 

einsteht, um damit eine Umbewertung 
von Steuern zu erreichen (vgl. z. B. Ner-
ré, 2008). 

Grenzen und Möglichkeiten der Wirtschaftspsychologie

Nach allem, was wir bisher dargestellt 
haben, stellt sich natürlich die Frage 
nach der praktischen Umsetzbarkeit. 
Zunächst ist zu betonen, dass wirt-
schaftspsychologische Erkenntnisse 
politische und rechtswissenschaftli-
che Überlegungen nur ergänzen kön-
nen, niemals ersetzen. Die betroffenen 
Zusammenhänge sind zu komplex, als 
dass sie von nur einer Disziplin durch-
schaut und kontrolliert beeinfl usst wer-
den könnten. 

Dabei ist die Wirtschaftspsycholo-
gie bemüht, sich innerhalb ihrer diszi-
plinären Grenzen der Komplexität des 
menschlichen Handelns zu stellen. Sie 
hat schon mehrfach gezeigt, dass sie 
damit wertvolle Erkenntnisse für die 
Praxis liefern kann. Neben der bis-
her dargelegten Beforschung des Ge-
rechtigkeitsurteils kann sie auch ganz 
praktische wissenschaftliche Folgenab-
schätzungen von politischen Maßnah-
men vornehmen, die sich gegenüber 
den intuitiven Schätzungen oder Vo-
raussagen auf der Grundlage des Ho-
mo oeconomicus als deutlich überlegen 
zeigen konnten. Etwa wurde vorherge-
sagt, dass die Mehrwertsteuererhöhung 
vor ein paar Jahren nicht die ange-
nommenen fatalen Konsequenzen für 
den Konsum haben würde, sofern an-
dere ökonomischen Rahmenbedingun-
gen (kein Anwachsen der Arbeitslosig-
keit und Sicherung der Renten) eini-
germaßen stabil blieben (Witte et al., 
2005). Eine ähnlich treffende Vorhersa-
ge wurde bezüglich einer angestrebten 
Einkommensteuersenkung zur Ankur-
belung des Konsums getroffen (Witte 
& Scheffer, 2004) – wie richtig vor-
hergesagt, blieb der Anstieg des Kon-
sums aus.

Wir brauchen also komplexe psy-
chologische Modelle für die Erklärung 

und Vorhersage wirtschaftlicher Phä-
nomene, weil auch der Mensch kom-
plex ist. So wurde in diesem Beitrag 
etwa deutlich, dass distributives Ge-
rechtigkeitsempfi nden in einer komple-
xen Gesellschaft nicht herstellbar ist. 
Es wird immer Personen und Gruppen 
geben, die ihren Beitrag im Vergleich 
zu anderen Personen oder Gruppen als 
zu hoch empfi nden. Das Konzept der 
prozeduralen Gerechtigkeit ist im Hin-
blick auf das Ziel der gerechten Steu-
er sehr viel stärker zu berücksichtigen: 
Selbst wenn Bürger die Höhe der Steu-
ern (wohl immer) als ungerecht ein-
schätzen, müssen sie den Eindruck ha-
ben, dass sie zumindest auf gerechte 
Weise zustande gekommen sind.

Hier sind die gesetzlichen Grund-
lagen in Richtung auf konsistente und 
einfache Darstellungen zu verändern. 
Ferner ist das Verhältnis zur Politik 
und zu den Finanzbehörden erheblich 
zu verbessern, weil Vertrauen in die 
staatlichen Institutionen ein wichtiger 
Bestandteil der Steuermoral ist. Bisher 

ist die Kommunikation zwischen Bür-
ger und Staat vor allem durch Anmah-
nung von Steuererklärungen und Be-
strafung von Steuerhinterziehung ge-
prägt. Denkbar wäre stattdessen oder 
zumindest ergänzend, auch belohnend 
für das Zahlen von Steuern zu kom-
munizieren. Wünschenswert ist wei-
ter eine überwiegende Verwendung der 
Steuermittel für die Unterstützung von 

 Die Kommunikation 
zwischen Bürgern und 
Finanzbehörden könnte 
durch Formen der Beloh-
nung für das korrekte 
Zahlen der Steuern verbes-
sert werden
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Bedürftigen und für den Ausbau der 
Infrastruktur. Das muss auch entspre-
chend kommuniziert werden, so dass 
Steuern aus der Bewertung als Zwangs-
abgabe heraus hin zur sinnvollen Un-
terstützung des gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens kommen.

Zwingend notwendig für eine po-
sitivere Bewertung ist zudem, dass 
der Steuersatz nicht als unangemes-
sen hoch empfunden wird. Allerdings 
müssen auch die Folgen eines zu nied-
rigen Steuersatzes bedacht werden. 
Würde man etwa den Einkommen-
steuersatz auf das Niveau, das wir als 
gerecht empfunden ermittelt haben, 
senken (und die Ausfälle nicht durch 
andere Steuereinnahmen wie z. B. ei-
ne höhere Mehrwertsteuer kompensie-
ren), würde das eine geringere Staats-
quote (staatliche Einnahmen bezogen 
auf das BIP) bedeuten. Bisher bewegt 
sich die Staatsquote von Deutschland 
(47 %) zwischen den Gesellschaftsmo-
dellen der USA (34 % Staatsquote) und 
Schwedens (56 % Staatsquote). Bei ei-
ner Verringerung käme den Bürgern 

eine höhere Eigenverantwortung bei 
der Finanzierung von Gemeinschafts-

aufgaben zu (Schulen, Krankenhäuser, 
Straßen, Polizei etc.). Eine zunächst als 
gerecht empfundene Reduzierung der 
Einkommensteuer könnte so zu einem 
größeren Ungerechtigkeitserleben in 
anderen Bereichen führen, weil der Zu-
gang zu bisher öffentlichen Einrich-
tungen nur noch mit hohen Gebühren 
möglich wäre – was sich nur wenige 
Menschen leisten könnten. Wir sehen: 
Eine gerechte Einkommensteuer führt 
nicht automatisch zu einer gerechten 
Gesellschaft.

Was ist also die Konsequenz? Zum 
einen gilt es, offensichtliche Ungerech-
tigkeiten zu beseitigen. Zum anderen 
kann eine große Identifi kation mit un-
serer Gesellschaft dafür sorgen, dass 
einzelne als ungerecht erlebte Antei-
le für vergleichsweise gering erachtet 
werden, weil man die soziale Gemein-
schaft schätzt, in der man lebt. Zen-
tral dafür ist vor allem Vertrauen in 
die Politik – Vertrauen in eine begrün-
dete Gesetzgebung und in einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit den 
Steuermitteln. 
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Steuern werden als unfreiwillig emp-
funden und lösen Abwehr aus. Ziel 
sollte sein, Steuern im öffentlichen 
Bewusstsein positiver zu besetzen, et-
wa als Hilfehandlung.

Das Bedürfnisprinzip ist zentral in 
steuerlichen Gerechtigkeitsfragen. Eine 
als gerecht empfundene Besteuerung 
differenziert nach Leistungsfähigkeit 
und berücksichtigt Bedürftige. Greift 
das Bedürftigkeitsprinzip nicht, ist ei-
ne Gleichbehandlung sicherzustellen.

Die aktuelle Einkommensteuer wird 
als zu hoch angesehen. Gewünscht sind 
eine fl achere Progression und ein nied-
rigerer Steuersatz, was in der Schmerz-
lichkeit fi nanzieller Verluste seinen Ur-
sprung haben dürfte. Minimalziel der 
Politik sollte sein, den Steuersatz nicht 
mutwillig zu überhöhen und Verände-
rungen gut zu begründen.

Laien wie Experten wünschen sich 
mehr Einfachheit, Klarheit und Trans-
parenz des Einkommensteuergesetzes. 
Ausnahmen sollen verstehbar und 
überschaubar sein. Zudem ist mehr 
Transparenz in der Verwendung von 
Steuermitteln wünschenswert, um das 
Gefühl eines fairen Austausches und 
der Hilfeleistung zu verstärken. 

Die Beteiligung der Bürger am Zu-
standekommen von Regelungen und 
Verwendung der Steuermittel wirkt sich 
positiv auf die Steuermoral aus. Die 
Verwendung von Steuern sollte gene-
rell als angemessen und sinnvoll emp-
funden werden und die Steuererklä-
rung mit weniger Angst besetzt sein. 
Einen Ansatzpunkt hierfür bietet das 
bisher eher schlechte Verhältnis von 
Bürgern und Finanzämtern.

Fazit: Was wir zu wissen glauben
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Steuerrecht und 
Existenzminimum
Zum Hartz IV-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts

Ausgehend von der Systematik des Einkommensteuerrechts geht der folgende  Beitrag 
der Frage nach, welche Folgen das sogenannte Hartz IV-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts für die Besteuerung niedriger Einkommen hat. In welcher Höhe ist das Exis-
tenzminimum in Zukunft freigestellt? Welche Veränderung der steuerlichen Freibe-
träge ist durch die höchstrichterliche Verpfl ichtung zur Neuberechnung zu erwarten? 
Welche Spielräume hat der Gesetzgeber für eine verfassungskonforme Neuregelung?

Während die Auswirkungen des 
Urteils des Bundesverfassungs-

gerichts vom 9.2.20101 auf die Art und 
Höhe der Regelleistungen für Erwach-
sene wie auch des Sozialgeldes für Kin-
der bis zum vollendeten 14. Lebens-
jahr weiter unklar sind, stellt sich im 
Steuerrecht die Frage, ob und wenn 
ja welche Auswirkungen dieses Urteil 
dort hat. Hintergrund ist die Kopplung 
des Steuertarifs an das Sozialhilferecht 
und damit seit 2005 auch an die Re-
gelungen von Hartz IV. Dies ist Fol-
ge zweier Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts – nämlich der 
des Zweiten Senats vom 10.11.19982 
zum sächlichen Kinderexistenzmini-
mum und des von Professor Kirch-
hof als Berichterstatter wesentlich ge-
prägten Urteils  vom 25.9.19923. Das 
aufgrund dieser Entscheidungen vom 
Steuergesetzgeber bei der Berechnung 
steuerfrei zu stellende Existenzmini-
mum ist in concreto der im Sozial-
hilferecht vorgesehene Sozialhilfesatz 
nebst berücksichtigungsfähigen Kosten 
der Unterkunft sowie Heizkosten. Erst 
ein „Mehrverdienst“ darf zu Einkom-
mensteuern führen. Der folgende Bei-
trag soll deshalb nach einer überblicks-
ähnlichen Einführung in die Systema-
tik des Einkommensteuerrechts die sich 
aus Sicht des Autors ergebenden Fol-

gen des sogenannten Hartz IV-Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts aufzei-
gen. Insbesondere soll auch der Frage 
nachgegangen werden, ob aufgrund 

dieses Urteils von einer verfassungs-
widrigen Einkommensteuerfestsetzung 
auszugehen ist. 

Das Nettoprinzip im Einkommensteuerrecht 

Die Einkommensteuer ist eine der wich-
tigsten Steuerarten mit einem Aufkom-
men von ca. 215 Mrd. Euro im Jah-
re 20084. Die Bemessungsgröße dieser 
Steuer ist die persönliche Leistungsfä-
higkeit des Menschen. Als adäquater 
Bezugspunkt hierfür wird das Einkom-
men des Einzelnen angesehen. Daneben 
gibt es die Körperschaftsteuer. Auch sie 
ist eine Ertragsteuer und wurde in den 
30er Jahren des letzten Jahrhunderts 
als eine Art Einkommensteuer für juris-
tische Personen wie GmbH oder AG ge-
schaffen. Nicht als Ertragsteuer wurde 
ursprünglich die den Gemeinden zuste-
hende Gewerbesteuer verstanden, da sie 

bis 1997 sowohl auf den sogenannten 
Gewerbeertrag als auch auf die Vermö-
genssubstanz erhoben wurde. Sie äh-
nelt aber seit Wegfall der Besteuerung 
des sogenannten Gewerbekapitals also 
der substanzbesteuernden Komponente 
einer Ertragsteuer, da sie wirtschaftlich 
gesehen eine zusätzliche Steuer auf ge-
werbliche Einkünfte darstellt. Geregelt 
ist die Festsetzung der Einkommensteu-
er im Einkommensteuergesetz. 

Die Einkommensteuer ist eine Per-
sonensteuer. Es gilt das „Prinzip der 
persönlichen Allgemeinheit der Ein-
kommensteuer“. Jede natürliche Per-
son, also jeder Mensch, der einen ge-

Gregor Nöcker

1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09 (Aktenzeichen des Bundesverfassungsgerichts), in: Neue Ju-
ristische Wochenschrift (NJW) 2010, 505.

2 2 BvL 42/93, in: Bundessteuerblatt (BStBl) II 1999, 174.
3 2 BvL 5/91, 2 BvL 8/91, 2 BvL 14/91, BStBl II 1993, 413; in allen drei Fällen Folge 

von Vorlagebeschlüssen einzelner Finanzgerichte (FG Münster, 1.2.1991 – 16 K 936/90 E 
(Berichterstatter: Richter am Finanzgericht Heinrich Egbert, Mitglied der KAB Ibbenbü-
ren); Niedersächsisches Finanzgericht, 15.1.1991 – IX 427/90 u. a.; Finanzgericht Saar-
land, 19.3.1991 – 1 K 84/91).

4 Bundesministerium der Finanzen, Steuereinnahmen nach Steuerarten 2006–2008.
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festigten Bezug zur Bundesrepublik 
Deutschland, dem Inland, hat, ist ver-
pfl ichtet, Einkommensteuer zu zahlen. 
Auf die Staatsangehörigkeit kommt es 
nicht an. Entscheidend ist, dass dieser 
Mensch aufgrund seines Bezugs zum 
Inland die Infrastruktur des deutschen 
Gemeinwesens in Anspruch nimmt. 
Darüber hinaus gilt das „Prinzip der 
Individualbesteuerung“. Dies bedeu-
tet, dass bei jedem einzelnen Menschen 
das auf ihn im Veranlagungszeitraum 
(= Kalenderjahr) entfallende Einkom-
men zu ermitteln und zu versteuern ist. 
Eine Ehegatten- oder Familienveran-
lagung ist grundsätzlich nicht vorge-
sehen. Die Zusammenveranlagung der 
Ehegatten ist letztlich nur eine beson-
dere Berücksichtigung der ehelichen 
Unterhaltsverpfl ichtungen im Bereich 
des Einkommensteuertarifs. 

Bei der Ermittlung des für die Be-
steuerung zu berücksichtigenden Ein-
kommens ist das aus dem Gleichheits-
grundsatz des Art. 3 Grundgesetz ab-
geleitete Leistungsfähigkeitsprinzip zu 
beachten. Alles, was ein Steuerpfl ich-
tiger an Einkommen in der gesamten 
Welt erzielt, ist grundsätzlich berück-
sichtigungsfähig. Allerdings müssen 
neben positiven (also Gewinne) auch 
negative Einkommensteile (also Ver-
luste) beachtet werden. Dieses Prinzip 
wird als „sachliche Allgemeinheit der 
Einkommensteuer“ bezeichnet. Aus-
fl uss der Betrachtung der wirtschaft-
lich vorhandenen Leistungsfähigkeit 
des Steuerpfl ichtigen ist das soge-
nannte „Nettoprinzip“. Dieses besagt 

zunächst, dass der Betrag zu ermitteln 
ist, der dem Steuerpfl ichtigen zur pri-
vaten Bedürfnisbefriedigung und da-
mit „zur freien Verfügung“ steht, et-
wa für den Konsum, das Sparen und 
private Investitionen. Dieser Betrag 
soll das „zu versteuernde Einkom-
men“ sein. Somit sind allein Nettobe-

träge steuerlich entscheidend, anders 
als im Sozialversicherungsrecht, wel-
ches auf Bruttobeträge abstellt. Dabei 
ist zwischen zwei Ebenen zu unter-
scheiden. Zum einen die eher als ob-
jektiv zu bezeichnende Ebene, bei der 
die für die Erzielung von Einnahmen 
notwendigen Ausgaben zu berück-
sichtigen sind. Zum anderen sind auf 
der zweiten Ebene bestimmte Lebens-
haltungskosten schon deshalb zu be-
rücksichtigen, weil der Staat ansonsten 
über Transferleistungen (Arbeitslosen-
geld II, Sozialhilfe u. ä.) diese Risiken 
übernehmen müsste. 

Aufgrund des objektiven Nettoprin-
zips ergibt sich bei der Bemessung des 
Einkommens die folgende Berechnung:

 Einnahmen
– Ausgaben
= Einkünfte

Bei den berücksichtigungsfähigen Aus-
gaben handelt es sich um die soge-
nannten „Erwerbsaufwendungen“, die 
zum Erwerb der Einnahmen nötig sind. 
Sie werden zum Teil als Werbungskos-
ten (§ 9 Einkommensteuergesetz, EStG) 
bezeichnet, bei eher als unternehme-
risch zu bezeichnenden Einkünften 
(Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb oder freiberuf-
licher Selbständigkeit) als Betriebsaus-
gaben (§ 4 Abs. 4 EStG). 

Das Einkommensteuergesetz diffe-
renziert in § 2 Abs. 1 Satz 1 EStG ins-
gesamt sieben verschiedene Einkunfts-
arten:
• neben den  Gewinneinkunftsarten 

der Land- und Forstwirtschaft, des 
Gewerbebetriebs und der selbstän-
digen Arbeit

• die vier Überschusseinkünfte, al-
so: Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit, aus Kapitalvermögen, 
aus Vermietung und Verpachtung 
und die

• sonstigen Einkünfte, hierbei ins-
besondere solche aus Altersrenten. 

Alle sieben Einkunftsarten, soweit sie 
vorliegen, werden addiert und erge-
ben die „Summe der Einkünfte“ (§ 2 
Abs. 3 EStG). Die einzelnen Einkünf-
te wie auch die Summe der Einkünfte 
können positiv wie negativ sein. 

Von dieser Summe der Einkünfte 
werden bestimmte Entlastungsbeträge 
und insbesondere die im Gesetz ge-
nannten Lebensführungskosten zum 
Abzug zugelassen. Bezeichnet werden 
diese Aufwendungen als Sonderausga-
ben bzw. in bestimmten, vom Grund-
satz her als Härten anzusehenden Fäl-
len (etwa Krankheit oder Scheidung), 
als außergewöhnliche Belastungen. Es 
ergibt sich deshalb für die Ermittlung 
der Bemessungsgrundlage der Einkom-
mensteuer das folgende Grundschema:

 Sieben Einkunftsarten
= Summe der Einkünfte 

(–  Entlastungsbeträge 
=  Gesamtbetrag der Einkünfte)

– Sonderausgaben
– außergewöhnliche Belastungen

= Einkommen

(–  Kinderfreibeträge 
= zu versteuerndes Einkommen)

Kinderfreibeträge werden im Rahmen 
dieser Berechnung nur dann berück-
sichtigt, wenn die steuerliche Entlas-
tung hieraus höher ist als das bereits 
im Laufe des Kalenderjahres ausgezahl-
te Kindergeld5.

Erhebung der 
Einkommensteuer

Die Einkommensteuer wird für jedes 
Kalenderjahr nach dessen Ablauf durch 
eine Veranlagung vom Finanzamt be-
rechnet. Der jeweils geltende Steuer-
tarif ist in § 32a EStG festgelegt. Im 
Rahmen der Berechnung der festzu-

5 Kindergeld wird gemäß § 31 EStG als Steuervergütung monatlich vorab ausgezahlt. 
Soweit die steuerliche Entlastung aufgrund der Kinderfreibeträge geringer ist, ist es als 
Sozialleistung anzusehen.

 Nach dem Nettoprinzip 
unterliegt nur das frei 
verfügbare Einkommen der 
Besteuerung
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setzenden Einkommensteuer wird ein 
Grundfreibetrag, seit dem 1.1.2010 in 
Höhe von 8.004 Euro, bei verheirate-
ten und zusammen veranlagten Ehe-
gatten in Höhe von 16.008 Euro, be-
rücksichtigt. Soweit das zu versteuern-
de Einkommen diesen Grundfreibetrag 
nicht übersteigt, ist keine Einkommen-
steuer festzusetzen. Für jeden überstei-
genden Euro, aber auch nur für die-
sen, ist dann jeweils Einkommensteuer, 
beginnend bei derzeit 14 % festzuset-
zen. Die Steuersätze steigen progres-
siv bis 45 % an. Dabei ist zu beachten, 
dass eine Grenzbesteuerung erfolgt, al-
so nicht das gesamte Einkommen mit 
dem höchsten Steuersatz zu versteu-
ern ist, sondern jedem Euro ein eige-
ner Steuersatz zugrunde gelegt wird. 
Die Durchschnittsbesteuerung ist des-
halb deutlich niedriger als der höchste 
anzuwendende Grenzsteuersatz. § 32d 
EStG sieht einen besonderen Steuerta-
rif für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
von 25 % (§ 32d Abs. 1 Satz 1 EStG) vor. 
Diese Steuer ist für diese Art von Ein-
künften abgeltend, d. h. grundsätzlich 
sind die Einkünfte nicht in die Summe 
der Einkünfte einzubeziehen, wenn der 
Steuerpfl ichtige dies nicht von sich aus 
will, weil er eine geringere Grenzsteu-
erbelastung als 25 % hat. § 32d Abs. 4 
EStG erlaubt ein entsprechendes Wahl-
recht. Die Regelungen dieser sogenann-
ten Abgeltungsteuer gelten seit dem 
1.1.2009. Der Abgeltungsteuersatz ist 
auf die gesamten Einkünfte aus Kapi-
talvermögen (abzüglich eines Sparer-
pauschbetrages von derzeit 801 Euro 
bzw. 1.602 Euro (Ledig/Zusammenver-
anlagung) anzuwenden.

Ist die Einkommensteuer festgesetzt 
und damit berechnet worden, sind be-
reits im Voraus eingezahlte Beträge auf 
die Einkommensteuer (Einkommen-
steuervorauszahlungen) gegen zu rech-
nen. Auch sind bestimmte Steuerermä-
ßigungen im Zusammenhang mit aus-
ländischen Steuern (§§ 34c, 34d EStG), 
Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaften (§ 34e EStG), dem früheren 
Baukindergeld (§ 34f EStG) sowie für 
Parteispenden (§ 34g EStG), gezahlte 

Gewerbesteuern (§ 35 EStG) und seit 
einiger Zeit auch Aufwendungen für 
nicht illegal beschäftigte Haushaltshel-
fer und Handwerker (§ 35a EStG) ab-
zuziehen. In diesen Fällen wird die zu 
zahlende Einkommensteuer um dort 
genannte Pauschalen gekürzt. Eben-
falls zu einer Reduzierung der (noch) 
zu zahlenden Einkommensteuer füh-
ren die bereits von Arbeitgebern bzw. 
Gläubigern wie Kreditinstituten einbe-
haltenen Quellensteuern, nämlich die 
einbehaltenen Lohnsteuern und Kapi-
talertragsteuern. Dies zeigt, dass es sich 
bei diesen Steuern nicht um eigenstän-
dige Steuerarten handelt. Vielmehr sind 
Lohnsteuern wie auch Kapitalertrag-
steuern nur besondere Erhebungsfor-
men der vom Steuerpfl ichtigen für das 
entsprechende Kalenderjahr zu zah-

lenden Einkommensteuern. Gerade 
bei der Erhebung der Lohnsteuer wird 
versucht, mittels der Angaben aus der 
Lohnsteuerkarte (Steuerklassen, Frei- 
und Hinzurechnungsbeträge, bereits in 
den Lohnsteuertabellen berücksichtigte 
Pauschalen) eine möglichst treffsichere 
Besteuerung der Arbeitnehmer zu er-
reichen, so dass sie vom Grundgedan-
ken der Lohnversteuerung her nicht ge-
zwungen sein sollen, eine Einkommen-
steuererklärung am Ende des Jahres 
abgeben zu müssen. Im Einzelnen re-
gelt § 46 EStG in Bezug auf die Arbeit-
nehmer, warum diese trotzdem noch zu 
veranlagen sind. Meist handelt es sich 
hierbei um Fälle, bei denen neben dem 
Arbeitslohn weitere Einkünfte im Ka-
lenderjahr bezogen worden sind.

Verfassungsrechtliche Grenzen der Steuerfestsetzung 
im Hinblick auf das Existenzminimum

Das angesprochene Nettoprinzip führt 
dazu, dass bei der Steuerfestsetzung so-
wohl im Bereich der Berücksichtigung 
von Sonderausgaben wie auch im Be-
reich des Steuertarifs verfassungsrecht-
liche Grenzen zu beachten sind. Beim 
Steuertarif gehört dies in Form der Be-
rücksichtigung des Grundfreibetrags in 
§ 32a Abs. 1 EStG und der Kinderfrei-
beträge in § 32 Abs. 6 Satz 1 EStG be-

reits zum steuerrechtlichen Allgemein-
gut, vor allem aufgrund der von Prof. 
Kirchhof vorbereiteten Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
25.9.19926 und vom 10.11.19987. Bei 
den Sonderausgaben ist die Beach-
tung der Verfassungsgrenzen jedoch 
relativ neu. Mit der Entscheidung vom 
13.2.20088 hat das Bundesverfassungs-
gericht ausdrücklich festgestellt, dass 
das Prinzip der Steuerfreiheit des Exis-
tenzminimums nicht nur das sächliche 

Existenzminimum in Form des Grund-
freibetrags schützt, sondern auch Bei-
träge zu privaten Versicherungen für 
den Krankheits- und Pfl egefall Teil 
des einkommensteuerrechtlich zu ver-
schonenden Existenzminimums seien. 
Die Berechung des insoweit existenz-
notwendigen Aufwands habe sich an 
dem vom Sozialhilferecht gewährleis-
teten Leistungsniveau zu orientieren, 
das das Existenzminimum quantifi -
ziere und insofern eine angemessene 
Vergleichsebene sei. Auf diese neuere 
Entscheidung aus dem Jahr 2008 hat 
das Bundesverfassungsgericht in der 
hier zu beachtenden Entscheidung zu 
Hartz IV ausdrücklich Bezug genom-
men. Als Folge dieser Entscheidung 
hat der Bundestag im sogenannten 
Bürgerentlastungsgesetz die Abzieh-
barkeit von Kranken- und Pfl egever-
sicherungsbeiträgen mit Wirkung ab 
dem 1.1.2010 neu regeln müssen. Nun-

6 2 BvL 5/91, 2 BvL 8/91, 2 BvL 14/91, 
BStBl II 1993, 413.

7 2 BvL 42/93 – BStBl II 1999, 174.
8 2 BvL 1/06, NJW 2008, 1868.

 Das Existenzminimum 
einschließlich der Kran-
ken- und Pfl egevorsorge 
wird nicht besteuert
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mehr sind die Beiträge für eine Ba-
sis-Krankenversicherung und für ei-
ne Pfl egepfl ichtversicherung unbe-
grenzt als Sonderausgaben nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3 EStG abziehbar. Nicht un-
begrenzt abziehbar bleibt der Versiche-
rungsbeitrag, der zum Erhalt des An-
spruchs auf Zahlung von Krankengeld 
nötig ist, sowie die Beiträge für Leis-
tungen über den Basisschutz hinaus, 
etwa für Chefarztbehandlung und Ein-

bettzimmer. Diese Beitragsanteile wer-
den nämlich vom Gesetzgeber nicht als 
Teil des Existenzminimums angesehen. 
Soweit aufgrund der neuen allgemei-
nen Höchstbeträge (1.900 Euro bei Ar-
beitnehmern, 2.800 Euro bei Selbstän-
digen; Verdopplung bei Eheleuten, die 
zusammen veranlagt werden) ein Ab-
zug der Höhe nach noch zur Verfügung 
steht, ist ein Abzug als Sonderausgabe 
allerdings denkbar. 

träge (§ 32 Abs. 6 Satz 1 EStG) können 
seit 2002 erwerbsbedingte Kinderbe-
treuungskosten wie Werbungskosten/
Betriebsausgaben bzw. Sonderausga-
ben17 geltend gemacht werden. Für 
den Sonderbedarf volljähriger Kin-
der, die sich in Berufsausbildung be-
fi nden oder auswärtig untergebracht 
sind, kann außerhalb des Kinderfreibe-
trags/Kindergeldes ein Freibetrag von 
jährlich 924 Euro abgezogen werden, 
der sich allerdings um die eigenen Ein-
künfte und Bezüge des Kindes, soweit 
diese 1.848 Euro übersteigen, reduziert 
(außergewöhnliche Belastungen gemäß 
§ 33a Abs. 2 EStG). Infolge der aus po-
litischen und konjunkturellen Grün-
den erfolgten Erhöhungen beträgt der 
Grundfreibetrag seit dem 1.1.2010 
8.004 Euro und der sächliche Kinder-
freibetrag 4.368 Euro18. Somit über-
steigt der Grundfreibetrag in 2010 das 
prognostizierte sächliche Existenzmi-
nimum um ca. 4,5 %. Das prognosti-
zierte sächliche Existenzminimum für 
Kinder wird um ca. 13 % überschritten. 
Im Fall zusammen veranlagter Ehegat-
ten übersteigt der doppelte Grundfrei-
betrag in Höhe von 16.008 Euro das 
von der Bundesregierung im Exis-
tenzminimumbericht ermittelte säch-
liche Existenzminimum für Ehepaare 
um ca. 23 %. 

Berechnung des Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags 
aufgrund des Existenzminimumberichts

Ausgehend von der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
25.9.19929 zur steuerlichen Freistel-
lung des Existenzminimums und er-
gänzt durch seine Entscheidung vom 
10.11.199810 zur Berechnung des säch-
lichen Kinderexistenzminimums wird – 
bereits seit 199511 – in der Regel al-
le zwei Jahre ein Bericht der Bundes-
regierung über die Höhe des von der 
Einkommensteuer freizustellenden 
Existenzminimums von Erwachsenen 
und Kindern vorgelegt12. Aktuell liegt 
für das Berichtsjahr 2010 der Siebte 
Existenzminimumsbericht13 vor. Auf-
grund dieses Berichts ist von einem 
sächlichen Existenzminimum in Hö-
he von 7.656 Euro für Alleinstehende 
und 12.969 Euro für Ehepaare auszu-
gehen. Für Kinder ist es im Jahre 2010 
mit 3.864 Euro angegeben worden. Es 
handelt sich hierbei um Prognosen, die 
die Bundesregierung ausgehend von 
der Regelsatzverordnung (Regelsatz-
verordnung – Verordnung zur Durch-
führung des § 28 SGB XII) aufgrund 
der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) 2003 ermittelt hat. In 
typisierter Form werden darüber hi-
naus die Kosten für die Unterkunft und 
die Heizkosten ermittelt. Soweit Här-
ten für Bezieher niedriger Erwerbsein-
kommen bestehen bleiben, wird auf die 
Möglichkeit des Bezugs von Wohngeld 
verwiesen. Der Bedarf der Ehegatten 
wird – wie in § 20 Abs. 3 SGB II vor-
gesehen – jeweils nur zu 90 % ange-

setzt. Rein rechnerisch wird der Bedarf 
der Kinder wie beim Sozialgeld ohne 
Rückgriff auf ein empirisches Verfah-
ren pauschal auf 64,44 % der Regel-
leistung des Haushaltsvorstandes be-
grenzt14. Es handelt sich dabei um einen 
gewichteten durchschnittlichen Regel-
satz eines Kindes, ausgehend von den 
altersabhängig unterschiedlichen Pro-
zentsätzen15. Im Einkommensteuerge-
setz wird daneben der Betreuungs-, Er-
ziehungs- oder Ausbildungsbedarf seit 
2002 mit weiteren 2.640 Euro16 berück-
sichtigt. Neben dem sächlichen Exis-
tenzminimum und dem Betreuungs-, 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf in 
Form der entsprechenden Kinderfreibe-

9 2 BvL 5/91, 2 BvL 8/91, 2 BvL 14/91, BStBl II 1993, 413.
10 2 BvL 42/93 – BStBl II 1999, 174.
11 Bundestagsdrucksache (BT-Drs.) 13/1558 und Plenarprotkoll 13/42.
12 Überblick unter „Grundfreibetrag“ bei Wikipedia mit weiteren Nachweisen.
13 BT-Drs. 16/11065.
14 Vgl. Siebenten Existenzminimumsberichts, BT-Drs 16/11065, S. 4 Übersicht 2.
15 § 3 Abs. 2 Regelsatzverordnung (RSV): Kinder bis unter 14 Jahre: 60 % des Regelsat-

zes des Haushaltsvorstands; Kinder von 14 bis unter 18 Jahren: 80 % des Regelsatzes des 
Haushaltsvorstands.

16 § 32 Abs. 6 Satz 1 a. E. EStG; der dort genannte Betrag von 1.320 Euro ab 1.1.2010 
ist zu verdoppeln, da es sich um den hälftigen einem Elternteil zustehenden Freibetrag 
handelt.

17 Seit 1.1.2006 § 9c EStG: Erwerbstätige mit Kindern unter 14 Jahren oder behinder-
ten Kindern können 2/3 der nachgewiesenen Betreuungskosten von höchstens 6.000 Eu-
ro geltend machen; ist ein Ehegatte weder erwerbstätig noch in einer Ausbildung ist die-
ser Abzug nur in der Zeit nötig, in der das Kind zwischen 3 und 6 Jahren alt ist.

18 Im Fall des Kinderfreibetrags für das sächliche Existenzminimum für Kinder ist da-
rauf hinzuweisen, dass der in § 32 Abs. 6 Satz 1 EStG genannte Betrag tatsächlich nur den 
Kinderfreibetrag zu 0,5 darstellt, da jedem Elternteil dieser Kinderfreibetrag zusteht.
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zu stellenden sächlichen Existenzmini-
mums mit einander verwoben. Die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 9.2.201024 führt somit auch 
dazu, dass ab 2011 die entsprechen-
den steuerlichen Freibeträge auf den 
Prüfstand stehen. Gelingt dem Gesetz-
geber eine Berechnung der Regelsätze 
entsprechend den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts wird man aber 
nicht ohne weiteres davon ausgehen 
können, dass eine Verfassungsmäßig-
keit von Grundfreibetrag und Kinder-
freibeträgen anzunehmen ist. Zu be-
achten ist dabei insbesondere, dass der 
Gesetzgeber eine umfassende Typisie-
rungsbefugnis hat und anscheinend 
nur dann verfassungswidrig handelt, 
wenn er die Berechnung nicht sach-
gerecht begründen kann. 

Verfassungswidrigkeit ab 2011?

Da das Bundesverfassungsgericht in 
seiner Entscheidung vom 9.2.201019 
zu dem Ergebnis kommt, dass die 
Herleitung sowohl der Regelleistung 
wie auch des Sozialgeldes für Kin-
der nicht verfassungsgerecht erfolgte, 
steht grundsätzlich auch die Berech-
nung von Grundfreibetrag und Kinder-
freibetrag auf dem Prüfstand – aller-
dings frühestens ab dem 1.1.2011. Bis 
zum 31.12.2010 gelten die bisherigen 
sozialrechtlichen Beträge fort. Sie sind 
ausdrücklich nicht als evident unzu-
reichend erklärt worden. Die Bundes-
regierung wird somit im Rahmen des 
für 2011 abzugebenden achten Exis-
tenzminimumberichts die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts aus 
der Entscheidung vom 9.2.2010 be-
achten müssen. Ob dies zu einer Er-
höhung der Beträge führt, wird man 
abwarten müssen. Zu beachten ist in-
soweit aber auch, dass die zuletzt re-

lativ hohen Korrekturen eine weitere 
Erhöhung nicht zwingend erscheinen 
lassen. Soweit Sachleistungen anstel-
le von Geldleistungen im Sozialrecht 
eingeführt werden sollten, wird man, 
wie bereits früher erfolgt20, prozentuale 
Aufschläge bei der Berechnung berück-
sichtigen müssen. Der Ausbildungsbe-
darf wird, wie gezeigt, im Einkommen-
steuerrecht bereits berücksichtigt. Da-
rüber hinaus sind besondere Härten im 
Rahmen der außergewöhnlichen Belas-
tungen gemäß §§ 33 ff. EStG anzuset-
zen. Die Problematik der Verfassungs-
widrigkeit könnte sich allerdings dann 
ergeben, wenn aufgrund von Preisstei-
gerungen, insbesondere im Bereich 
der Energiekosten und der Grundnah-
rungsmittel, und der Erhöhung der Um-
satzsteuer (umgangssprachlich: Mehr-

wertsteuer) der Eindruck entsteht, dass 
die Prognosen aus dem jeweiligen Exis-
tenzminimumbericht nicht mehr sach-
gerecht sind. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte allerdings im Rahmen 
einer ähnlich gelagerten Diskussion 
nach Erhöhung des Umsatzsteuersat-
zes von 16 % auf 19 % eine entspre-
chende Verfassungsbeschwerde nicht 
zur Entscheidung angenommen21. In 
diesem Beschluss hatte es unter Hin-
weis auf einen ähnlichen Nichtannah-
mebeschluss zur Verfassungswidrigkeit 
der Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 
von 15 % auf 16 % zum 1.4.199822 da-
rauf hingewiesen, dass die Erhöhung 
indirekter Steuern und Abgaben unter 
verfassungsrechtlichen Aspekten nur 
möglich sei, wenn die Steuerfreistel-
lung des Existenzminimums bei der 
Einkommensteuer überprüft werde. Der 
Bundesfi nanzhof hat darüber hinaus in 
einer jüngeren Entscheidung hinsicht-
lich der Höhe des Grundfreibetrags für 
2005 außerdem auf die grundsätzli-
che Typisierungskompetenz im steu-
erlichen Massenverfahren hingewie-
sen23. Die Berechnung des Grundfrei-
betrags für 2005 hatte dieser Senat des 
Bundesfi nanzhofes für verfassungsge-
mäß erachtet. 

Fazit

Steuerrecht und Sozialrecht sind im 
Hinblick auf die Höhe des steuerfrei 

Gregor Nöcker (*1967), Dipl.-Kfm. Dr. 
iur., Richter beim Finanzgericht Müns-
ter; Mitglied der Kolpingsfamilie Asche-
berg; Lehrbeauftragter der FH und Uni 
Osnabrück; im Rahmen der Initiative 
„Altersvorsorge macht Schule“ Schu-
lung von Multiplikatoren der Deutschen 
Rentenversicherung in den Grundzügen 
des Einkommensteuerrechts; Mitarbei-
ter des HHR-Kommentars zum EStG/
KStG und des Kommentars von Borde-
win/Brandt; seit 2004 ständiger Mit-
arbeiter des juris-Praxisreports Steu-
errecht.

KURZBIOGRAPHIE

19 1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09.
20 Erster Existenzminimumsbericht für 1996, BT-Drs. 13/381.
21 BVerfG-Beschluss vom 6.12.2007 – 1 BvR 2129/07, BFH/NV (Sammlung der nicht 

veröffentlichten Entscheidungen des Bundesfi nanzhofs) 2008, Beilage 2, 166.
22 BVerfG-Beschluss vom 1.4.1998 – 1 BvR 2164/98, NJW 1999, 3478.
23 BFH-Urteil vom 18.11.2009 – X R 34/07, BFH/NV 2010, 306 unter Hinweis auf die 

einschlägige BVerfG-Rechtsprechung.
24 1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09 – NJW 2010, 505.

 Die Herleitung der Hartz 
IV-Regelleistung wie 
auch des Sozialgeldes für 
Kinder muss auf eine neue 
Berechnungsgrundlage 
gestellt werden
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In Zeiten erhöhten Finanzbedarfs auf Seiten der Öffentlichen Hand stellen sich die immer gleichen Fragen: Gibt es Spielräume für 
Steuererhöhungen? Sind zusätzliche Schulden eher vertretbar? Oder gibt es Möglichkeiten der Einsparung an anderer Stelle? Der 
Berliner Wirtschafts- und Finanzwissenschaftler Giacomo Corneo gibt Antworten, die sich nicht an den oft kurzfristigen parteipo-
litischen Überlegungen orientieren, sondern an den Kriterien einer langfristigen Effi zienz sowie der gruppen- und generationen-
übergreifenden Steuergerechtigkeit. Ausgangs- und Zielpunkt ist dabei die Sicherung eines zukunftsfähigen Wohlfahrtsstaates. 

„Die Einkommens-
verteilung korrigieren“
Gespräch mit Giacomo Corneo über 
Möglichkeiten einer effi zienteren und 
gerechteren Steuerpolitik

Amosinternational Herr Professor Corneo, 
Ihr Forschungsschwerpunkt ist die Ökono-
mie des Wohlfahrtstaates. Was verstehen 
Sie, kurz gesagt, unter einem Wohlfahrts-
staat?

Giacomo Corneo: Der Wohlfahrtsstaat 
ist ein Gefüge von öffentlichen Institu-
tionen, das letztlich dem Kapitalismus 
ein menschliches Antlitz verleiht. Die 
gesellschaftliche Akzeptanz der Markt-
wirtschaft wurde erst durch die Errun-
genschaften des Wohlfahrtsstaates er-
reicht, denn er sorgt für ein deutliches 
Mehr an Verteilungsgerechtigkeit und 
er federt die ökonomische Unsicher-
heit des Markts ab. Für die Gestaltung 
des Wohlfahrtstaates sind zwei Aspek-
te bestimmend: Einerseits der öffentli-
che Diskurs, der versucht die sozialen 
Bedürfnisse zu identifi zieren und auch 
die Ressourcen und Instrumente, die 
das Gemeinwesen zum Einsatz brin-
gen kann, um diese Ziele zu erreichen. 

Und anderseits das politische System 
mit seinen Akteuren und Konfl ikten, 
das letztendlich Ergebnisse hervorruft, 
die in der Regel von den Vorstellungen 
eines wohlwollenden und allwissenden 
Planes stark abweichen.

Amosinternational Das ist sehr weit ge-
fasst. Ich hätte zunächst eher an Sozial-
hilfeleistungen oder das System der Sozi-
alversicherungen gedacht.

Corneo: Das Konzept des Wohlfahrts-
staates umfasst weit mehr als den So-
zialstaat im engeren Sinne. Dazu ge-
hört ebenso die Einnahmeseite mit den 
Steuern und Beiträgen, die zur Finan-
zierung sozialer Aufgaben notwendig 
sind. Dazu gehört auch die öffentliche 
Bereitstellung wichtiger Dienstleistun-
gen wie Schulunterricht, Ausbildung, 
medizinische Versorgung usw.

Amosinternational Die primäre Funktion 
von Steuern besteht darin, die dazu not-
wendigen staatlichen Einnahmen herbei-
zuführen?

Corneo: Ja, das ist die grundlegende 
Funktion der Steuern, sie dienen dem 
Wohlfahrtsstaat als Finanzierungsins-
trument. Eine weitere Funktion ist die 
Korrektur der ungleichen Einkom-
mensverteilung, welche durch den 
Markt hervorgerufen wird. Der Markt 
ist gleichsam auf dem sozialen Auge 
blind, das Gemeinwesen hat dagegen 
ein vitales Interesse daran, Einkom-
mensdisparitäten zu begrenzen. Da-
rüber hinaus kann man die Besteue-
rung auch nutzen, um bestimmte Ver-
haltensweisen hervorzurufen oder zu 
verstärken. Das geschieht z. B. im Be-
reich der Ökosteuern, wo es an echten 
Marktpreisen fehlt; die Steuern können 
dann eine Lenkungsfunktion überneh-
men. Bei der Steuerpolitik geht es also 
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erstens um die Finanzierung der staatli-
chen Aufgaben, zweitens um eine Kor-
rektur ungerechter Einkommensvertei-
lung und drittens um bestimmte Len-
kungseffekte.

Amosinternational Die Lenkungsfunktion 
der Steuern scheint mir doch sehr umstrit-
ten zu sein, sowohl in der Politik als auch 
in der Wissenschaft.

Corneo: Das sehe ich anders. Die prin-
zipielle Eignung der Steuern zur Kor-
rektur von Marktversagen ist weitge-
hend Konsens. Die unterschiedlichen 
Meinungen betreffen lediglich die 
konkrete Praxis, also beispielsweise 
die Frage, welche Steuerinstrumente 
in diesem oder jenem Fall tatsächlich 
geeignet sind, um bestimmte Ergebnis-
se hervorzurufen. So besteht etwa im 
Umweltbereich ein prinzipielles Ein-
vernehmen darüber, dass unter Laissez-
faire-Bedingungen, also bei Verzicht 
auf jeglichen staatlichen Eingriff, die 
Umweltqualität sich suboptimal ent-
wickelt, weil die einzelnen Wirtschafts-
subjekte die Umweltressourcen weit 
über das verträgliche Maß hinaus in 
Anspruch nehmen würden. Die Mei-
nungen gehen auseinander bei der Ef-
fektivität, die einzelnen Maßnahmen 
zugesprochen wird, um die Umwelt-
qualität zu erhöhen.

Amosinternational Wie sind dann aber po-
litische Akteure einzuordnen, die sich prin-
zipiell und jederzeit für Steuersenkungen 
einsetzen, weil sie überall staatliche Ver-
schwendung oder Unvermögen wittern? 
Der Philosoph Peter Sloterdijk sorgte im 
vergangenen Jahr sogar für einen kurzen 
medialen Aufruhr mit dem Vorschlag, lang-
fristig ganz auf Steuern zu verzichten und 
sie durch freiwillige Wohltätigkeit der ent-
sprechend vermögenden Bürger zu erset-
zen. Welche Einschätzung bzw. Fehlein-
schätzung steckt hinter einer solchen Idee?

Corneo: Das Ersetzen des steuerfi nan-
zierten Transfersystems durch freiwil-
lige Wohltätigkeit kann nicht nur den 
Transfer-Empfängern, also den Armen 

schaden, sondern auch den Reichen. 
Denn unter Laissez-faire-Bedingun-
gen würden die Reichen selbst fi nden, 
dass sie zu wenig für die Armen tun. 
Zwar würden einzelne Reiche für die 
Armen spenden. Doch würde sich die 
Bestimmung der einzelnen Spende nur 
an dem Nutzen des Spenders orientie-
ren. Der soziale Nutzen der einzelnen 
Spende ist aber schon deshalb größer 
als der private Nutzen, weil alle altru-
istisch geneigten Reichen davon pro-
fi tieren, wenn es weniger Armut gibt. 

Im Ergebnis sind deshalb die freiwil-
ligen Beiträge der Reichen kleiner, als 
sich die Reichen selbst das als Grup-
pe wünschen. Dies ist nichts anderes 
als ein Beispiel des bekannten Parado-
xons, dass individuelle Rationalität zu 
kollektiver Irrationalität führen kann. 
Es wundert mich, dass es Philosophen 
gibt, die es nicht kennen.

Amosinternational Handelt es sich da 
nicht doch eher um eine pessimistische 
Vermutung Ihrerseits als um eine Gesetz-
mäßigkeit sozialen Verhaltens?

Corneo: Der Widerspruch zwischen in-
dividueller und kollektiver Rationali-
tät begründet viele staatliche Eingriffe. 
Beispielsweise bindet man die Fischer 
an kollektiv festgelegte Fangquoten 
beim Fischfang. Jeder einzelne Fi-
scher profi tiert davon, dass jeder ein 
Stück seiner Freiheit aufgibt, weil da-
durch sein Geschäft nachhaltig wird. 
So profi tieren die reichen Altruisten, 
wenn jeder von ihnen gezwungen wird, 
Steuern zu zahlen, mit denen die Ar-
mut bekämpft wird. 

Amosinternational Gleichwohl scheint 
doch auch der Steuerstaat als zwangsbe-
wehrte kollektive Instanz nicht gefeit gegen 
Fehlentscheidungen, gegen Verschwen-
dung oder Missbrauch bei der Verwen-

dung von Steuergeldern. Eine wuchern-
de Bürokratie oder teuere Kriegseinsätze 
der Bundeswehr wären bei einer direkte-
ren Verbindung zwischen „Altruisten“ und 
„Transfer-Empfängern“ wohl nicht so leicht 
vorstellbar.

Corneo: Man muss zwischen zwei As-
pekten unterscheiden. Auf der einen 
Seite werden die Steuermittel durch 
die öffentliche Hand eingesetzt und 
die öffentliche Hand hat eine Viel-
zahl von Optionen, unter denen sie 
zu wählen hat. Da ist es unvermeid-
lich, dass der jeweils gewählte Ein-
satz von Steuermitteln bei bestimm-
ten Bürgern auf Zustimmung und bei 
anderen auf Ablehnung stößt. Dass 
die Bürger unterschiedliche Meinun-
gen dazu haben und äußern, was die 
beste Entscheidung wäre, ist in einem 
demokratischen Kollektiv völlig nor-
mal. Auf der anderen Seite gibt es ein 
allgemeines Interesse an der Beseiti-
gung von Verschwendung. Niemand 
hat prinzipiell etwas dagegen, dass al-
le Effi zienzreserven ausgeschöpft wer-
den. Aufgrund der föderalen Struktur 
in Deutschland kommt es z. B. zu ei-
ner Vervielfachung von Verwaltungen, 
die in anderen Staaten durch eine zen-
trale Verwaltung ersetzt sind. Hinzu 
kommen überfl üssige Subventionen 
und Steuervergünstigungen, Ausga-
ben für Prestigeobjekte usw. Insofern 
gibt es sicherlich Verschwendung. Das 
alles spricht jedoch nicht gegen den 
Wohlfahrtsstaat. Es spricht für mehr 
Transparenz, für mehr demokratische 
Kontrolle durch die Bürger und für ei-
nen entsprechenden Verhaltenskodex 
für Politiker.

Amosinternational Viele, die einen star-
ken Wohlfahrts- bzw. Sozialstaat erhalten 
wollen, plädieren heute für Steuererhöhun-
gen, um die Einnahmeseite zu verbessern. 
Andere halten es für unzumutbar, den gut 
und besser Verdienenden oder gar der brei-
ten Masse über eine Mehrwertsteuererhö-
hung noch mehr „abzuknöpfen“. Gibt es ei-
gentlich Grenzen des Zumutbaren bei der 

 Die Effektivität freiwilliger 
Wohltätigkeit wird von 
den Wohltätern selbst in 
der Regel überschätzt
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Steuerbelastung? Wie kann man sie her-
ausfi nden?

Corneo: Zumutbarkeit ist zunächst ein-
mal keine ökonomische Kategorie. Aber 
vielleicht kommt man einer Antwort 
auf Ihre Frage näher mit einem Kon-
zept, dass die Auswirkung der Steuer-
sätze auf das Steueraufkommen unter-
sucht. Denn die Steuereinnahmen las-
sen sich ja nicht immer weiter steigern, 
indem man die Steuersätze nach oben 
dreht. Es gibt eine Relation zwischen 
dem Steueraufkommen und dem Steu-
ersatz, die man in der sogenannten Laf-
fer-Kurve ausdrücken kann (benannt 
nach dem amerikanischen Ökonomen 
Arthur Laffer). Nehmen wir das Bei-
spiel der Besteuerung von Zigaretten: 
Wenn man eine Packung mit einer im-
mer höheren Steuer belegt, kommt ir-
gendwann der Punkt, an dem die Zahl 
der verkauften Zigarettenpackungen so 
stark zurückgegangen ist, dass der Fis-
kus weniger einnimmt, als es zuvor bei 
einem niedrigeren Steuersatz der Fall 
war. Die Menschen rauchen weniger, 
besorgen sich die Zigaretten im Aus-
land oder fi nden andere Wege. Jeden-
falls verkleinert sich irgendwann die 
Bemessungsgrundlage (die Anzahl der 
verkauften Zigaretten) so stark, dass die 
Steuereinnahmen durch Erhöhung des 
Steuersatzes insgesamt nicht steigen, 
sondern sinken.

Amosinternational Kann man diesen Zu-
sammenhang auch bei der Einkommen-
steuer oder z. B. bei der Gewerbesteuer be-
obachten? 

Corneo: Ja, es handelt sich um ein uni-
verselles Phänomen, das aber differen-
ziert zu betrachten ist. Denn je nach 
Steuerobjekt ist die Reaktion der Steu-
erpfl ichtigen unterschiedlich. Und in 
Deutschland existiert in einigen zen-
tralen Bereichen noch ein Spielraum 
für mehr Steuerprogression und für hö-

here Steuersätze, bevor dieser Mecha-
nismus greift.

Amosinternational Und die tatsächliche 
Grenze lässt sich nur durch Versuch und 
Irrtum herausfi nden?

Corneo: Man kann den Spielraum ab-
schätzen, indem man verschiedene 
Steuersätze und ihre Folgen aus Gegen-
wart und Vergangenheit vergleicht und 
indem man Länder mit unterschied-
lichen Steuersätzen vergleicht. Durch 
statistische Verfahren lässt sich die-
se sogenannte Elastizität oder Reak-
tionsstärke der Bemessungsgrundlage 
auf den Steuersatz vorab schätzen. Es 
existieren Studien, die zeigen, dass es 
Steuerarten gibt, bei denen die Reakti-
onsempfi ndlichkeit relativ groß ist, und 
andere, bei denen die Reaktion eher 
gering bleibt oder gar bei null liegt.

Amosinternational Um es einmal konkret 
zu machen: Wäre es angesichts der auch 
in der Krise weiter ansteigenden Zahl der 
Einkommensmillionäre nicht doch vertret-
bar und für das Steueraufkommen durch-
aus positiv, den Spitzensteuersatz ganz er-
heblich anzuheben?

Corneo: Nun, einerseits muss man bei 
extrem hohen Steuersätzen mit star-
ken Ausweichreaktionen, mit Steuer-
optimierung und Steuerbetrug und da-
mit mit hohen Vollzugskosten rechnen. 
Andererseits befi nden wir uns heute 
in einer Situation, in der es noch ei-
nen erheblichen Spielraum gibt, bevor 
diese kritische Zone erreicht wird. Es 
geht also darum, den optimalen Spit-
zensteuersatz zu ermitteln und die op-
timale Einkommensgrenze, ab der die-
ser Spitzensteuersatz Anwendung fi n-
den sollte.

Amosinternational Gibt es da eine Faust-
regel oder eine Formel?

Corneo: Ja. Durchaus. Bei der Festle-
gung der Einkommensgrenze, ab der 
der Spitzensteuersatz zur Anwendung 
kommen sollte, handelt es sich vor al-

lem um ein Werturteil, es muss also po-
litisch entschieden werden. Dabei geht 
es um die Frage, ab welchem individu-
ellen Einkommensniveau sich das Ge-
meinwesen nicht mehr für geringfügige 
Änderungen interessiert. Ob Millionäre 
eine einprozentige Verringerung ihres 
verfügbaren Einkommens hinnehmen 
müssen, das berührt das Gemeinwe-
sen nicht. Bei Menschen, die ein Ein-
kommen von weniger als einhundert 
Tausend Euro haben, könnte sich das 
Gemeinwesen schon dafür interessie-
ren, ob sie einen Prozentpunkt mehr 
oder weniger zur Verfügung haben. Die 
Einkommensgrenze für den Spitzen-
steuersatz sollte beim niedrigsten Ein-
kommensniveau liegen, bei dem das 
Gemeinwesen keinen Wert auf einen 
Einkommenszuwachs legt.

 Der optimale Spitzensteuersatz 
hängt dagegen im Wesentlichen von 
zwei ökonomischen Parametern ab: ei-
nerseits von der Reaktionsstärke der 
Steuerpfl ichtigen auf Änderungen des 
Steuersatzes, die man durch die an-
gesprochenen statistischen Methoden 
ermitteln kann, und andererseits von 
der Konzentration der Markteinkom-
men, die ebenfalls gemessen werden 
kann. Mithilfe dieser beiden Größen 
kann man eine einfache mathemati-
sche Formel berechnen, aus der sich 
der optimale Spitzensteuersatz ergibt.

Amosinternational Und wie lässt sich die 
Einkommenskonzentration messen?

Corneo: Entscheidend ist der soge-
nannte Pareto-Parameter (benannt 
nach dem italienischen Ökonomen 
und Soziologen Vilfredo Pareto), der 
davon abhängt, wie groß das durch-
schnittliche Einkommen aller Indivi-
duen ist, die mehr als ein bestimmtes 
Einkommen erzielen. Nehmen wir z. B. 
die Einkommensgrenze von fünfhun-
dert tausend Euro im Jahr: Wenn das 
Durchschnittseinkommen aller Indivi-
duen, die mehr als fünfhunderttausend 
Euro verdienen, z. B. eine Million be-
trägt, beträgt das Verhältnis der bei-
den zwei. Wenn das Durchschnittsein-

 In Deutschland gibt es 
noch einen Spielraum für 
mehr Steuerprogression

ef - amos 02_2010 - seiten001-056.indd   40ef - amos 02_2010 - seiten001-056.indd   40 06.07.2010   10:02:1606.07.2010   10:02:16



Interview

MOSINTERNATIONAL 4. Jg. (2010) Heft 2 41

kommen anstatt einer zwei Millionen 
beträgt, erhöht sich das Verhältnis auf 
vier und dies deutet auf eine größere 
Einkommenskonzentration hin.

Amosinternational Lässt sich aus die-
sen Daten denn bereits etwas ableiten zu 
der Frage, welcher Spitzensteuersatz in 
Deutschland angemessen wäre?

Corneo: Eine abgeschlossene Studie 
dazu existiert noch nicht. Gleichwohl 
haben wir erste Berechnungen durch-
geführt. Sie suggerieren, dass der op-
timale Spitzensteuersatz, der zurzeit 
ab einem Jahreseinkommen von zwei-
hundertfünfzig Tausend Euro erhoben 
wird, etwas über fünfzig Prozent liegt.

Amosinternational Das scheint die Politik 
anders zu sehen. Oder ist ein Spitzensteu-
ersatz über fünfzig Prozent in Deutschland 
nun mal nicht durchzusetzen?

Corneo: Warum sollte das politisch 
nicht durchsetzbar sein? Wir hatten 
sehr lange Zeit einen Spitzensteuer-
satz von dreiundfünfzig Prozent in 
Deutschland. Jetzt haben wir zweiund-
vierzig Prozent plus die drei Prozent 
Reichensteuer. Unter Helmut Kohl lag 
der Spitzensteuersatz bei dreiundfünf-
zig Prozent und vorher bei sechsund-

fünfzig. In Amerika z. B. lag der Spit-
zensteuersatz von Roosevelt bis Reagan 
niemals unter fünfzig Prozent. In den 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg 
bis 1963 lag er sogar bei etwa neun-
zig Prozent.

In Deutschland halte ich einen Spit-
zensteuersatz inklusiv Solidaritätszu-
schlag von über fünfundsechzig Pro-
zent nicht für sinnvoll. Wichtig ist da-
bei, dass der Spitzensteuersatz erst bei 
sehr hohen Einkommen greift und nicht 
wie heute bereits bei einem etwas hö-

heren Mittelschichtsniveau. Problema-
tisch wird es, wenn viele hoch produk-
tive Menschen einem so hohen Steuer-
satz unterliegen, für die es noch reale 
Folgen hat, wenn Sie durch höhere 
Besteuerung weniger an verfügbarem 
Einkommen haben.

Amosinternational Untersuchungen des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) belegen, dass Deutschland 
vor allem bei der Besteuerung von Vermö-
gen und Kapitalerträgen weit hinter ver-
gleichbaren EU-Ländern und im Ganzen 
auch hinter den USA zurückliegen. Gibt es 
dafür vernünftige Gründe? Oder gäbe es in 
diesem Bereich entsprechende Spielräume 
für Steuererhöhungen, um die dringend be-
nötigte Steigerung der staatlichen Steuer-
einnahmen zu erreichen?

Corneo: Die Zurückhaltung bei der 
Besteuerung von Vermögen betrifft 
zunächst einmal die Grundsteuer. In 
anderen Ländern ist diese Steuer ein 
zentraler Bestandteil der Gemeindefi -
nanzierung, in Deutschland ist das bis-
her nicht der Fall. Ein zentrales Pro-
blem ist dabei, dass die Einheitswer-
te, die die Bemessungsgrundlage der 
Steuer bilden, völlig veraltet sind. Es 
ist dringend, die Grundstücke nach ih-
ren geschätzten Verkehrswerten neu zu 
bewerten. Handlungsbedarf existiert 
auch im Bereich der Erbschaftssteuer. 
Das Problem liegt hier vor allem da-
rin, dass das Betriebsvermögen und die 
selbst genutzten Immobilien faktisch 
freigestellt worden sind von der Erb-
schaftssteuer. Aufgrund der sehr un-
gleichen Verteilung der Privatvermö-
gen ist eine effektive Besteuerung im 
Rahmen der Erbschaftssteuer schon aus 
Gründen der Verteilungsgerechtigkeit 
wünschenswert. Aber auch aus fi ska-
lischer Sicht wäre sie willkommen. Be-
triebsvermögen sollten wie alle ande-
ren Vermögensarten besteuert werden, 
und auch die selbst genutzten Immo-
bilien sollten eine weniger großzügi-
ge Behandlung erfahren. Der dritte Be-
reich, in dem wir ebenfalls zurück lie-
gen im Vergleich zu anderen Ländern, 

ist die Besteuerung der Finanzmarkt-
transaktionen. Selbstverständlich wäre 
es am besten, die Besteuerung dieser 
Transaktionen auf europäischer Ebene 
zu regeln, wenn das aber nicht möglich 
ist, dann sollte wenigstens eine Bör-
senumsatzsteuer auf deutscher Ebene 
eingeführt werden.

Amosinternational In welcher Größen-
ordnung könnte das gesamte Steuerauf-
kommen durch steuerpolitische Entschei-
dungen in diesen drei Bereichen gesteigert 
werden? Sind da tatsächlich so umfang-
reiche Mehreinnahmen zu erwarten, dass 
die öffentlichen Haushalte merklich ent-
lastet würden?

Corneo: Gewiss könnte mit einem zu-
sätzlichen Steueraufkommen im zwei-
stelligen Milliardenbereich gerechnet 
werden. Wenn alle drei Steuern im an-
gedeuteten Sinne reformiert bzw. ein-
geführt werden, werden sie einen ganz 
beträchtlichen Beitrag zur Sanierung 
der öffentlichen Haushalts leisten.

Amosinternational Wie beurteilen Sie 
denn die Chancen, das es tatsächlich zu 
entsprechenden politischen Entscheidun-
gen kommt?

Corneo: Im Moment gibt es noch nicht 
viel Bewegung. Ich glaube aber, dass 
insbesondere die Reform der Erb-
schaftssteuer letztlich große Chancen 
hat, weil wir uns in einer Situation be-
fi nden, in der die Vermögen der Pri-
vathaushalte seit zwanzig Jahren und 
auch weiterhin rascher als das Einkom-
men zunehmen. Wir beobachten fer-
ner eine zunehmende Konzentration 
der privaten Vermögen. Wenn man eine 

persönliche Vermögenssteuer gleich-
wohl nicht einführen will, wofür es 
vielleicht vertretbare Gründe gibt, dann 

 Da es eine zunehmende 
Konzentration der privaten 
Vermögen gibt, benötigen 
wir dringend eine Reform 
der Erbschaftssteuer

 Der Spitzensteuersatz 
sollte in Deutschland 
zwischen fünfzig und 
fünfundsechzig Prozent 
liegen
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muss man an einer anderen Stelle an-
setzen. Auf lange Sicht lässt sich durch 
eine Besteuerung der Erbschaften das 
gleiche Ergebnis erzielen wie bei der 
Vermögenswertsteuer. Die Erbschafts-
steuer verursacht zudem weit gerin-
gere Vollzugskosten und sie ruft nicht 
so starke Ausweichreaktionen hervor.

Amosinternational Sie sprachen gera-
de von der zunehmenden Ungleichvertei-
lung der privaten Vermögen. Können Sie 
uns konkrete Zahlen nennen?

Corneo: Das DIW untersucht die Ver-
mögensverteilung anhand von Mikro-
daten. Nach ihrer letzten Studie besit-
zen die vermögendsten zehn Prozent 
der Bevölkerung einen Anteil am Ge-
samtvermögen von mehr als sechzig 
Prozent. Die obersten ein Prozent be-
sitzen knapp ein Viertel des Gesamt-
vermögens.

Amosinternational Bei Diskussionen um 
eine höhere Besteuerung von Vermögen 
und Vermögenserträgen ist immer sehr 
schnell von der Gefahr der Kapitalfl ucht 
die Rede. Was ist dran an dem Bild vom 
scheuen Reh, das man nicht verjagen darf 
durch Steuern und Abgaben, sondern lo-
cken muss – u. a. durch Steuererleichte-
rungen?

Corneo: Bei der Erbschaftssteuer sind 
nur geringe Ausweichreaktionen zu er-
warten, da man mit dem Betrieb aus-
wandern müsste, um nicht besteuert 
zu werden, und auch die Erben müss-
ten auswandern, um der Steuer zu ent-
gehen. Doch nicht nur das, die Erb-
schaftssteuer hat eine positive Anreiz-
wirkung: Je größer die Nettoerbschaft, 
die jemand erhält, desto geringer der 
Anreiz weiter zu arbeiten oder z. B. ein 
Unternehmen weiterzuführen. Wer ei-
ne sehr große Erbschaft erhält, setzt 
sich eher zur Ruhe, wer nur eine mit-
telgroße Erbschaft erhält, arbeitet eher 
weiter. Durch die Besteuerung der Erb-
schaften kann man also die Leistungs-
bereitschaft der Bürger sogar erhöhen.

Amosinternational Aktuell werden vor al-
lem Formen der Besteuerung oder der Ab-
gabenpfl icht diskutiert, die die Banken und 
andere Finanzinstitutionen an den durch 
die Finanzmarkkrise verursachten Kosten 
beteiligen sollen: Bankenabgabe, Finanz-
transaktionssteuer, Tobin-Steuer. Was ge-
nau verbirgt sich hinter diesen Bezeich-
nungen? Welche Effekte könnten erzielt 
werden?

Corneo: Die Unterschiede betreffen die 
Frage, was genau besteuert bzw. mit ei-
ner Abgabe belegt werden soll. Bei der 
Torbin-Steuer (benannt nach dem ame-
rikanischen Wirtschaftswissenschaftler 
James Tobin), die bereits seit Jahren 
diskutiert wird, geht es um eine Steu-
er auf den Handel mit Devisen, z. Teil 
wird das Konzept auch auf den Roh-
stoffhandel ausgeweitet. Bei der Bör-
senumsatzsteuer werden dagegen die 
an den Börsen gehandelten Wertpa-
piere besteuert. Am weitesten gefasst 
ist das Konzept der Finanzmarkttrans-
aktionssteuer, bei dem die Gesamtheit 
der Transaktionen, die auf den Finanz-
märkten stattfi nden, belastet werden 
soll. Die Finanzmarktransaktion ist be-
sonders attraktiv, weil bei ihr die Steu-
erbasis, die Bemessungsgrundlage die 
breiteste ist und damit die Ausweich-
möglichkeiten für die Steuerpfl ichti-
gen am geringsten sind. Andererseits 
haben alle diese Steuervorhaben eine 
Archillesferse: Solange es keine welt-
weite Besteuerung gibt, haben die Ak-
teure auf dem globalisierten Finanz-
markt die Möglichkeit zu wählen, in 
welchem Land sie ihre Transaktionen 
besonders kostengünstig oder kosten-
los tätigen können.

Amosinternational Alleingänge könnte 
sich also ein Land wie Deutschland in die-
sem Bereich nicht leisten?

Corneo: Es gibt Länder, die das im Al-
leingang machen, das Vereinigte Kö-
nigreich hat z. B. eine Börsenumsatz-
steuer. Das hat nicht dazu geführt, dass 
die Finanzindustrie dieses Landes zu-
grunde gegangen wäre. Alles hängt 

von der Höhe des Steuersatzes und 
von gesetzlichen und politischen De-
tails ab, die sorgfältig zu berücksich-
tigen sind. Obwohl eine europaweite 
Regelung zu bevorzugen wäre, ist es 
für Deutschland durchaus möglich, ei-
ne eigenständige Besteuerung der Fi-
nanzmarktumsätze einzuführen.

Amosinternational Und worum geht es 
bei der Bankenabgabe, zu deren Einfüh-
rung es offenbar bereits einen politischen 
Konsens gibt? Wie unterscheidet sie sich 
von der Finanztransaktionssteuer?

Corneo: Noch ist die Bankenabgabe 
nicht beschlossen. Mir ist auch noch 
nicht bekannt, wie die Bundesregie-
rung sie sich genau vorstellt. Im All-
gemeinen denkt man an eine einma-
lige Abgabe der Finanzintermediäre, 
also der Banken und anderer Finanz-
institutionen, die ihre Rechtfertigung 
darin hätte, diese für die kommenden 
Jahre an den Kosten für die Rettung 
der Banken zu beteiligen. Es handelt 
sich also um eine einmalige Abgabe zu 
einem ganz bestimmten Zweck, wäh-
rend die Finanzmarkttransaktionssteu-
er eine auf Dauer angelegte Steuer ist, 
mit ganz anderen Effekten und ande-
ren Anreizwirkungen auf die Finanz-
akteure. Mit dieser Steuer ist die Hoff-
nung verknüpft, dass Transaktionen, 
die durch kleine Spekulationsgewinne 
motiviert sind, nicht mehr getätigt wer-
den, weil sie sich nicht mehr lohnen, 
und dass die Stabilität der Finanzmärk-
te insgesamt zunimmt. Mit der Banken-
abgabe sind dagegen keinerlei Effek-
te für die Stabilität der Finanzmärkte 
verbunden.

Amosinternational Welche Bedeutung hat 
die Besteuerung von Kapitalerträgen und 
welche könnte sie haben? Liegt Deutsch-
land nicht auch auf diesem Feld im unte-
ren Bereich?

Corneo: Vor wenigen Jahren wurde 
in Deutschland die so genannte Ab-
geltungssteuer auf private Kapitaler-
träge eingeführt. Diese Steuer führt 
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dazu, dass im Gegensatz zu den nor-
malen Einkommen, die relativ hoch be-
steuert werden, die Kapitalerträge nur 
mit fünfundzwanzig Prozent besteuert 
werden. Das ist natürlich eine große 
Ungerechtigkeit gegenüber all denje-
nigen, die wirklich hart arbeiten müs-
sen für ihr Einkommen. Es kann al-
so sein, dass die Arbeitseinkünfte ei-
nes Angestellten mit zweiundvierzig 
Prozent belastet werden, während das 
gleich hohe oder auch ein weit höhe-
res Einkommen eines Mitbürgers, dass 
ausschließlich durch Spekulationen auf 
dem Finanzmarkt erzielt wurde, nur 
mit fünfundzwanzig Prozent besteu-
ert wird. Nicht nur aus Gründen der 
Gerechtigkeit, sondern auch aus Ef-
fi zienzgründen besteht hier dringend 
Handlungsbedarf.

Amosinternational Was wäre Ihrer Mei-
nung nach konkret zu tun?

Corneo: Die politischen Entschei-
dungsträger sollten die Abgeltungs-
steuer schleunigst abschaffen und die 
Kapitaleinkommen wieder in die Be-
rechnung der Einkommensteuer ein-
beziehen. Als Begleitmaßnahme soll-
te man das steuerliche Bankgeheimnis 

abschaffen und wie in den meisten an-
deren Ländern eine generelle Mittei-
lungspfl icht für die Finanzintermediä-
re einführen. Alle Finanzinstitutionen, 
die die Finanzvermögen von Privatper-
sonen verwalten, müssen verpfl ichtet 
werden, deren Kapitalerträge automa-
tisch an die Finanzämter zu melden. Bei 
den Lohneinkommen gibt es ja auch 
eine automatische Meldung durch die 
Arbeitgeber. Deutschland ist übrigens 
das einzige Land in der Gruppe der 
G-7 Staaten, in dem es keine automa-
tischen Mitteilungen der Banken gibt.

Amosinternational Ein zentrales Motiv 
für all diese Überlegungen ist die Frage, 

wie sich angesichts der Krise der öffent-
lichen Haushalte ein höheres Steuerauf-
kommen erzielen lässt, ohne grundlegen-
de Gerechtigkeitsregeln und Gleichheits-
grundsätze zu verletzen. Eine zunehmend 
umstrittene Alternative zur Beschaffung 
der von den öffentlichen Händen benötig-
ten Finanzmittel ist Kreditaufnahme und 
die Erhöhung des staatlichen Schulden-
standes. Ist diese Möglichkeit auch wei-
terhin vertretbar? Oder haben die Kritiker 
Recht, die jede Schuldenerhöhung ableh-
nen, da die kommenden Generationen nicht 
weiter durch langfristige Schulden belas-
tet werden dürften?

Corneo: Ob es sinnvoll ist, Schulden zu 
machen, hängt zunächst von der Maß-
nahme ab, die damit fi nanziert wer-
den soll. Es ist nicht gleichgültig, ob 
man durch Verschuldung einen Krieg 
fi nanzieren oder mehr Kitas bauen will. 
Grundsätzlich ist ferner bei der Ver-
schuldung ein logischer Zusammen-
hang zu beachten: Für jeden Schuld-
ner muss es einen Gläubiger geben. Mit 
Blick auf das ganze System geht also 
mit der Verschuldung keine Belastung 
einher. Wenn wir uns Deutschland ein-
mal als geschlossene Volkswirtschaft 
denken, dann müsste es für jeden Euro 
öffentlicher Verschuldung einen Bürger 
im Land geben, der einen Euro Forde-
rung an den Staat hat, so dass es Netto 
keine Belastung geben könnte. Da wir 
es in Wirklichkeit mit mehreren Staa-
ten zu tun haben, stellt sich die Sache 
etwas anders dar: Aus nationaler Sicht 
hängt die Belastung von dem Schul-
denstand gegenüber dem Ausland ab. 
Deutschland hat aber Netto-Forderun-
gen an das Ausland und zwar in Höhe 
von fast 900 Milliarden Euro. Also wird 
Deutschland in Zukunft von dem ge-
genwärtigen Gesamtbestand an Schul-
den und Forderungen profi tieren. Aus 
deutscher Sicht ist der derzeitige Be-
stand an Schulden und Forderungen 
zweifellos ein Grund zur Freude und 
zum Optimismus, weil auf sehr lange 
Zeit weit mehr hereinkommen wird, als 
nach draußen gegeben werden muss.

Amosinternational Muss man da nicht 
doch differenzieren zwischen – vereinfacht 
gesagt – den Reichen, die hohe Forderun-
gen im Ausland und auch an den eigenen 
Staat haben einerseits, und den relativ Ar-
men oder Normalverdienern andererseits, 
deren Kinder und Kindeskinder über Ge-
nerationen hinweg zahlen müssen, um 
den öffentlichen Schuldenberg abzutra-
gen oder nicht weiter wachsen zu lassen?

Corneo: Gewiss besteht Ungleichheit. 
Aber die Auswirkung auf die Ungleich-
heit von mehr oder weniger Neuver-
schuldung durch den Staat lässt sich 
kaum erfassen. Um da fundierte Aussa-
gen machen zu können, muss man u. a. 
auch die Effekte der Verschuldung auf 
die Marktzinsen bestimmen und mit-
berücksichtigen, welche Art von Maß-
nahmen durch die Verschuldung fi nan-
ziert werden. Wir können aus wissen-
schaftlicher Sicht nur sagen, dass die 
Verschuldung auch Umverteilungsef-
fekte nach sich zieht. Diese Effekte sind 
jedoch extrem schwer zu präzisieren. 
Im Allgemeinen ist die Verschuldung 
untauglich als Instrument für eine ziel-
genaue Verteilungspolitik.

Amosinternational Um die gegenwärtige 
Entwicklung einmal gedanklich in die Zu-
kunft hinein fortzuschreiben: Die Spielräu-
me zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben 
werden doch ganz offensichtlich immer en-
ger, je größer der Anteil der jährlich auf-
gestellten öffentlichen Haushalte ist, der 
für die Schuldenzinsen aufgebracht wer-
den muss. Wird das auf Dauer nicht in ei-
ne Sackgasse führen, die den Sozialstaat 
irgendwann an sein Ende führt? 

Corneo: So einfach lässt sich die Ent-
wicklung nicht realistisch beschrei-
ben. Die Ökonomen haben eine Rei-
he von Regeln aufgestellt, die sinnvoll 
sind, um die öffentliche Verschuldung 
langfristig zu managen. So sollte die 
Schuldenstandsquote, das heißt das 
Verhältnis der Schulden zum Brutto-
inlandsprodukt (BIP), langfristig kon-
stant gehalten werden. Dass gelingt, 
wenn der Staat im Schnitt einen so ge-

 Die Abgeltungssteuer sollt 
schleunigst abgeschafft 
werden
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nannten Primärüberschuss erzielt. Die 
Primärausgaben (die staatlichen Aus-
gaben ohne Zinszahlungen) müssen 
unter den Primäreinnahmen bleiben. 
Hingegen erfordert die Konstanz der 
Schuldenstandsquote nicht, dass das 
Defi zit auf null heruntergefahren wird.

Amosinternational Unter diesen Bedin-
gungen würde auch bei wachsenden Schul-
den die Belastung durch Zinszahlungen 
nicht steigen?

Corneo: So ist es. Die relative Be-
lastung steigt nicht, weil die Relati-
on zwischen den gesamten öffentli-
chen Schulden und dem Bruttoin-
landsprodukt, das ist sozusagen die 
Wirtschaftskraft der Nation, über die 
Zeit hinweg etwa gleich bleibt. In den 
Maastrichter Verträgen steht, dass die 

nationale Schuldenstandsquote sech-
zig Prozent nicht überschreiten dür-
fe. Wir liegen zurzeit etwas darüber. 
Wenn wir nun unterstellen, wir woll-
ten die Schuldenstandsquote zukünf-
tig bei achtzig Prozent konstant halten, 
und wenn gleichzeitig der Unterschied 
zwischen Zinssatz und der Wachstums-
rate ein Prozent beträgt (z. B. Zinssatz 
drei Prozent, Wachstumsrate zwei Pro-
zent), dann ist ein Prozent von achtzig 
Prozent 0,8 Prozent und wir brauch-
ten also einen Primärüberschuss in 
Höhe von 0,8 Prozent, um die Schul-
denstandsquote zu stabilisieren. Eine 
andere wichtige Regel lautet, dass Maß-
nahmen zur Konsolidierung des Staats-
haushaltes immer prozyklisch erfolgen 
sollten. D. h. der Staat sollte in Boom-
jahren den Primärüberschuss erhöhen, 
z. B. durch Sparmaßnahmen, während 
er in Rezensionsjahren keine restriktive 
Finanzpolitik betreiben sollte.

Amosinternational Wie beurteilen Sie 
denn auf dem Hintergrund dieser Überle-
gungen die aktuellen Konsolidierungsmaß-
nahmen der Bundesregierung, die ja in ers-
ter Linie auf Sparmaßnahmen und weite-
re Schulden setzt, auf Steuererhöhungen 
dagegen verzichtet?

Corneo: Ich halte den Konsolidierungs-
plan nicht für überzeugend, und zwar 
aus drei Gründen: Erstens führt er lang-
fristig zu einer zu starken Verringerung 
des Schuldenstandes. Wenn man den 
jetzt beabsichtigten Weg der radikalen 
Schuldenbremse geht, verringert man 
den Schuldenstand im Vergleich zum 
BIP so stark, dass die Nachfrage der Pri-
vathaushalte nach sicheren Finanzan-
lagen unter Umständen nicht mehr be-
friedigt werden kann. Zweitens ist der 
Plan nicht angepasst an die konjunk-
turelle Entwicklung, er ist nicht kon-
junkturgerecht. Drittens sind die Maß-
nahmen bedenklich, weil nicht auf die 
Kompatibilität mit einer kohärenten in-
ternationalen Strategie geachtet wur-
de. Länder, die wie Deutschland einen 
hohen Exportüberschuss haben und 
gleichzeitig Netto-Förderungen an das 
Ausland zahlen, bewirken durch eine 
ausgeprägte Sparpolitik zunächst eine 
deutliche Verringerung der Nachfrage 
nach ausländischen Gütern. Dadurch 
wird es den anderen Ländern schwer 
gemacht, ihre eigenen Leistungsbilanz-
defi zite oder ihre eigene Exportschwä-
che zu korrigieren. Da fehlt es an einer 
Abstimmung auf internationaler Ebe-
ne. Allerdings teile ich auch nicht die 
Meinung, dass der Staat jetzt viel mehr 
ausgeben sollte. Da die Konjunktur sich 
schon wieder aufwärts bewegt und alle 
Anzeichen für eine weitere konjunktu-
relle Erholung sprechen, halte ich ei-
ne vorsichtige Haushaltspolitik grund-
sätzlich für richtig.

Amosinternational Ist die Entscheidung 
über mögliche Höchstgrenzen bei der 
Verschuldung nicht ohnehin stark einge-
schränkt durch die im Maastrichter Ver-
trag festgelegten Kriterien einer maxima-
len jährlichen Neuverschuldung von drei 

Prozent und einer Gesamtschuldengrenze 
von sechzig Prozent der Jahreswirtschafts-
leistung eines Landes?

Corneo: Die EU-Regeln wurden schon 
so oft durchbrochen, nicht zuletzt 
durch das Land, das sie unbedingt ein-
führen wollte, nämlich Deutschland. 
Maßgeblich für die deutsche Finanz-
politik ist aber heute nicht mehr der 
Wachstums- und Stabilitätspakt von 
Maastricht, sondern die in Deutschland 
eingeführte Schuldenbremse. Diese ist 
wesentlich restriktiver als die Maast-
richter Kriterien, und sie dient aktuell 
zur Begründung des Konsolidierungs-
plans durch die Bundesregierung.

Amosinternational Das deutsche Schul-
denkonto könnte noch einmal erheblich be-
lastet werden durch den zugesagten Bei-
trag zur Rettung des griechischen Staates 
vor der Insolvenz. Wäre es da nicht bes-
ser gewesen, notfalls auch den Weg in die 
Zahlungsunfähigkeit zuzulassen und da-
mit ggf. die Gläubigerbanken zu belasten, 
statt die Steuerzahler der andern EU-Län-
der zur Kasse zu bitten oder allenthalben 
die Sozialhaushalte zu kürzen?

Corneo: Ich glaube, dass Griechenland 
sich in einer solchen Situation als selb-
ständiger Staat an den internationa-
len Währungsfond hätte wenden sol-
len. Es steht zur Entscheidung eines 
jeden Staates, ob er angesichts einer 
Überschuldung den Zinsendienst und 
die Tilgung der eigenen Schulden auf-
kündigt und damit faktisch in die In-
solvenz geht, oder ob sich das Schuld-
nerland und die Gläubigerbanken mit 
Hilfe des internationalen Währungs-
fonds auf ein Abkommen einigen, bei 
dem es in der Regel zu einer starken 
Verringerung der Forderungen an das 
Land kommt, so dass die Kreditgeber 
eben auch Verluste hinnehmen müs-
sen. Leider wurde dieser Weg nicht 
eingeschlagen, ich glaube aus politi-
scher Eitelkeit. Die europäischen Poli-
tiker möchten nicht eingestehen, dass 
das, was sie in der Vergangenheit ge-
macht haben, keine solide Grundlage 

 Wachsende Schulden 
führen nicht zu einer 
zusätzlichen Belastung, 
wenn die Jahreswirt-
schaftsleistung entspre-
chend wächst
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hat, und sie befürchten einen starken 
Imageschaden, wenn der internatio-
nale Währungsfond einem EU-Mit-
gliedsstaat Konditionen diktiert.

Amosinternational Die Kehrseite einer Be-
teiligung des internationale Währungsfond 
ist doch, das lässt sich in etlichen armen 
Ländern der sogenannten Dritten Welt 
beobachten, dass dem jeweiligen Land oft 
eine einseitige, allein auf Schuldenabbau 
ausgerichtete Wirtschafts- und Finanzpo-
litik abverlangt wird.

Corneo: Sicherlich ist es unange-
nehm, die Vertreter des internationa-
len Währungsfonds im Finanzminis-
terium sitzen zu haben. Doch weil es 
so unangenehm ist, gibt es auch ei-
nen entsprechenden Anreiz bei den 
Regierungspolitikern, mit ihren Res-
sourcen umsichtiger umzugehen. Län-
der wie Griechenland sind dagegen in 
der Vergangenheit nicht besonders vor-
sichtig mit ihrer Finanzen umgegan-
gen. Möglicherweise liegt das auch da-
rin begründet, dass sie ohnehin nicht 
zu befürchten hatten, dass der inter-
nationale Währungsfond ggf. als ein-
ziger Hilfe-Partner für die Konsolidie-
rung der Staatsfi nanzen in Frage käme.

Amosinternational Noch einmal zurück 
nach Deutschland: Steuergerechtigkeit und 
solide Staatsfi nanzen hängen nicht nur von 
den Regeln der Besteuerung ab, sondern 
auch von der Frage, wie effi zient die Steuer-
verwaltungen arbeiten, oder von der Frage, 
in welchem Maße gerade die Wohlhaben-
den die Regeln umgehen oder sich der Be-
steuerung entziehen können. Wie beurtei-
len Sie unsere Situation in dieser Hinsicht?

Corneo: Wie in anderen Ländern so 
gibt es auch in Deutschland das Phäno-
men des Steuerbetrugs und der Steuer-
hinterziehung. Dadurch wird das Prin-
zip der horizontalen Gerechtigkeit grob 
verletzt. Deutschland befi ndet sich da 
durch die Organisation seiner Steuer-
verwaltung in einer besonders schlech-
ten Situation: Es gibt sechzehn von-
einander unabhängige Steuerverwal-

tungen in den Ländern und dort fehlt 
der Anreiz, die Steuerfahndung zu ver-
bessern, die Kontrolldichte zu erhöhen, 
weil die dadurch erreichten Mehrein-
nahmen im föderalen Systeme weit-
gehend sozialisiert werden. Aufgrund 
dessen investieren die einzelnen Bun-
desländer zu wenig in die Steuerver-
waltung. Es mangelt zudem an einer 

konsequenten Koordination. Dadurch 
entstehen große Spielräume für den 
Steuerbetrug von Unternehmen und 
vermögenden Individuen. Hier würde 
es sich anbieten, von den USA, die 
auch ein Bundesstaat sind, zu lernen 
und eine einheitliche Bundessteuerver-
waltung einzuführen. Die Studie ei-
ner großen Unternehmensberatungs-
gesellschaft kommt zu dem Ergebnis, 
dass den öffentlichen Haushalten al-
leine durch diese Reform Netto-Mehr-
einnahmen in Höhe von elf Milliarden 
jährlich zugetragen würden. So könn-
ten z. B. sämtliche Kürzungen im So-
zialbreich überfl üssig gemacht werden 
und es blieben darüber hinaus Mittel 
übrig, die man z. B. für sinnvolle In-
vestitionsprojekte ausgeben könnte.

Amosinternational Herr Prof. Corneo, Sie 
sind in Italien geboren und aufgewachsen: 
Gibt es auch Dinge, die Deutschland lernen 
könnte vom italienischen Steuersystem?

Corneo: So manches ist nicht vorbild-
lich in Italien. Doch im Bereich der 
Bekämpfung von Steuerhinterziehun-
gen hat die frühere Regierung – vor 
Berlusconi – mehrere sinnvolle Maß-
nahmen eingeführt: Vor allem wur-
den die Kontrollen verbessert, wo-
bei die Möglichkeiten, die die heuti-
gen Informationstechnologien bieten, 
in großem Umfang genutzt werden. 
Da könnte Deutschland m. E. wirklich 
von Italien lernen. Aber selbstverständ-
lich auch von anderen Ländern, die 
ein weniger verkrampftes Verhältnis 
zum Schutz der Privatsphäre haben. 
Unter dem Deckmantel eines übermä-
ßigen Schutzes der Privatsphäre wer-
den nicht nur der Kriminalität, son-
dern auch den vielfältigen Formen des 
Steuerbetrugs ganz große Spielräume 
eingeräumt. Etwas mehr Vertrauen in 
den Staat wäre da schon gut, um die 
Möglichkeiten moderner Informations-
technologien viel ausgiebiger nutzen 
zu können und dadurch die Effektivi-
tät der Steuerverwaltung zu erhöhen.

Das Gespräch führte Richard Geisen

Giacomo Corneo (*1963 in Arona, Ita-
lien), studierte Volkswirtschaftslehre an 
der Universität Bocconi in Mailand und 
anschließend an der Ecole des Hautes 
Etudes en Sciences Sociales in Paris; 
1992 in Rom Promotion in politischer 
Ökonomie; weitere Promotion im Rah-
men des European Doctoral Program 
in Quantitative Economics über spiel-
theoretische Modelle des Arbeitsmark-
tes. Lehrtätigkeit u. a. in Paris, Berke-
ley und Philadelphia; seit 2004 Profes-
sor für VWL/Finanzwissenschaft an der 
Freien Universität Berlin; Research Fel-
low bei dem CEPR, London, dem CESifo, 
München und dem IZA, Bonn; aktueller 
Forschungsschwerpunkt: die Ökonomie 
des Wohlfahrtsstaates; jüngste Veröf-
fentlichungen: Nationalism, Cogniti-
ve Ability, and Interpersonal Relations, 
International Review of Economics 57 
(2010), 119–141; Symbolic values, oc-
cupational choice, and economic de-
velopment (with O. Jeanne), European 
Economic Review 54 (2010), 241–255; 
A theory of tolerance (with O. Jeanne), 
Journal of Public Economics 93 (2009), 
691–702; From bottom to top: The en-
tire income distribution in Germany, 
1992–2003 (with S. Bach and V. Stei-
ner), Review of Income and Wealth 55 
(2009), 303–330; The Riester Scheme 
and private savings: An empirical ana-
lysis based on the German SOEP (with 
M. Keese and C. Schröder) Schmollers 
Jahrbuch 129 (2009), 321- 332; What‘s 
the monetary value of distributive ju-
stice? (with C. Fong), Journal of Public 
Economics 92 (2008), 289–308.

KURZBIOGRAPHIE
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Wechsel in der Katholischen Sozialwissenschaftlichen  Zentralstelle
Neuen Herausforderungen Gestalt  geben – Überlegungen zur zukünf tigen Arbeit

ter mit dem Thema „Liebe und Sub-
jektivität. Das Gelingen des Lebens im 
Schatten des amour pur als Programm 
theologischer Ethik“. Im Jahr darauf 
erging der Ruf auf die Professur für 
Moraltheologie und Christliche Sozial-
wissenschaften an der Theologischen 
Fakultät Fulda, seit 2008 bin ich In-
haber des Lehrstuhls für Moraltheo-
logie und Ethik an der Theologischen 
Fakultät Paderborn. In der Zeit als Di-
rektor des Sozialinstituts Kommende 
in Dortmund von 1997 bis 2004 konn-
te ich bereits wichtige Erfahrungen in 
der Führung einer außeruniversitären 
Einrichtung sammeln. 

Mit der Übernahme der Leitung der 
KSZ stellt sich nun die Aufgabe, künf-
tige Tätigkeitsschwerpunkte dieser Ein-
richtung festzulegen. Ein zentraler As-
pekt wird hierbei eine stärkere inter-
nationale Vernetzung der Aktivitäten 
der KSZ sein. Es stellt heute nicht nur 
für die Politik eine Notwendigkeit dar, 
im Hinblick auf anstehende Probleme 
die rein nationale Perspektive hinter 
sich zu lassen und den Blick interna-
tional auszurichten, sondern auch ei-
ne Institution wie die KSZ muss ihre 
Kompetenz und Stimme verstärkt in 
internationalen bzw. zumindest in eu-
ropäischen Gremien einbringen. Kon-
kret bedeutet dies beispielsweise die 
Vertiefung der Zusammenarbeit mit 
 COMECE, der Kommission der Bi-
schofskonferenzen der Europäischen 
Gemeinschaft, in Brüssel. So soll be-
reits im nächsten Jahr die alljährlich 
in Mönchengladbach stattfi ndende So-
zialethikertagung gemeinsam mit CO-
MECE ausgerichtet werden. Darüber hi-
naus soll der Kontakt auch zu ande-
ren Institutionen und Einrichtungen 
der katholischen Sozialethik im euro-
päischen Raum ausgebaut werden so-

wie der Blick noch stärker als bisher auf 
Nordamerika gerichtet werden. 

Im deutschsprachigen Raum stellt 
sich vor allem die Aufgabe, die Ver-
bindung der KSZ zur Vereinigung der 
Sozialethiker zu vertiefen. Auf der Ba-
sis bereits stattgefundener Gespräche 
mit Prof. Dr. Markus Vogt (München), 
derzeitiger Vorstand der Vereinigung 
der deutschsprachigen Sozialethiker, 
wurde vereinbart, künftig als Mitver-
anstalter der sozialethischen Werk-
stattgespräche in Berlin aufzutreten. 
Außerdem soll ab Herbst dieses Jah-
res von der KSZ ein „Sozialethischer 
Newsletter“ herausgegeben werden. 
Mit der Veröffentlichung eines solchen 
Newsletters wird einem Desiderat in-
nerhalb der deutschsprachigen Sozial-
ethik entsprochen. Inhaltlich soll die-
ser Newsletter neben einem Überblick 
über neuere Veröffentlichungen auch 
wichtige Personalia enthalten. Im Rah-
men dieser intensivierten Zusammen-
arbeit der KSZ mit den deutschen So-
zialethikern ist auch die Mitarbeit bei 

Die Katholische Sozialwissenschaftli-
che Zentralstelle (KSZ), die seit dem 
12. Februar 1963 besteht, ist eine Ein-
richtung der Deutschen Bischofskonfe-
renz. Mit der Errichtung der Zentral-
stelle in Mönchengladbach wurde an-
geknüpft an die Bedeutung dieser Stadt 
für den deutschen Sozialkatholizismus. 
Dies gilt insbesondere für den Volks-
verein für das katholische Deutschland, 
der von 1890 bis zu seiner Aufl ösung 
im Jahre 1933 hier seinen Sitz hatte.

Zum 1. April dieses Jahres wurde 
ich von der Deutschen Bischofskonfe-
renz zum neuen Direktor der KSZ be-
stellt. Damit bin ich in der Geschichte 
der KSZ erst ihr dritter Direktor. Deren 
erster Leiter, Pater Gustav Gundlach SJ, 
vormals Professor an der Päpstlichen 
Universität Gregoriana, verstarb bereits 
nach wenigen Monaten im Amt uner-
wartet im Alter von 71 Jahren. Nach-
folger in der Leitung der KSZ wurde 
damals Professor Anton Rauscher SJ, 
der fast 47 Jahre lang die Geschicke 
dieser Einrichtung lenkte. 

Als jemand, der im Gründungsjahr 
der KSZ geboren wurde, kann ich al-
lein aus biographischer Perspektive den 
langen Zeitraum erfassen, in der Pro-
fessor Rauscher die Leitung der KSZ 
inne hatte. Genauso wie er habe ich vor 
meiner Priesterweihe für das Erzbistum 
Paderborn im Jahre 1988 einen Groß-
teil meiner Studien an der Päpstlichen 
Universität Gregoriana und im Colle-
gium Germanicum et Hungaricum in 
Rom absolviert. Nach Lizenziat in Mo-
raltheologie erfolgte 1991 die Promo-
tion bei Prof. Klaus Demmer über „Die 
Entwicklung des theologischen Natur-
rechts in der späten Neuscholastik des 
deutschen Sprachraums“, und schließ-
lich 2003 die Habilitation an der West-
fälischen Wilhelms-Universität Müns-

Peter Schallenberg
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Herausgabe und Redaktion der Zeit-
schrift mosinternational zu sehen. 

Das Ziel dieser verschiedenen Ko-
operationen ist eine stärkere Bünde-
lung der vorhandenen Ressourcen 
innerhalb der sozialethischen Insti-
tutionen und Lehrstühle im deutsch-
sprachigen Raum. Gerade in einer Zeit, 
in der in der Öffentlichkeit Aufmerk-
samkeit zur kostbarsten Währung ge-
worden ist, bedarf es dringender denn 
je dieser gezielten Zusammenarbeit. 
Abgesichert werden soll diese inhalt-
liche und strategische Neuausrichtung 
der KSZ durch einen noch zu errichten-
den wissenschaftlichen Beirat.

Insgesamt sollen die Überlegungen 
zur zukünftigen Arbeit der KSZ not-
wendige Neuakzentuierungen mit den 
bewährten Tätigkeitsbereichen verbin-
den. Bewährtes bewahren und sich für 
neue Herausforderungen öffnen, die-
ser Leitgedanke – der im Zweiten Va-
tikanischen Konzil mit dem Ausdruck 
„aggiornamento“ umschrieben wurde – 
kann auch über die gegenwärtige Posi-
tionsbestimmung der KSZ stehen, einer 
Phase in der Geschichte dieser Einrich-
tung, die nicht nur von einem Genera-
tionswechsel in der Leitung geprägt ist.

Peter Schallenberg, 
 Mönchengladbach/Paderborn

aber Ethik nicht betreiben kann, ohne 
über Kompetenzen in den Sachfragen 
zu verfügen, und weil ethische Maß-
gaben durch rechtliche fl ankiert wer-
den müssen, wenn sie wirksam sein 
sollen, ist der Studiengang interdiszi-
plinär angelegt.

Diese Antwort ist zu knapp? Das 
ist der Grund, weshalb es Umweltethik 
als Studiengang gibt: Nicht nur ethi-
sche Fragen, sondern auch die Fragen 
nach der Ethik sind anspruchsvoll und 
bedürfen Zeit zu ihrer Beantwortung.

Ziele des Masterstudiengangs 
 Umweltethik
Ziel des Studiengangs ist es, Studie-
rende multidisziplinär mit den Di-
mensionen ökologischen Handelns 
und ökologischer Problemfelder ver-
traut zu machen und sie zur ethischen 
Integration fachwissenschaftlicher Zu-
gänge zu befähigen. Der interdiszipli-
nären Anlage entsprechend, sind die 
vom Masterstudiengang Umweltethik 
vermittelten Kompetenzen vielfältig. 
Ihr Fokus jedoch liegt in der Vermitt-
lung normativer Kompetenz, die er-
forderlich ist, um umweltspezifi sche 
Maßgaben und Maßnahmen von ih-
rer Zieldimension her bewerten und be-
gründen zu können. Dabei vermittelt 
der Studiengang auch die spezifi sch 
geistes wissen schaftliche Kompetenz, 
eine Zusammenschau der verschiede-
nen disziplin spezifi schen Fragestel-
lungen und Antworten zu leisten. Er-
langt werden soll auf diese Weise ei-
ne auf Umweltfragen und ökologische 
Heraus forderungen bezogene generel-
le fachliche, analytische und strategi-
sche Kompetenz. Desweiteren wird eine 
ethisch-argumentative sowie kommu-
nikative Kompetenz vermittelt, die in 
besonderer Weise das Profi l des Um-
weltethikers bzw. der Umweltethikerin 
auszeichnen soll. 

Im Einzelnen zielt der Masterstudi-
engang darauf ab:
• über ein vielseitiges disziplinenspe-

zifi sches Grund-, Fach- und Refl e-
xionswissen zu verfügen und ver-
traut zu sein mit den in unterschied-

Umweltethik an der  Universität Augsburg
Konzept, Aufbau und Inhalte des  neuen Masterstudiengangs

Warum Umweltethik studieren? 
Vor dem Hintergrund der ökologischen 
Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts befasst sich bereits eine Vielzahl 
natur- und geisteswissenschaftlicher 
Disziplinen mit Umweltproblemen und 
der Suche nach diesbezüglichen kon-
kreten und effektiven Lösungen. Ein 
normativer Blickwinkel spielt – wenn 
überhaupt – in den Diskursen und auf 
den Agenden allenfalls eine unterge-
ordnete Rolle. Will man aber die Le-
gitimität von Maßgaben für umwelt-
bezogenes Handeln bewerten und be-
gründen, so muss gerade die normative 
Frage immer wieder geklärt werden. 
Daher ist der Schritt in die Ethik un-
ausweichlich. Genau dieser Aufgabe 
der normativ angelegten Refl exion 
und Analyse stellt sich der neue Mas-
terstudiengang Umweltethik, der zum 
Wintersemester 2010/2011 an der Uni-
versität Augsburg unter Federführung 
der dortigen Professur für Christliche 
Sozialethik starten wird.

Warum gerade die ethische 
 Perspektive?
Normative Fragen können grundsätz-
lich unter zwei Gesichtspunkten beant-
wortet werden: Funktional und ethisch.

• Funktionale Bewertung und Hand-
lungsbegründung kann sich dabei 
letztlich immer nur auf Eufunktio-
nalität beziehen – also darauf, dass 
etwas funktioniert anstatt verhin-
dert zu werden. Es fehlt ihr jedoch 
ein Letztkriterium dafür, welche 
Funktionen sein sollen und wel-
che nicht.

• Ethische Bewertung und Hand-
lungsbegründung bezieht einen 
Standpunkt, der dieses Letztkri-
terium bildet und Eufunktiona-
lität nochmals darauf hin befra-
gen kann, ob sie „wirklich“ gut (eu 
steht im Griechischen für gut) ist. 
Auch rechtliche Normen lassen sich, 
wenn man den Dezisionismus ei-
ner rein positivistischen Position 
vermeiden will, letztbezüglich nur 
mit Rekurs auf die Ethik begrün-
den (ohne dass das Rechtsprinzip 
mit dem Moralprinzip verwechselt 
werden muss).

Will man die Legitimität von Maßga-
ben für umweltbezogenes Handeln be-
werten und begrün den, so ist daher der 
Schritt in die Ethik nötig. Deren Kom-
petenz zu vermitteln ist zentrale Aufga-
be des Masterstudiengangs. Weil man 
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lichen Fachdisziplinen gegebenen 
Aufgaben- und Problemfeldern so-
wie den dazu entwickelten Frage-
stellungen, Lösungsansätzen und 
Handlungsstrategien;

• über begründete und begründba-
re umweltethische Kriterien, Prinzi-
pien und Begriffe zu verfügen und 
eine bereichsübergreifende, mehr-
perspektivische Sicht auf Sachver-
halte einzunehmen;

• Strategien ökologischen Handelns 
und ökologieverträglicher Risiko-
bewältigung auf dieser Basis ent-
wickeln sowie umweltgerechte We-
ge in die gesellschaftliche, insbe-
sondere sozioökonomische Zukunft 
entwerfen zu können;

• Institutionen oder Unternehmen auf 
ihre ökologische Ausrichtung und 
nachhaltige Ressourcennutzung hin 
analysieren und bei diesen einen 
Refl exions- und Beratungsprozess 
auslösen zu können;

• eine ökologisch orientierte Öffent-
lichkeitsarbeit für Behörden, Insti-
tutionen, Unternehmen, internatio-
nale und zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen, im Bildungsbereich, 
in Parteien, in Kirchen, in den Me-
dien oder in der Verbandsarbeit etc. 
leisten zu können.

Zum Aufbau des Studiengangs 
und zur inhaltlichen Charakteristik 
der Module
Der Masterabschluss stellt einen wei-
teren berufs- und for schungsquali fi -
zierenden Abschluss durch das Stu-
dium der Umweltethik dar, der auf 
 einem ersten berufsqualifi zierenden 
Hochschulabschluss, in der Regel auf 
den Bachelorgrad, aufbaut. Nach der 
bestandenen Mas ter prüfung wird der 
akade mische Grad „Master of Arts 
(M. A.)“ verlie hen.

Der Master studiengang Umwelt-
ethik umfasst neun Module, aus de-
nen insgesamt 120 Leistungspunk-
te (ECTS) im Rahmen von mindestens 
40 SWS zu erbringen sind. Leistungs-
punkte können erworben werden 
durch regelmäßige Anwesenheit in 

den Lehrveranstaltungen sowie mit-
tels Klausur, mündliche Prüfung, Re-
ferat oder Seminararbeit. Im Einzel-
nen vereint der Masterstudiengang 
3 Pfl ichtmodule, 4 Wahlpfl ichtmodu-
le, aus denen 2 gewählt werden kön-
nen, 1  freies Wahlmodul, dessen In-
halte und Lehrveran staltungen frei zu-
sammengestellt werden können, und 
1 M. A.-Abschlussmodul, in dem die 
Masterarbeit geschrieben werden muss.

Die Pfl ichtmodule richten sich
• mit dem Ethikmodul M1 auf die Er-

langung normativer Begründungs- 
und Urteilskompetenz,

• mit dem interdisziplinären Modul 
M2 auf ein übergreifendes Sach-
verständnis des Verhältnisses von 
Mensch, Natur und Kultur und

• mit dem Modul M 3 auf die Umset-
zung normativer Lösungen ökologi-
scher Probleme in Recht und Öko-
nomie.

Die Wahlpfl ichtmodule erlauben eine 
individuelle Schwerpunktsetzung, die 
interdisziplinäre und disziplinäre Ver-
tiefungen
• in den Naturwissenschaften (M4),
• den Sozialwissenschaften (M5),
• der Theologie (M6) und
• den Erziehungswissenschaften (M7) 

ermöglichen.

Das freie Modul M8 bietet zudem die 
Chance, diese Schwerpunkte noch 
durch selbst gewählte Veranstaltun-
gen zu bereichern oder interdiszipli-
när zu ergänzen.

Wahlpfl ichtmodul M1: 
Ethik, Umweltethik, materiale Ethik
Strategien für menschliches Umwelt-
handeln und die konkrete handlungs-
bezogene Entschei dungs fi ndung setzen 
ethische Kompetenz voraus: Umwelt-
bezogene moralische Intuitionen und 
daraus hervor gehende Ethosformen 
bedürfen der rationalen Klärung und 
Begrün dung. Für einen ethisch tragfä-
higen Umgang mit ökologischen Pro-
blemen bedarf es eines zureichenden 
ethischen Paradigmas und einsichtiger 

Prinzipien. Die Vermittlung entspre-
chender refl exiver und anwendungs-
orientierter Kompetenz ist Aufgabe die-
ses Moduls.

Wahlpfl ichtmodul M2: 
Mensch, Natur, Kultur
Menschliches Umwelthandeln steht im-
mer schon im Rahmen eines grundsätz-
lichen Selbst- und Weltverständnisses, 
in dem auch die Themen Natur, Kul-
tur, Lebewesen etc. situiert sind. Diesen 
paradigmatischen Rahmen interdiszi-
plinär aufzuhellen und Grundbegriffe 
zu klären, ist Aufgabe der Lehrveran-
staltungen dieses Moduls.

Wahlpfl ichtmodul M3: 
Umwelt, Recht, Ökonomie
Ethik muss in die Realität umgesetzt 
werden. Umwelt gerechtes Handeln 
vollzieht sich in und durch soziale(n) 
Systeme(n), die Handlungsmöglich-
keiten eröffnen oder ausschließen. 
Die Zusammen hänge von Hand-
lung und System sowie die systemi-
sche Realisierbarkeit und Realisierung 
der umweltethischen Maßgaben sind 
hier im Rekurs auf wirtschafts wissen-
schaftliche Inhalte und Handlungs-
paradigmen einerseits und rechtliche 
Rahmen bedingungen andererseits zen-
trale Themen.

Wahlpfl ichtmodul M4: 
Mensch, Raum, Umwelt
Das Verhältnis von Natur und Mensch 
ist in seiner räumlichen Dimension 
durch vielgestaltige Prozesse der Na-
turaneignung durch den Menschen ge-
prägt. Diese Prozesse zu ermitteln und 
zu analysieren sowie weiterführende 
und vertiefende Fragestellungen im 
Kontext der Human- und der Physi-
schen Geographie zu erkunden, stellt 
die Aufgabe dieses Moduls dar.

Wahlpfl ichtmodul M5: 
Soziologie, Politikwissenschaft
Das umweltbezogene Handeln des 
Menschen realisiert sich gesellschaft-
lich: Einerseits wirken die systemischen 
Handlungsformen der Gesellschaft auf 
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die Natur ein, andererseits ist die Exis-
tenz der Gesellschaft auf die sie um-
gebende Natur angewiesen. Es ergibt 
sich so ein Wechselverhältnis zwischen 
menschlichen Soziosystemen und dem 
Systemfeld der Natur. Die Vergesell-
schaftung der Natur und die naturhafte 
Bedingungsstruktur der Gesellschaft ist 
ein Thema der Soziologie. Gleichzeitig 
realisiert sich die normative Strukturie-
rung und Regelung des gesellschaftli-
chen Umgangs mit Natur über das Sys-
tem der Politik. Unterschiedliche politi-
sche Systeme und Politikverständnisse 
entwickeln dabei auch unterschiedli-
che Gesell schaft-Natur-Verhältnisse.

Wahlpfl ichtmodul M6: 
Theologie, Spiritualität
Die kulturelle Positionierung des Na-
turverhältnisses und der Umgang mit 
Natur sowie das übergreifende Sinn-
verständnis menschlichen Handelns 
in Welt und Geschichte hat zumindest 
im westlichen Kulturkreis wesentliche 
Wurzeln im Christentum. Insbeson-
dere fortschritts orientierte, optimisti-
sche Sinndeutungen und ihr Kontrast 
der pessimistischen, apo kalyp tischen 
Sinnszenarien sind ohne diesen Ver-
mittlungsbezug nicht zu verstehen und 
zu entschlüsseln. Die Kirche, die ein be-
deutsamer ökologischer Akteur ist, ver-
steht sich aus diesem über greifenden, 
transkategorialen Sinnbezug. Darü-
ber hinaus konstelliert der christli-
che Glaube wesentliche Elemente ei-
nes spirituellen, nicht-instrumentellen 
Naturbezugs des Menschen, der im An-
gesicht der systemischen und zweck-
rationalen Durchorganisation der mo-
dernen Gesell schaften westlichen Typs 
inspirativ für das ökologische Ethos 
und seine bildungs bezogene Vermitt-
lung sein kann.

Wahlpfl ichtmodul M7: 
Erziehung, Bildung, Psychologie
Neben der ökologischen Ausrichtung 
von sozialen Strukturen (Politik, Recht, 
Wirtschaft) bedarf es einer ökologisch 
orientierten Erziehung und Bildung 
von verantwortungs bereiten Perso-

nen. Es gilt individuelle und struktu-
relle Bedingungen von ökologisch re-
levanten Entscheidungen bei Indivi-
duen und Betrieben festzustellen und 
zu analysieren. Hierbei gilt die Auf-
merksamkeit besonders der Differenz 
von Einstellung und Verhalten, von in-
ternen Zielen und externen Wirkungen.

Alleinstellungsmerkmale 
und  Berufsperspektiven 
1.  Exklusivität: Der Masterstudien-

gang Umweltethik ist ein in der 
deutschen Studien landschaft bisher 
einzigartiges Studienprogramm, 
bei dem die Erlangung normativer 
Kompetenz auf der Basis soliden 
Fachwissens im Zentrum steht.

2.  Individualität: Durch den Studi-
enaufbau mit Wahlpfl ichtmodu-
len und einem freien Modul ge-
nießen Studierende große Freihei-
ten, individuelle Interessen in ihrer 
Studienplanung zu vertiefen.

3.  Interdisziplinarität: Ethik kann 
nicht betrieben werden, ohne über 
Kompetenzen in den Sachfragen zu 
verfügen, und weil ethische Maßga-
ben durch rechtliche fl ankiert wer-
den müssen, wenn sie wirksam sein 
sollen, ist der Studiengang interdis-
ziplinär angelegt.

Gerade durch die Exklusivität und In-
terdisziplinarität des Masterstudien-
gangs Umweltethik können sich Stu-
dierende ein interessantes Berufsprofi l 
schaffen, das sie gegenüber Absolven-
ten in anderen umweltbezogenen Stu-
diengängen auszeichnet. Das Studium 
qualifi ziert beispielweise zu einer Ar-
beit …
• in einem Umweltverband;
• im Bildungsbereich: ökologische Er-

ziehung und Bildung;
• in Unternehmen: 

 — in der Unternehmenskommuni-
kation zu ökologischen Fragen 
als Umweltbeauftragte(r), die/
der die Entwicklung umweltver-
träglicher Strategien begleitet;

 — in der Public Relation und in 
kommunikativen Prozessen mit 

der Öffentlichkeit, um die öko-
logische Verträglichkeit von Un-
ternehmensstrategien transpa-
rent zu machen.

Zulassungsvoraussetzungen 
und Bewerbung 
Voraussetzung für den MA Umwelt-
ethik ist ein erster universitärer Ab-
schluss mit Studien- und Prüfungs-
leistungen in Sozialwissenschaften 
im Umfang von mindestens 120 Leis-
tungspunkten oder Theologie im Um-
fang von mindestens 50 Leistungs-
punkten oder Wirtschaftswissen-
schaften im Umfang von mindestens 
120 Leistungspunkten. Ältere Studie-
nabschlüsse ohne Leistungspunktsys-
tem (Diplom, Magister, Staatsexamen) 
können anerkannt werden. Die Bewer-
bungsfrist läuft bis 31. Juli d. J. 

Dazu sind folgende Unterlagen ein-
zureichen: 
• Zeugnis der Hochschulzugangsbe-

rechtigung. 
• Nachweis über den Abschluss eines 

ersten Studiengangs, aus dem die 
einzelnen Prüfungsleistungen her-
vorgehen (Zeugnis kann evtl. nach-
gereicht werden).

• Tabellarischer Lebenslauf.
• Nachweis der Deutschkenntnisse bei 

ausländischen Absolventinnen und 
Absolventen.

Weitere Informationen – insbesonde-
re zu den Zulassungsvoraussetzungen 
und zu den Bewerbungsmodalitäten 
sind abrufbar unter: http://www.kthf.
uni-augsburg.de/de/studium/studien-
informationen/umweltethik

Johannes J. Frühbauer (Luzern), 
Thomas Hausmanninger (Augsburg)
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Solidarität lernen
Neue Impulse für die politische Bildung

„Wie aber soll in einer demokratischen 
Gesellschaft Solidarität zur Leitidee 
sozialer Strukturen werden, wenn die 
Herzen und Köpfe der Menschen nicht 
von der Idee der Solidarität erfasst wor-
den sind?“ (Baumgartner 2004, S. 291) 
Impulse aufzuzeigen, wie solidaritäts-
fördernde Haltungen und Handlungen 
initiiert und verstärkt werden, ist das 
Thema dieses Beitrags. Dabei wird ver-
mutet, dass didaktische Strukturen und 
Prozesse dazu einen wichtigen Beitrag 
leisten können.

Die erste Schwierigkeit bei der Be-
antwortung der Frage stellt sich schon 
auf der begriffl ichen Ebene: Solidari-
tät ist ein vielschichtiger, infl ationär 
gebrauchter Begriff, mit unterschied-
lichen Konnotationen, der mit ähnli-
chen Termini wie Gerechtigkeit, Hilfe-
leistung, Engagement etc. konvergiert 
(vgl. Wiswede 2001, S. 323). Ohne die 
unterschiedlichen Defi nitionsversuche 
diskutieren zu wollen, sei hier in An-
lehnung an die Sozialenzyklika Solli-
citudo rei socialis Solidarität defi niert 
als die Bereitschaft, sich auf der inter-
personalen wie auf der strukturellen 
Ebene für das Gemeinwohl einzusetzen. 
Dabei geht es um einen möglichst dis-
kriminierungs- und privilegienarmen 
Zugang aller Menschen zu den gesell-

schaftlichen Gütern. Es gilt, gegenüber 
Ausgrenzungsmechanismen und -pro-
zessen Widerstand zu leisten.

Die in den vergangenen Jahren 
(1999, 2004, 2009) durchgeführten 
Freiwilligen-Surveys in Deutschland 
zeigen, so Theodor Damm, Leiter der 
Stabsstelle Verbandspolitik & Kommu-
nikation des Caritasverbandes für die 
Diözese Münster, dass in Deutschland 
allen Unkenrufen der Entsolidarisie-
rung zum Trotz ein hohes Engagement-
potenzial vorhanden ist. Gut ein Drit-
tel der hiesigen Bevölkerung ist bür-
gerschaftlich engagiert, d. h. es handelt 
zu Gunsten des Wohles anderer. Das 
hohe Maß an freiwilligem Einsatz ist 
ein Indikator für ausgeprägte solida-
rische Verhaltensweisen. 

Dieses Indiz korrespondiert mit Be-
obachtungen, wonach Prinzipien wie 
„Gerechtigkeit“ und „Solidarität“ in der 
Bevölkerung hohe Sympathiewerte ge-
nießen. Es ist sogar eine Renaissance 
der Relevanz dieser Werte erkennbar. 
Offenbar besteht ein verbreitetes Be-
dürfnis, diesen Werten im eigenen All-
tag und in der Gesellschaft mehr Gel-
tung zu verschaffen. 

Das bietet Chance für die politi-
sche Bildung. Sie kann in ihrer Pra-
xis Lernprozesse der Wertevermitt-
lung initiieren. Unsicherheit besteht 
bei der Frage, wie sich diese Werte 
in der Bildungspraxis zielgruppen-

gerecht vermitteln lassen und welche 
didaktischen Konzeptionen und wel-
che Methoden dazu nützlich und hilf-
reich sind. Denn für die normativ-ge-
sellschaftsethische Ebene sind ausrei-
chend Wissensbestände vorhanden, 
um die Begriffl ichkeiten, die Plausibi-
lität von Begründungslogiken und den 
Stellenwert im Gesamtzusammenhang 
der Gesellschaft zu klären (Lippl 2003, 
3). Erheblicher Diskussionsbedarf be-
steht hinsichtlich der Frage, wie es ge-
lingen kann, Werte wie Gerechtigkeit 
und Solidarität in Lernarrangements 
des ethischen Lernens umzusetzen. Es 
geht hier um die Identifi kation didakti-
scher Konzeptionen, die grundlegende 
Werteaxiome mit solidaritätsförderli-
chen Methoden verbinden. Bislang eher 
wenig beachtet von der katholisch-so-
zialen Bildung, sind dazu im Kontext 
von spezifi schen sozialen Konfl iktfel-
dern in den letzten Jahrzehnten inno-
vative Lernarrangements und Refl e-
xionskontexte zur Einübung solida-
rischer Verhaltensweisen entwickelt 
worden. Diese Konzeptionen verbin-
den Werteorientierungen mit Gesell-
schaftsanalysen, Handlungsstrategien 
und Methoden für die Bildungspraxis. 
Einige dieser Konzeptionen werden hier 
exemplarisch, ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit vorgestellt:
• Thérapie Sociale,
• Social Justice Education,

Adams, M., Bell, L.-A., Griffi th, P. (2007), Hg.), Teaching for di-
versity and social justice, A source-book, New York/London 
2007, 2. Aufl age.
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Lippl, B. (2003), Solidarität aus der Sicht der deutschen Bevölke-
rung, Ergebnisse der empirisch-sozialwissenschaftlichen Ge-
rechtigkeitsforschung. Arbeitsbericht Nr. 95, Berlin.

Metz, J. B. et at. (2000), Compassion. Weltprogramm des Christen-
tums, Herder, Freiburg.

Rojzman, C. (1997), Der Hass, die Angst und die Demokratie. Ein-
führung in eine Sozialtherapie des Rassismus, Verlag AG SPAK, 
München.

Rosenberg, M. B. (2009), Gewaltfreie Kommunikation, Junfermann, 
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Schönberger, B. (2010), Gewaltfreie Kommunikation: der Schlüs-
sel für eine effektive Konfl iktlösung?, in: Psychologie heute, 
Januar 2010, Beltz, Weinheim, S. 38–42.
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• Gewaltfreie Kommunikation und
• das Compassion-Projekt.

Thérapie Sociale, entwickelt von dem 
französischen Soziologen und Psycho-
logen Charles Rojzman (siehe Rojzman 
1997) ist eine Methodik der Konfl iktbe-
arbeitung auf kommunaler Ebene unter 
Einbeziehung aller wichtigen Akteure, 
der EinwohnerInnen und der staatli-
chen und nicht-staatlichen relevanten 
Organisationen. Sie zielt auf ein ge-
meinschaftsorientiertes Zusammenle-
ben von Menschen unterschiedlicher 
Lebensorientierungen im sozialen Nah-
raum. Im Zentrum steht die Gestaltung 
eines strukturierten Rahmens, der ei-
ne verbindliche Begegnung der kultu-
rell und ethnisch heterogenen Bevöl-
kerungsgruppen und Vertretungen der 
öffentlichen Einrichtungen ermöglicht. 
Ausgangspunkt des Dialogs sind vi-
rulente Ressentiments und Vorurteile. 
Diese werden in einem konstruktiven 
Konfl iktlösungsprozess bearbeitet, in 
dem auch emotionale und irrationa-
le Faktoren aufgegriffen werden, da 
sie einen wesentlichen Nährboden für 
Ressentiments bilden. Ziel ist es, ak-
zeptable Lösungen für alle Beteiligten 
im Sinne einer win-win-Situation zu 
fi nden. Thérapie Sociale ist ein Akti-
onsprogramm zur sozialen Kohäsion. 
Es bearbeitet die interpersonalen Ver-
werfungen und zielt auf ein solida-
risches Miteinander. Angst und Hass 
sind die eigentlichen Hindernisse auf 
dem Weg zu einer echten Demokratie, 
zu einer egalitären Kommunikations-
gemeinschaft. Für das gesellschaftliche 
Zusammenleben ist es wichtig, solche 
Strategien gegen Exklusionspraxen zu 
entwickeln, die auch die sozialpsycho-
logische Ebene mit einbeziehen. Eine 
rein rationale Strategie würde zu kurz 
greifen, da es die emotionale Ebene 
nicht berücksichtigt. Thérapie Sociale 
wurde bislang vor allem in der Wei-
terentwicklung von „problematischen“ 
Stadtvierteln eingesetzt.

Social Justice Education wurde in 
den USA (Adams, Bell, Griffi th 2007) 
erarbeitet als didaktische Konzeption 

des Engagements für eine solidarische 
Gesellschaft. Sie hegt den Anspruch, 
Strategien für den Abbau von Exklu-
sionen zu entwickeln. Der zentrale Be-
zugspunkt von Social Justice Educa-
tion ist die Vision einer Gesellschaft, 
in der alle Mitglieder an den gesell-
schaftlichen Ressourcen privilegien- 
bzw. diskriminierungsfrei partizipie-
ren können. Ziel ist dabei, Benach-
teiligungen zu überwinden und mehr 
Anerkennung als Gleichberechtigte 
zu erreichen. Auf dieser Basis wer-
den sämtliche Mechanismen von Un-
terdrückungs- und Ausgrenzung, sei 
es wegen der ethnischen Geschlecht-, 
Schicht- oder Religionszugehörigkeit, 
sei es wegen des Alters oder einer Be-
hinderung in der Bildungspraxis ana-
lysiert, und es werden Strategien für 
mehr Gerechtigkeit entwickelt. Dabei 
spielt die dialogische Methode eine ent-
scheidende Rolle, die in einem wertori-
entierten (Gleichheit, Anerkennung der 
Anderen in ihrem Anderssein) gleich-
berechtigten Kommunikationssetting 
besteht. Die dialogische Methode ist 
durch eine „De-Hierarchisierung der 
Sprechenden und des Gesprochenen 
gekennzeichnet“ Czollek/Weinbach 
2007, S. 16). Sie „wendet sich gegen 
Monologe, durch die die Seminarteil-
nehmenden von der ‚richtigen‘ Hal-
tung überzeugt werden sollen“ (ebd., 
S. 17). Die gemeinsame von Respekt 

und Gleichberechtigung geprägt Aus-
einandersetzung blockiert einen mo-
ralisierenden Gestus und bewirkt ei-
ne Enttabuisierung von Stereoptypen. 
Ein strikt dialogisches Kommunikati-
onssetting will exemplarische Erfah-
rungen des Miteinanders auf gleicher 
Augenhöhe möglich machen. 

Die Gewaltfreie Kommunikation 
konzipiert von dem US-amerikani-
schen Konfl iktmediator Marshall Ro-
senberg (Rosenberg 2009) in den 60er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts, 
ist eine Methodik zur Einübung eines 
achtsamen empathischen Kommunika-
tionsstils und einer partnerschaftlichen 
und fairen Konfl iktlösungsstrategie. 
Marshall Rosenberg entwickelte da-
zu Axiome, Strategien und Methoden 
für eine gewaltfreie Kommunikation, 
die in unterschiedlichen gesellschaft-
lichen (Firmen, Schulen, Gefängnisse) 
und politischen (Jugoslawien, Israel) 
Kontexten erfolgreich eingesetzt wur-
de. Hinter jedem Konfl ikt stehen un-
erfüllte Bedürfnisse, wie beispielswei-
se das Bedürfnis nach Wertschätzung, 
Respekt, Autonomie und Verständnis. 
Wird das jeweilige Bedürfnis erkannt, 
formuliert und vom Gegenüber ver-
standen, führt das laut Rosenberg zur 
Deeskalation (Schönberger 2010, S. 38).

Das Compassion-Projekt (Metz et 
al. 2000) ist ein Projekt sozialen Ler-
nens, das bislang vornehmlich im schu-
lischen Kontext eingesetzt wird. Ziel ist 
die Entwicklung sozialer Haltungen wie 
Solidarität, Kooperation, Kommunika-
tion und Engagement für Menschen, 
die, aus welchen Gründen auch immer, 
auf die Hilfe anderer Menschen ange-
wiesen sind. Zu diesem Zweck gehen 
die Schülerinnen und Schüler während 
des Schuljahres jeweils zwei Wochen 
lang in eine soziale Einrichtung, in Al-
tenheime, Krankenhäuser, Behinder-
teneinrichtungen, Obdachlosenheime, 
Kindergärten, Bahnhofsmissionen und 
ähnliches. Die Lehrerinnen und Lehrer 
besuchen die Schülerinnen und Schüler 
am Praktikumsort, halten Kontakt und 
begleiten die Praktika vorbereitend und 
refl ektierend in ihrem Fachunterricht. 

Bernhard Eder (*1958), Diplomtheolo-
ge, Soziologe M. A., seit 21 Jahren in der 
Erwachsenenbildung tätig, seit 2003 als 
Bildungsreferent und Projektleiter bei 
kifas (KAB-Institut für Fortbildung und 
angewandte Sozialethik) gemeinnützi-
ge GmbH Waldmünchen. Lernprozes-
se der Solidaritätskompetenz sind da-
bei ein wichtiges Aufgabengebiet in 
seiner Funktion als Leiter eines Netz-
knotens (Fachgruppe) der AKSB (Ar-
beitsgemeinschaft katholisch-sozialer 
Bildungswerke in der Bundesrepublik 
Deutschland.

KURZBIOGRAPHIE
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Diese enge Verbindung von Praktikum 
und Unterricht, Erlebnis und fachspe-
zifi sch aufbereiteter Refl exion ist ent-
scheidend für den Compassion-Unter-
richts. Sie beruht auf der Überzeugung, 
dass Erlebnisse allein wenig bewirken 
und nach einiger Zeit schlichtweg ver-
puffen, wenn sie nicht erinnert, arti-
kuliert, refl ektiert, bewertet und einge-
ordnet werden. Das für die Zielsetzung 
des Projekts Entscheidende geschieht 
letzten Endes im Unterricht, der infor-
mierend, refl ektierend und bewertend 
auf Erfahrungen in den Praktika vorbe-
reitet und nachträglich darauf eingeht 
und auf diese Weise dazu beiträgt, dass 
sich eine refl ektierte Haltung im Sozia-
len bildet. Pädagogischer Kerngedanke 
der Projektplanung ist also die Über-
zeugung, dass Sozialpraktika in Ver-
bindung mit Fachunterricht langfristig 

zu veränderten Handlungsbereitschaf-
ten und Haltungen im Bereich des So-
zialen führen können.

Diese Konzeptionen sind nicht in 
der katholisch-sozialen Bildung ent-
standen und haben auch nicht den An-
spruch, deren Bildungspraxis zu beein-
fl ussen. Dessen unbeschadet sind sie 
wichtige und wertvolle Inspirations-
quellen; dies aus folgenden Gründen:
• Sie verbinden Werteorientierungen 

mit konkreten didaktischen Prinzi-
pien und Methoden.

• Die Methoden ermöglichen, in der 
Bildungspraxis exemplarische Lern-
prozesse von Solidaritätskompetenz 
zu machen.

• Sie legen, neben der kognitiven 
Ebene, ein großes Augenmerk auf 
die emotionale Ebene, die oftmals 
in der Wertebildung zu kurz kommt.

Diese Themen und Thesen wurden im 
Rahmen einer Fachtagung mit dem 
Titel „Neue Impulse, um Solidarität 
zu lernen“ erörtert, die die Arbeits-
gemeinschaft katholisch-sozialer Bil-
dungswerke in der Bundesrepublik 
Deutschland (AKSB) vom 23. bis zum 
24. Februar 2010 in Münster/Westfalen 
durchführte. Für die katholisch-sozial 
orientierte politische Bildung bleibt es, 
so das Fazit dieser Veranstaltung, eine 
wichtige Aufgabe, Lernprozesse der So-
lidaritätsförderung zu entwickeln. „So-
lidarische Handlungsbereitschaft in der 
Gesellschaft zu fördern, bleibt wichti-
ges Ziel politischer Bildungsarbeit“, re-
sümiert der AKSB-Geschäftsführer Lo-
thar Harles.

Bernhard Eder, Waldmünchen
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 Orden als Unternehmer

Rafael M. Rieger: Unternehmerisches 
Handeln von Orden. Sozialethische Ori-
entierungen für korporatives Wirtschaf-
ten, Forum Sozialethik 7, Münster: 
Aschendorff 2010, 368 S., ISBN 978–3-
402–10633–4

Der vorliegende Bd. ist die in München 
angenommene Dissertation des Fran-
ziskanerpaters Rafael Manfred Rieger. 
Ausgangspunkt der Dissertation sind 
die verschiedenartigen wirtschaftlichen 
und gemeinnützigen Einrichtungen, die 
katholische Orden in Deutschland un-
terhalten und in denen mehr 100 000 
Personen beschäftigt sind Dabei handelt 
es, sich um landwirtschaftliche Großbe-
triebe, Krankenhäuser etc. sowie vorwie-
gend in Bayern auch um Klosterbraue-
reien. Dem Vfs. geht es darum, deutlich 
zu machen, dass die unternehmerische 
Betätigung von Orden ein eigenes ethi-
sches Untersuchungsfeld ist. Sie ist we-
der eine Frage, die allein in den Bereich 
der Individualethik fällt und somit die in-
dividuelle Verantwortung einzelner Or-
densmitglieder betrifft, noch ein Gebiet, 
das sich gänzlich der Sozialethik zuord-
net, wie dies etwa bei staatlichen und 
kirchlichen Rahmenordnungen der Fall 
ist. Vielmehr ist sie eine Frage der „Ethik 
von Korporationen“. Diese „Mesoebene“ 
ist bisher in der Christlichen Sozialethik 
noch nicht in ihrer ganzen Breite theo-
retisch refl ektiert worden. 

Um hier für die Christliche Sozialethik 
einen weiterführenden Beitrag zu leisten, 
steigt der Vfs. tief in die sozialtheoreti-
sche und unternehmensethische Debatte 
ein und untersucht, ob und wieweit kor-
porative Akteure Verantwortung tragen, 
die über die Verantwortung von Indivi-
duen hinausgeht. In diesen Abschnitten 
setzt sich der Vfs. tiefgehend mit maß-
geblichen Vertretern der Sozialwissen-
schaften auseinander und zeigt differen-
zierte Kenntnisse der unternehmensethi-
schen Debatte. Den „homo oeconomicus“ 
als Verhaltensmodell lehnt er für seine 
Fragestellung als ungeeignet ab, da das 

ökonomische Vorteilsstreben kaum die 
primäre Handlungsmotivation von Or-
densleuten sein dürfte. 

Nach diesen breiten theoretischen 
Grundlagenüberlegungen wird – ohne 
großen sozialwissenschaftlichen Theo-
riebezug – in einer historischen Skizze 
das wirtschaftliche Handeln von Orden 
von ihrer Entstehung bis zur Gegenwart 
nachverfolgt. Da Ordensgeschichte zu-
meist von Ordensangehörigen geschrie-
ben wurde, schimmert auch bei dem Vfs. 
eine affi rmative Sicht durch, während ei-
ne kritische Sicht von „unten“, etwa der 
Leibeigenen oder der von Klöstern ge-
haltenen Sklaven fehlt. Orden waren im 
aristotelischen Sinne weitgehend Haus-
wirtschaften. Auf Sozialexperimente im 
19. Jh., wie z. B. das Modell einer „christ-
lichen Fabrik“, die von Ordensleuten ini-
tiiert und geleitet wurde, wird nicht ein-
gegangen. Die Initiative dazu ging von 
dem Schweizer Kapuziner Pater Theodo-
sius Florintini aus und endete mit einem 
Bankrott. 

Vermutlich haben die wirtschaft-
lichen Aktivitäten einiger Orden erst 
Mitte des 20. Jahrhunderts in Deutsch-

land eine richtige Einbeziehung in Markt 
und Wettbewerb erfahren und damit ei-
ne unternehmerische Dimension gewon-
nen. Bis dahin dominierte die Selbstver-
sorgung und der Bezug von Gütern vom 
Markt; die Belieferung von Märkten hat-
te nur geringe Bedeutung. Dies ist in der 
Gegenwart anders geworden, wie der 
Markterfolg mancher Orden zeigt. Da-
bei stellen sich auch Fragen der recht-
lichen Ausgestaltung dieser Aktivitäten 
nach staatlichem und nach kirchlichem 
Recht. Der kanonistisch vorgebildete Ver-
fasser erwähnt hier Fragen der Gemein-
nützigkeit, von privatrechtlichen und 
öffentlich-rechtlichen Organisations-
formen wirtschaftlicher Betätigung von 
Orden wie auch Fragen kirchenrechtli-
cher Beschränkungen des Erwerbsstre-
bens von Klerikern und Orden. 

Dieses unternehmerische Verhalten 
der Orden bedarf der dreifachen Analy-
se. Erstens muss es mit den Grundzielen 
und Intentionen eines Ordens kompatibel 
sein und darf sich nicht etwa im Sinne 
wirtschaftlicher Expansion oder im Rah-
men ungezügelten Erfolgsstrebens am 
Markt von den religiösen Zielen verselb-
ständigen. Der Vfs. teilt die Orden von ih-
ren Grundintentionen in fünf verschie-
dene Gruppen plausibel ein, woraus sich 
Möglichkeiten und Grenzen wirtschaft-
licher Betätigung von Orden defi nie-
ren. Kontemplative Orden (fuga mundi) 
werden eher zur Selbstversorgung nei-
gen, als sich unternehmerisch betätigen. 
Orden unter dem Leitbild „ora et labo-
ra“ sind ökonomisch gesehen größere 
Einrichtungen, die häufi g ordensfrem-
de Mitarbeiter für ihre Wirtschaftsun-
ternehmen beschäftigen. Ein dritter Typ 
von Orden (privilegium paupertatis) ist 
besonders der Armut verpfl ichtet. Dies 
steht im Gegensatz zu einer wirtschaft-
lichen Betätigung. Man lebt vielmehr 
von den Spenden der Gläubigen und 
der Seelsorge (Mess stipendien etc.). Ein 
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viertes Modell (Caritas Christi urget nos) 
betrifft caritativ tätige Orden, die auch 
eigene Einrichtungen (z. B. Krankhäuser, 
Altenheime, Schulen) unterhalten. Sie 
erhalten weder Markterlöse noch Spen-
den, sondern Zahlungen der Sozialver-
sicherungen oder Zuschüsse der öffent-
lichen Hand. Ein fünftes Modell (ambu-
lare in saeculo) stellt im Gegensatz zum 
ersten Modell, das einen Rückzug von 
der Welt verkörpert, ein Leben mitten in 
der Welt dar. Die Mitglieder dieser Ge-
meinschaften gehen einem Beruf nach, 
häufi g in abhängiger Beschäftigung. 
Konkret bedeutet dies, dass der Betrieb 
einer Brauerei eher mit dem benediktini-
schen Mönchtum kompatibel ist als mit 
dem Armutsideal der Franziskaner. Ein 
zweites Kriterium für die wirtschaftli-
che Betätigung von Orden ist die Ver-
einbarkeit mit ethischen Grundsätzen, 
etwa den Vorstellungen der Sozialleh-
re der Kirche. Anerkannten Grundsätzen 
der Sozialethik sowie unternehmensethi-
schen Anforderungen müssen auch Or-
denseinrichtungen Rechnung tragen. 
Aus ihrem christlichen Selbstverständ-
nis heraus könnten sie (z. B. in ökologi-
scher Hinsicht) auch Vorreiter sein. Un-
abdingbar ist aber auch ein drittes Ele-
ment, nämlich der ökonomische Erfolg. 
Kein Unternehmen kann dauerhaft Ver-
luste hinnehmen, sondern muss ausrei-
chende Erlöse erzielen, um am Markt be-
stehen zu können. Dies gilt auch für die 
wirtschaftliche Betätigung von Orden. 

In der breit angelegten Disserta-
tion, die auch einige Wiederholungen 
kennt, werden aktuelle Konfl iktfelder, 
wie z. B. die Aufgabe von Einrichtungen 
bei schrumpfender Zahl von Ordensmit-
gliedern zwar angegeben. Systematisch 
werden die Konfl iktfelder anhand rele-
vanter wirtschaftlicher Betätigungen von 
Orden aber nicht behandelt. Es werden 
auch keine Lösungsansätze aufgezeigt. 

Dies gilt etwa im Personalbereich, 
wenn die Konkurrenten von Orden gerin-
gere Löhne zahlen. Zur Sicherung seiner 
wirtschaftlichen Aktivitäten ist das Kol-
pingwerk der Erzdiözese Paderborn aus 
dem kirchlichen Arbeitsrecht ausgestie-
gen, um durch niedrigere Löhne der Kon-
kurrenz standhalten zu können. Können 
und dürfen dies ordenseigene Einrich-
tungen tun? Ein zweites zentrales Pro-
blem ist die Frage, wie die bisher religiös 
geprägte Unternehmenskultur gewahrt 
werden kann, wenn durch den Mangel 
an Ordensleuten kaum noch einer von 
ihnen in der regulären Beschäftigung 
vertreten ist. Dieses Problem wird drit-
tens dann noch verschärft, wenn nicht 
einmal mehr Führungspositionen von 
Ordensangehörigen bekleidet werden 
können. Wenn man das Management 
ordensfremden Führungskräften über-
lassen muss, stellen sich Probleme der 
Kontrolle (Aufsichtsrat), der Wirtschafts-
prüfung ein. Dazu hat die Deutsche Bi-
schofskonferenz Empfehlungen heraus-
gegeben, die hier nicht erwähnt wer-

den. Ein viertes Problem besteht in der 
vollständigen Aufgabe einer Einrichtung 
durch den jeweiligen Orden. Zumindest 
viele Schulen und Krankenhäuser wur-
den bisher von den Diözesen übernom-
men. Soll ein Orden seine Einrichtungen 
auch an private, kommerzielle Anbieter 
abstoßen? Angesichts der Überalterung 
besteht ein fünftes Problem in der Alters-
sicherung von Ordensangehörigen. Da-
zu sind fi nanzielle Rücklagen geboten. 
Soll ein Orden, auch aus dem ethischen 
Ziel einer besseren Absicherung der alten 
Ordensangehörigen, sich wie ein Invest-
mentfonds, gar wie ein Hedgefonds am 
Kapitalmarkt bewegen? Hier liegen wei-
terführende Fragen der Thematik.

Mit seiner Dissertation greift der Vfs. 
ein bisher in der Christlichen Sozialethik 
bestehendes Desiderat auf, denn Fragen, 
ob und wie die Soziallehre der Kirche in 
der Kirche selbst, in ihren Institutionen 
(Orden) und Funktionen (Caritas, Finan-
zen, Arbeitsverhältnisse) Anwendung fi n-
det, wurden bisher noch nicht eingehend 
untersucht. 

Die Arbeit gibt nicht nur den Anstoß 
zu weiterführenden Forschungsvorhaben 
einer solchen, auf die Kirche bezogenen 
Sozialethik. Sie bietet auch konzeptio-
nelle Anregungen für das methodische 
Vorgehen der Christlichen Sozialethik bei 
der Analyse von mittleren Akteuren (Ver-
bänden, Vereinen, Unternehmen) zwi-
schen Individuen und Staat. 

Joachim Wiemeyer, Bochum 
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Gerhard Kruip, Michael Schramm: Fair 
Taxation. A Topography of Moral Ques-
tions

The article provides a short “topo-
graphy” of the ethical aspects of fair 
taxation. The justifi cation of taxes on 
the whole, the level of created revenue, 
the various sorts of taxes, the problem 
of individual tax burden, the criteria of 
simplicity and transparency as well as the 
problems of national taxation systems re-
sulting from the process of globalization 
are dealt with as well.

Hanno Kube: Fair Taxation. The Con-
text of Constitutional Law

In the constitutional laws regarding 
taxation seminal elements of our ideas of 
fair taxation come together. The Grund-
gesetz assumes the principle of public fi -
nance by fi scal participation in the eco-
nomic success of the individual. At the 
same time, however, it recognizes fi scal 
law as an infringement and contains it 
by democratic and constitutional laws. 
The fi scal state intervenes according to 
the individual economic performance of 
the citizen. The performance is covered 
by a variety of different taxes. The cri-
teria for the individual taxes must be in 
accordance with the economic potential. 
The Grundgesetz grants legislators suffi -
cient leeway with regard to the rate of 
taxation; the same applies to the deci-
sion about the height of the overall tax 
burden. Within this framework legislation 
is called upon to act consistently. Since 
fi scal law deals with the administration 
of so many individuals it must needs sim-
plify, standardize and generalize; consti-
tutional law admits this within certain 
limits. But not only the law but its en-
forcement must be grounded on freedom 
and equality. If enforcement defi cits are 
already founded in the law, the law it-
self violates the constitution. Structural 
renewal and simplifi cation is one of the 

most important task of today‘s politics. 
Fair taxation will in the future only suc-
ceed if fi scal law rests on its constitu-
tional foundation, and if it is safe, con-
sistent and transparent in its assessments.

Erich H. Witte und Christina Mölders: 
Fairness in Income Tax Law. A Business-
Psychological Perspective

Taxes are involuntary dues and have 
a tough job in assessing their fairness on 
this account. The tendency to evade tax-
es thereby to avoid painful fi nancial loss 
collides with the wish to help the needy in 
a society. The insight that  taxes are use-
ful and sensible contrasts the pursuit of 
maximizing one’s own profi t. But next to 
the weighing of individual vs. collective 
profi t the issue of fairness depends on 
the matter to be dealt with. The fairness 
of the tax can be measured on the basis 
of the allocation and the specifi c height 
of the tax to be paid or on the basis on 
which the process of paying taxes relies: 
the income tax law. This is deemed fair 
if it respects the various needs and pro-
vides equal treatment, and if practical, 
transparent and understandable. Justice, 
and with this also fair taxation varies ac-
cording to focus, standard of compari-
son and ethical-moral criteria of the in-
dividual. The creation of a tax everyone 
at all times conceives as just and fair is a 
mere utopia. There are, however, starting 
points to make taxes and income tax law 
fairer. A change of thinking is necessary. 

Jörg Althammer: Fair taxation for Fam-
ilies. On the Present System and Cur-
rent Reform Proposals

The German system of family taxa-
tion has been controversially discussed 
for a long time. Specifi c elements of in-
come taxation such as the tax priviledge 
for married couples or for children are 
criticized since they do not refl ect the 
changes in society and prove as coun-

ter-productive with regard to allocation. 
This paper presents the fi scal treatment 
of marriage and family in German in-
come tax law and analyzes the reform 
proposals currently under discussion on 
the basis of the constitutive principles 
of German tax law.

Gregor Nöcker: Tax Law and Subsis-
tence Level. On the Hartz IV-Sentence 
of the Constitutional Court

Based on the system of income tax 
law the paper asks which consequences 
the so-called Hartz IV-Sentence of the 
Constitutional Court will have on the tax-
ation of lower incomes. To what extent 
will the subsistence level be exempt from 
taxation? Is there a change in the tax ex-
empt amount to be expected from the 
High-Court revaluation of the computa-
tion base? What kind of margins are there 
left to the legislator for a reorganiza-
tion conformable to constitutional law?

“Correcting the Distribution of Income”. 
Interview with Giacomo Corneo about 
the possibilities of a more effi cient and 
fairer tax policy

In times of encreasing spending of the 
public sector always the same questions 
are being asked: is there a leeway for 
tax increase? Are additional debts justi-
fi able? Or are there possibilities for sav-
ings somewhere else? The Berlin econo-
mist Giacomo Corneo presents answers 
that are not governed by often short-
term party-political motives, but anwers 
that are oriented towards the criteria of 
a long-term effi ciency as well as group- 
and generation-spanning fair taxation. 
Start and end point in this is the safe-
guarding of a sustainable welfare state. 
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Gerhard Kruip et Michael Schramm: La 
justice fi scale. Une « topographie » des 
questions morales

L‘article donne une « topographie » 
abrégée des questions éthiques soule-
vées par la justice fi scale. Il discute la 
justifi cation des impôts même, le mon-
tant des recettes fi scales, les différents 
types d‘impôts, le problème de la charge 
fi scale individuelle,les citères de la sim-
plicité et de la transparence ainsi que 
les problèmes provoqués par le proces-
sus de mondialisation pour les systèmes 
fi scaux nationaux.

Hanno Kube: La justice fi scale. dans le 
cadre du droit constitutionnel

Le droit constitutionnel relatif à l‘im-
pôt réunit de façon condensée des élé-
ments importants de nos représentations 
de la justice fi scale. La Loi fondamentale 
part du principe favorable à la liberté se-
lon lequel le fi nancement de l‘Etat est as-
suré par sa participation fi scale au succès 
économique du citoyen. Elle reconnaît 
en même temps que le droit fi scal est un 
droit d‘intervention; voilà pourquoi elle 
l‘assujettit aux principes de la démocra-
tie et de l‘Etat de droit. Conformément 
aux principes de la liberté et de l‘égali-
té, l‘Etat fi scal frappe le citoyen selon sa 
capacité individuelle et fi scale. Celle-ci 
est à la base d‘une multitude d‘impôts 
différents dont les assiettes doivent être 
déterminées en tenant compte de cri-
tères de justice relatifs à la capacité in-
dividuelle. Par-contre, à l‘égard des taux 
d‘imposition, la Loi fondamentale laisse 
au legislateur une large marge de ma-
noeuvre, tout comme pour la décision 
sur le montant de la charge fi scale to-
tale. Cependant, dans les limites de cette 
marge, le législatuer doit agir de façon 
cohérente. Du fait que le droit fi scal re-
quiert une administration de masse, il 
doit nécessaire ment simplifi er, standar-
diser, évaluer au forfait, le droit consti-

tutionnel permettant cela dans certaines 
limites. Ce n‘est pas seulement la légis-
lation fi scale qui doit être conforme à la 
liberté et à l‘égalité, il en est de même 
pour son application; Au cas où des dé-
fi cits d‘application relèveraient de la loi 
même, celle-ci serait anticonstitution-
nelle. Le renouvelle ment structurel et 
la simplifi cation du droit fi scal comp-
tent aujourd‘hui parmi les tâches les plus 
importantes d‘une politique durable. La 
justice fi scale n‘a de chance de se réa-
liser qu‘ à condition que le droit fi scal 
se construise à partir de son fondement 
constitutionnel et qu‘il soit, en même 
temps, sûr de ses appréciations, consis-
tent et transparent. 

Erich H. Witte et Christina Mölders: La 
justice et la loi de l‘impôt sur le reve-
nu. du point de vue de la psychologie 
économique

Les impôts sont des prélèvements in-
volontaires; rien que pour cela il n‘est pas 
facile de juger s‘ils sont justes ou non. La 
tendance à éviter le paiement d‘ impôts et 
par là une perte pécuniaire douloureuse 
entre en collision avec le désir d‘aider 
les personnes dans lune situation sociale 
précaire. Reconnaître que les impôts sont 
utiles et bien fondés est en contradic-
tion avec l‘intention de vouloir maximiser 
son profi t. Qu‘un jugement soit juste ne 
dépend pas seulement d‘une comparai-
son soigneuse des avantages individuel 
et collectif mais également de l‘objet à 
juger. Ce sont la répartition des charges 
et le montant de l‘impôt à payer qui dé-
terminent le sentiment si un impôt est 
juste ou non. Cependant il ne faut pas 
oublier la base juridique qui régit la pro-
cédure de paiement de l‘impôt: la loi de 
l‘impôt sur le revenu. Celle-ci est ressentie 
comme juste si elle tient compte des be-
soins différents, assure l‘égalité de traite-
ment et qu‘en outre, elle est practicable, 
transparente et compréhensible. L‘idée de 

justice y comprise la justice fi scale va-
rie selon l‘intérêt personnel, l‘échelle de 
comparaison et les critères éthiques et 
moraux de l‘individu. C‘est une utopie de 
vouloir créer un impôt ressenti comme 
juste par tous et toujours. Il y a pourtant 
des points de départ pour parvenir à des 
jugements plus justes en ce qui concerne 
les impôts et la loi de l‘impôt sur le re-
venu. Une approche différente s‘impose.

Jörg Althammer: Une imposition juste 
des familles. Le système en vigueur et 
les propositions de réforme actuelles

Le système allemand de l‘imposition 
des familles fait depuis longtemps l‘ob-
jet de controverses. Des éléments spé-
cifi ques de l‘imposition sur le re venu 
comme l‘imposition commune avec split-
ting pour époux et les déductions fi s-
cales pour enfants sont critiqués par ce 
qu‘ils ne correspondent plus au chan-
gement des conditions sociales et qu‘ils 
s‘avèrent contre-productifs du point de 
vue d‘une politique redistributive. L‘ ar-
ticle explique la prise-en compte fi scale 
des couples mariés et des familles dans 
le droit allemand relatif à l‘impôt sur le 
revenu et analyse, sur la base des prin-
cipes constitutifs du droit fi scal allemand, 
les propositions de réfome en discussion. 

Gregor Nöcker: Le droit fi scal et le mi-
nimum vital. A propos du jugement de 
la Cour constitutionnelle fédérale sur 
les récentes réformes sociales (Hartz 4)

Partant de la systématique du droit 
de l‘impôt sur le revenu, l‘article exa-
mine les conséquences du jugement dit 
Hartz 4 de la Cour constitutionnelle re-
latives à l‘imposition des revenus bas. A 
l‘avenir, jusqu‘à quel montant le mini-
mum vital sera exonéré? Quelles modi-
fi cations sont à attendre au niveau des 
montants exemptés d‘impôt en raison de 
l‘obligation judiciaire suprême de réviser 
le mode de calcul? Quelle sera la marge
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de maneouvre du législateur pour une 
nouvelle réglementation conforme à la 
Constitution?

« Corriger la distribution des  revenus ». 
Entretien avec Giacomo Corneo sur les 
possibilités d‘une politique fi scale plus 
effi cace et plus juste

A l‘époque de besoins fi nanciers ac-
crus des pouvoirs publiques les questions 

qui se posent sont toujours les mêmes: 
Y a-t-il des marges de manoeuvre pour 
des augmentations d’impôt? Est-ce que 
des dettes supplémentaires seraient à 
justifi er? Ou encore, y a-t-il des possibi-
lités pour faire des économies ailleurs? 
Giacomo Corneo, économiste et cher-
cheur en fi nances à Berlin, donne des ré-
ponses qui ne s’orientent pas à des consi-
dérations à court terme, relèvant de la 

politique de parti, mais qui mettent en 
évidence des critéres d’une effi cacité à 
long terme et les exigences d’une jus-
tice fi scale qui tient compte des diffé-
rents groupes et générations. L’objectif, 
aussi bien que le point de départ, en est 
d’assurer l’avenir d’un Etat-providence 
durable.
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Christen an der Ruhr, Band 4
Herausgegeben von Reimund Haas und Jürgen Bärsch.
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Zum Jahr der europäischen »Kulturhauptstadt Ruhr 2010« legt das 
Institut für kirchengeschichtliche Forschung des Bistums Essen den 

vierten Band seiner inzwischen anerkannten Reihe mit ökumenischen 
Lebensbildern aus dem Ruhrgebiet vor. In der aktuellen Phase tiefgrei-
fender Wandlungen im Ruhrgebiet – im Ruhrbistum wie in den beiden 
evangelischen Landeskirchen – ist das Profil einzelner Christinnen und 
Christen gefragt, denn christliches Zeugnis muss sich unter heutigen 
gesellschaftlichen und kirchlichen Bedingungen neu bewähren. Dazu 
haben 16 Autorinnen und Autoren 17 Lebensbilder zusammengetra-
gen: Gerwig von Volmarstein, Anton Praetorius, Anton Düsing, Heinrich 
Wigger, Ida von Bodelschwingh, Augustin Wibbelt, Jordan Mai, Theresia 
Albers, Joseph Stoffels, Theodor Hartz, Hugo Krueger, Hans Lutz, Leon-
hard Küppers, Elisabeth Niehues, Liesel Bellmann, Bartholomeus Cornelis 
Hoogeveen, August Everding.
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